
Ja zum »Nein heißt Nein«
RECHT Koalition und Opposition wollen Regierungsentwurf zum Sexualstrafrecht nachbessern

V
iele Menschen in Deutsch-
land waren Anfang dieses
Jahres fassungslos. Erst da-
rüber, was in der Silvester-
nacht in Köln passiert war.
Dann darüber, dass viele

der dort geschehenen Übergriffe offenbar
nicht einmal strafbar waren. Denn das Se-
xualstrafrecht erfasst „Grapschen“ im In-
timbereich nicht, solange es oberhalb der
Kleidung erfolgt. Zu diesem Zeitpunkt be-
fassten sich die Fachpolitiker im Bundestag
längst mit noch gravierenderen Schutzlü-
cken im Sexualstrafrecht: Vergewaltigun-
gen, die nicht also solche geahndet wur-
den, weil nach Einschätzung von Staatsan-
wälten und Richtern die im Gesetz festge-
schriebenen Tatmerkmale nicht erfüllt wa-
ren. Zwei Gesetzentwürfe der Grünen
(18/5384) und der Linken (18/7719), um
diese Schutzlücken zu schließen, lagen da
bereits auf dem Tisch, ebenso ein Referen-
tenentwurf von Justizminister Heiko Maas
(SPD), der darauf wartete, vom Kabinett
verabschiedet und dem Bundestag zugelei-
tet zu werden. Vergangene Woche war das
so weit – und die Fachleute im Parlament
längst ein Stück weiter.
Quer durch die Fraktionen waren sich alle
Redner einig, dass der Gesetzentwurf
(18/8210) der Regierung dringend nachge-
bessert werden muss. Dieser versucht die
Schutzlücken dadurch zu schließen, dass
den bestehenden Kriterien, nach denen ei-
ne sexuelle Handlung strafbar ist, weitere
hinzugefügt werden (siehe unten). „Das
reicht nicht aus, das ist zu wenig“, kritisier-
te Ulle Schauws (Grüne) dieses Vorgehen
in der Plenardebatte am Donnerstag, Das
sahen viele Abgeordnete, auch aus der Ko-
alition, ähnlich. Der Gesetzentwurf von
Maas stelle weiter auf die Frage ab, warum
das Opfer keinen Widerstand geleistet hat.
Damit, befand Schauws, werde der Wille
der Frau noch immer nicht respektiert.
Maas bekundete eingangs, dass er selbst
noch weitergehende Reformen des Sexual-
strafrechts anstrebe. Eine von ihm einge-
setzte Expertenkommission solle dazu bis
zum Sommer Vorschläge erarbeiten. Die
erkannten Schutzlücken seien aber so ekla-
tant, dass sie schon jetzt geschlossen wer-
den müssten. Doch sämtliche nachfolgen-
den Redner machten deutlich, dass sie be-
reits im jetzt angelaufenen Gesetzgebungs-
verfahren eine weitergehende Reform
wünschten. Eine, die vom Grundsatz
„Nein heißt Nein“ geleitet wird.
Dieser sei eine banale Selbstverständlich-
keit, merkte Halina Wawzyniak (Linke) an.
Sie gelte aber nicht im jetzigen Sexualstraf-
recht, und daran ändere auch der Gesetz-

entwurf der Bundesregierung nichts. Er
löse einen Teil des Problems, aber nicht
das Problem selbst. Dieses machten
sämtliche Redner darin aus, dass das Op-
fer vor Gericht darlegen muss, warum es
den Übergriff nicht verhindern konnte.
Die Lösung sei eine Formulierung wie
im Gesetzentwurf der Lin-
ken, nach dem jede sexuel-
le Handlungen „gegen den
erkennbaren Willen einer
anderen Person“ strafbar
ist, sagte Wawzyniak. Das
manchmal zu hörende Ge-
genargument, nicht jedes
Nein sei ernst gemeint,
nannte sie absurd. Nach
geltendem Recht mache
sich strafbar, wer „gegen
den Willen des Berechtig-
ten ein Kraftfahrzeug in
Gebrauch nimmt“.
Die CDU-Abgeordnete Elisabeth Winkel-
meier-Becker hieb in dieselbe Kerbe.
Niemand habe das Recht, „sich über den
entgegengesetzten Willen des anderen
hinwegzusetzen“. Die Kriminalpolizei ra-
te sogar, sich nicht zu wehren, um es
nicht noch schlimmer zu machen. Dann

könne man es nicht zum Kriterium einer
strafbaren Vergewaltigung machen, dass
das Opfer sich gewehrt hat. Winkelmei-
er-Becker setzte sich auch dafür ein, bis-
her straflose Formen des „Grapschens“
bereits im laufenden Gesetzgebungsver-
fahren zur Straftat zu machen – auch das

so ein Punkt, in dem
über alle parteipoliti-
schen Gräben hinweg Ei-
nigkeit herrschte. Eine
Lösung müsse es auch
für solche Fälle geben, in
denen, wie in Köln ge-
schehen, Taten aus der
Menge heraus begangen
werden und die konkrete
Tat eines Einzelnen
schwer nachweisbar sei.
Ihr Fraktionskollege Ale-
xander Hoffmann (CSU)
ergänzte, wenn der

Nachweis der Teilnahme an einer Schlä-
gerei zur Strafbarkeit genüge, müsse dies
auch für sexuelle Übergriffe aus einer
Gruppe heraus gelten. Hoffmann kriti-
sierte im Übrigen die Absicht im Gesetz-
entwurf der Linken, Exhibitionismus
von der Straftat zur Ordnungswidrigkeit

herabzustufen. Es gebe „keinen Grund,
Exhibitionismus nicht genauso zu be-
strafen wie zu schnelles Fahren“.

Zweifel an der Union Für die Aufnahme
des „Nein heißt Nein“ in das Gesetz
sprach sich auch Eva Högl (SPD) aus. „Wir
nehmen jetzt die Chance wahr, den guten
Gesetzentwurf noch nachzubessern“, ver-
steckte sie die Forderung in ein Lob in
Richtung des Justizministers. Jede nicht
einvernehmliche Form sexuellen Han-
delns solle unter Strafe gestellt werden.
Högls Fraktionskollege Johannes Fech-
ner kritisierte aber das Kanzleramt dafür,
den Entwurf von Maas mehr als ein hal-
bes Jahr zurückgehalten zu haben. Auch
bezweifelte Fechner, ob die Rednerinnen
und Redner von CDU und CSU wirklich
für ihre Fraktion sprechen. Vom Frakti-
onsvorsitzenden Volker Kauder und sei-
nem Stellvertreter Thomas Strobl habe er
die klare Antwort erhalten: „Nein bleibt
Nein gibt es mit der Union nicht.“
Der Rechtsausschuss des Bundestages,
der die Entwürfe federführend beraten
wird, steht dafür bereits in den Startlö-
chern. Für den 1. Juni ist eine öffentliche
Anhörung anberaumt. Peter Stützle T

„Rote Karte“ für Sexualstraftäter: Alle Fraktionen im Bundestag stehen hinter einer Verschärfung der Gesetze. Gestritten wird über den richtigen Ansatz. © picture-alliance/allOver

EDITORIAL

Überfällige
Novelle

VON JÖRG BIALLAS

Wie viele Frauen vergewaltigt worden sind,
kann niemand seriös bestimmen. Es gilt als
wahrscheinlich, dass die jährlich in Deutsch-
land etwa 8.000 angezeigten Fälle von sexuel-
ler Nötigung und Vergewaltigung nur ein
Bruchteil der tatsächlich begangenen Übergrif-
fe sind.
Fest steht indes: Weniger als zehn Prozent der
Tatverdächtigen werden verurteilt. In vielen
Fällen kommt es gar nicht erst zu einer Ankla-
ge. Zu dünn bewertet die Staatsanwaltschaft
die Beweislage, zu mager die Aussicht, vor Ge-
richt eine Schuld zu belegen und Strafe zu er-
wirken.
Eine Reform des Sexualstrafrechts ist also ge-
boten. Darüber, das wurde bereits in der ers-
ten Lesung eines von Justizminister Heiko
Maas (SPD) vorgelegten Gesetzentwurfs deut-
lich, sind sich die Fraktionen im Deutschen
Bundestag weitgehend einig.
Bisher war es beispielsweise nahezu unmög-
lich, eine Vergewaltigung nachzuweisen, wenn
ein Opfer sich nicht gegen den Peiniger ge-
wehrt hatte. Etwa, weil es von dem körperli-
chen Angriff überrascht oder vor Angst ge-
lähmt war. Das soll nun anders werden.
Auch ist geplant, das „Grapschen“, also das
sexuell motivierte Greifen nach Körperteilen,
schärfer zu bestrafen. Dieser Vorstoß resultiert
aus den Ereignissen in der Silvesternacht in
Köln, als ein Mob überwiegend ausländischer
junger Männer Mädchen und Frauen auf der
Domplatte bedrängte und gegen deren Willen
anging.
Kritiker des jetzt auf dem Tisch des Bundesta-
ges liegenden Gesetzentwurfes bemängeln vor
allem zweierlei. Zum einen weisen sie bitter
darauf hin, dass gerade der Vergewaltigungs-
paragraph trotz seiner offensichtlichen und
immer wieder vorgetragenen Unzulänglichkei-
ten über viele Jahre nicht praxistauglich ge-
macht worden ist.
Und zweitens fordern sie, das Prinzip „Nein
heißt Nein“, also das Verbot von sexuellen
Handlungen gegen den erkennbaren Willen,
grundsätzlich und damit deutlicher als bisher
vorgesehen juristisch festzuschreiben.
Gerade dieser Punkt steht im Mittelpunkt zu-
künftiger Debatten. Wie der Gesetzestext am
Ende genau formuliert ist, wird sich im Laufe
des parlamentarischen Verfahrens herausschä-
len. Gut zu wissen ist indes schon jetzt, dass
nun endlich eine Gesetzesnovelle Fahrt aufge-
nommen hat, die längst überfällig war.

»Wir nehmen
die Chance
wahr, den

guten Gesetz-
entwurf nach-
zubessern.«

Eva Högl (SPD)

KOPF DER WOCHE

Bald oberster
Schlapphut
Bruno Kahl Seinen Namen hatte niemand auf
dem Zettel, als über den Wechsel an der Spitze
des Bundesnachrichtendienstes (BND) spekuliert

wurde. Bruno Kahl,
Abteilungsleiter im
Bundesfinanzministe-
rium, löst im Juli Ger-
hard Schindler als
BND-Präsidenten ab,
der in den einstweili-
gen Ruhestand ver-
setzt wird. Mit Ge-
heimdiensten hatte
der 53-jährige Kahl
bisher kaum zu tun,
er kennt sich dennoch

in der inneren Sicherheit bestens aus. Folgt der
CDU-Mann und promovierte Jurist doch seit zwei
Jahrzehnten seinem Parteifreund, Finanzminister
Wolfgang Schäuble, auf all dessen Stationen. Un-
ter Innenminister Schäuble war er Pressesprecher,
Büroleiter und Planungschef. Gleichwohl gilt Kahl
als Entdeckung von Kanzleramtsminister und Ge-
heimdienstkoordinator Peter Altmaier (CDU) und
soll nun nach diversen Affären um den Geheim-
dienst die Reformen im BND antreiben. kru T
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ZAHL DER WOCHE

12
Präsidenten haben den Bundesnachrichten-
dienst seit 1956 geführt. Erster Präsident war der
frühere Wehrmachtsgeneral Reinhard Gehlen,
dessen „Organisation Gehlen“ in den BND über-
führt wurde. Er leitete mit zwölf Jahren Amtszeit
den BND am längsten, Heribert Hellenbroich war
1985 nur vierWochen imAmt.

ZITAT DER WOCHE

»Eine Chance
für den
Neuanfang nach
Snowden.«
Thomas Oppermann, SPD-Fraktionschef, zum
Wechsel an der Spitze des Bundesnachrichten-
dienstes
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So sollen die Schutzlücken geschlossen werden
ENTWÜRFE Regierung setzt auf Neufassung des Missbrauchs-Paragraphen, Opposition will grundlegende Änderungen

Der Schlüsselbegriff bei der der-
zeit diskutierten Reform des Se-
xualstrafrechts heißt „Schutzlü-
cken“. Das Strafrecht soll Men-

schen davor schützen, dass andere ihnen
Leid oder einen Schaden zufügen. Dazu
droht es diesen ihrerseits mit einem Scha-
den, nämlich einer Geld- oder Haftstrafe.
Damit klar ist, was man darf und was
nicht, schreibt das Strafgesetz dies im Ein-
zelnen fest. Bei einer solchen Auflistung
bleiben aber immer Lücken, durch die ein
Täter schlüpfen kann: Er tut einem ande-
ren etwas an, das jeder als strafwürdig be-
zeichnen würde, das aber nicht ausdrück-
lich unter Strafe gestellt ist. Manchmal sind
es auch die Gerichte, die eine Vorschrift an-
ders auslegen, als vom Gesetzgeber ur-
sprünglich intendiert. Auch dann können
solche Lücken entstehen.
Schutzlücken sieht der Entwurf der Bun-
desregierung (18/8210) im Sexualstrafrecht
bei Fällen, in denen der Täter keine Gewalt
oder die Drohung damit braucht, um sexu-
elle Handlungen vorzunehmen, etwa wenn
das Opfer überrascht wird oder aus Furcht
vom Widerstand absieht. Dazu soll der Pa-
ragraph 179 Strafgesetzbuch (StGB) neu

gefasst und erweitert werden. Bisher ist
dort die Strafbarkeit des sexuellen Miss-
brauchs von Menschen geregelt, die auf-
grund ihres körperlichen oder psychischen
Zustands widerstandsunfähig sind. Darun-
ter soll künftig auch fallen, wer von der Tat
überrascht wird oder wer „im Fall ihres Wi-
derstandes ein empfindliches Übel be-
fürchtet“, was bis hin zu beruflichen Nach-

teilen gehen kann. Im Fall eine Verurtei-
lung ist eine Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zehn Jahren vorgesehen. Ein be-
sonders schwerer Fall mit einer Freiheits-
strafe nicht unter einem Jahr soll nach
dem Entwurf vorliegen, wenn der Täter ei-
ne Lage ausnutzt, in der das Opfer Gewalt
befürchtet oder wenn die Widerstandsun-
fähigkeit auf einer Behinderung beruht.

Gestrichen werden sollen im Gegenzug das
Merkmal der schutzlosen Lage im Para-
graph 177 StGB und der auf sexuelle
Handlung abzielende schwere Fall der Nö-
tigung im Paragraph 240 StGB.
Einen anderen Weg geht der Gesetzentwurf
der Linken (18/7719), der im Kern jede se-
xuelle Handlung unter Strafe stellen will,
die „gegen den erkennbaren Willen einer
anderen Person“ erfolgt. Dazu setzen die
Linken auf umfangreiche Änderungen im
gesamten 13. Abschnitt des Strafgesetzbu-
ches, der Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung behandelt. Einen ähnli-
chen, wenn auch rechtstechnisch etwas an-
deren Ansatz verfolgt der bereits in erster
Lesung beratene Gesetzentwurf der Grünen
(18/5384). Demnach sollen die Paragra-
phen zu Nötigung und Missbrauch neu als
„sexuelle Misshandlung“ in einem Paragra-
phen gebündelt werden. pst T
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Demonstration vor dem Kölner Dom: Die Übergriffe in der Silvesternacht haben die
Debatte über neue strafrechtliche Regelungen befeuert. © picture alliance
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Nicht weit genug
CONTRA Lange wurde um eine Verschärfung des Sexu-

alstrafrechtes gerungen – nun endlich soll
mit dem Gesetzesentwurf eine Strafbar-
keitslücke geschlossen werden. Denn nach

bisherigem Recht liegen eine Vergewaltigung oder
sexuelle Nötigung nur in drei Fällen vor:Wenn Ge-
walt angewendet, das Opfer bedroht oder die
schutzlose Lage des Opfers ausgenutzt wurde.
Künftig soll es sich auch um eine Vergewaltigung
handeln, wenn der Täter das Opfer überrascht hat
und es sich gar nicht wehren konnte.
Der Entwurf für eine Neufassung der Paragrafen
177 und 179 im Strafgesetzbuch ist natürlich erst
einmal begrüßenswert, denn endlich tut sich et-
was. Lang genug wurde um eine Neuauflage ge-
rungen. Alles ist besser als der jetzige Zustand, bei
dem eine Vergewaltigung nur strafbar ist, wenn
sich die Frau auch entsprechend gewehrt hat.
Nur leider geht der Regierungsentwurf nicht weit
genug. Dadurch wird eine Chance vertan, den Ver-
gewaltigungsparagraphen grundlegend zu refor-
mieren. Schon lange fordern Frauenverbände, je-
den nicht einvernehmlichen Sex unter Strafe zu
stellen. Das „Nein“ einer Frau muss zur Strafver-
folgung ausreichen, wenn ein Mann es missach-
tet. Doch das leistet die Novelle nicht. Noch immer
muss die Frau darlegen, warum sie sich nicht ge-
wehrt hat. Dabei sollte nicht das Verhalten des
Opfers relevant für die Strafbarkeit sein, sondern
das des Täters. Nur das wäre ein klares Signal.
Damit würde Deutschland auch die Istanbul-Kon-
vention von 2011 zur Verhütung und Bekämpfung
von Gewalt gegen Frauen erfüllen, nach der jede
„nicht einverständliche, sexuell bestimmte Hand-
lung“ strafbar ist. Mit dem aktuellen Entwurf er-
füllt sie sie nicht.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Melanie Reinsch,
DuMont-
Hauptstadtredaktion
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CHANCE AUF GROSSE SEXUALSTRAFRECHTSREFORM?

Zeit zum Ändern
PRO Kein Gesetz kommt aus dem Bundestag so

heraus, wie es eingebracht worden ist“ –
die berühmte Struck’sche Regel wird ger-
ne benutzt, um Kritik an einem Gesetzent-

wurf den Wind aus den Segeln zu nehmen. Dass
die Kritikpunkte dann im parlamentarischen Ver-
fahren auch tatsächlich aufgenommen werden, ist
damit aber keinesfalls gesagt. Oft werden nur
noch Kleinigkeiten geändert. Diesmal aber, beim
Sexualstrafrecht, könnte das anders sein. Denn der
Gesetzentwurf von Justizminister Heiko Maas
(SPD) widerspricht nicht nur europäischen Stan-
dards, er wird zudem noch nicht einmal von den
Koalitionsparteien unterstützt.
„Nein heißt nein“, auf diese Formel lässt sich die
Istanbul-Konvention des Europarats bringen. Er-
klärt eine Frau, keinen Sex zu wollen, und der
Mann missachtet dies, nennt man das Vergewalti-
gung. In Maas‘ Gesetzentwurf dagegen muss die
Frau aus irgendeinem pathologischen Grund erst-
mal „widerstandsunfähig“ sein. Über diese Grün-
de wird dann vor Gericht gefeilscht. War sie in so
schlechter psychischer Verfassung, dass sie sich
nicht wehren konnte? War die Drohung eindeutig
genug? Das ist das Gegenteil von „Nein heißt
Nein“, es ist „Nein heißt nichts, wenn die Frau
sich nicht selbst schützt, außer in bestimmten Fäl-
len“. Das nimmt Frauen weiterhin nicht ernst.
Zum Glück ist das in allen Parteien erkannt wor-
den, auch die Union möchte den Gesetzentwurf
verändern. Maas aber sieht Beweisprobleme. Ja,
klar, ein „Nein“ macht keine blauen Flecke. Aber
viele Prozesse beruhen auf Aussagen, die ein Ge-
richt bewerten muss. Frauen jedoch generell schon
mal Lügen zu unterstellen und deshalb ein Gesetz
nicht zu ändern, damit ist im Jahr 2016 nicht mehr
durchzukommen.

Heide Oestreich,
Rundfunk
Berlin-Brandenburg
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Bisher führt eine Vergewaltigung oft

zu keiner Verurteilung oder gar nicht erst
zu einem Prozess, weil die gesetzlichen
Merkmale einer Straftat nicht erfüllt wa-
ren. Welche Fälle sind das?
Es geht hier um Konstellationen, in denen
keine Gegenwehr geleistet wurde und auch
das weitere Merkmal der schutzlosen Lage
nicht erfüllt wird. Etwa wenn das Opfer aus
Rücksicht auf schlafende Kinder auf Gegen-
wehr verzichtet oder einfach aus Angst da-
vor, was passiert, wenn man sich wehrt. Da-
durch, dass all diese Fälle die jetzigen Vo-
raussetzungen nicht erfüllen, sind die Über-
griffe, auch wenn sie gegen den erklärten
Willen des Opfers passieren, keine strafbare
Vergewaltigung. Eigentlich konterkariert das
die Ziele der letzten großen Reform 1997,
die ja gerade die Vergewaltigung in der Ehe
anderen Fällen gleichstellte. Wenn dann
aber die Tatbestandsmerkmale so gefasst
sind, dass sie typische Konstellationen einer
Vergewaltigung in der Ehe nicht erfassen, ist
das damalige Ziel der Reform nicht erreicht
worden.

Die Reform des Vergewaltigungs-Para-
grafen soll solche Strafbarkeitslücken
schließen. Wie soll das geschehen?
Da gibt es zwei Herangehensweisen. Die ei-
ne ist, typische Konstellationen, in denen
strafwürdige Übergriffe gegen oder ohne
den Willen des Opfers erfolgen, gezielt zu
erfassen. Das ist die Herangehensweise des
Regierungsentwurfs. Er erfasst vor allem die
Situationen, in denen der Übergriff so über-
raschend erfolgt, das das Opfer gar keinen
entgegenstehenden Willen bilden konnte,
oder sich das Opfer nicht wehrt, weil es ein
Übel befürchtet, wenn es dem Willen des
Täters nicht nachgibt. Zudem schließt der
Entwurf eine Lücke beim Schutz von Men-
schen, die sich aufgrund einer Behinderung
nicht wehren können. Hier ist bisher die
Strafandrohung deutlich niedriger als bei
der Vergewaltigung anderer Personen. Dass
das jetzt gleichgestellt wird, war längst über-
fällig.

Im Gesetzentwurf der Linken steht,
dass alles strafbar ist, was „gegen den er-
kennbaren Willen einer anderen Person“
geschieht.
Das ist der zweite Ansatz, Strafbarkeitslü-
cken zu schließen. Es ist ganz klar, dass in
keiner Situation ein Mensch berechtigt ist,
sich über den erklärten Willen des anderen
hinwegzusetzen und ihn zu sexuellen Hand-
lungen zu zwingen. Die Aufgabe ist nun, zu
prüfen, wie wir das am besten ins Strafrecht
übertragen. Zudem gilt es, der Istanbul-Kon-
vention zu genügen, die von uns verlangt,
jede nicht einvernehmliche sexuelle Hand-
lung unter Strafe zu stellen. Ich denke, dass
wir hier offen in die parlamentarischen Be-
ratungen einsteigen müssen.

Einige Frauenorganisationen bekla-
gen, dass mit der Formulierung im Regie-
rungsentwurf noch längst nicht alle
Schutzlücken geschlossen würden. Haben
Sie da auch Ihre Zweifel?
Ich erlebe, dass der Grundsatz „Nein heißt
Nein“ keine Einschränkung verträgt, auch
nicht im Strafrecht. Dafür spricht die Funkti-
on des Strafrechts, klarzumachen, wo eine
strafwürdige Handlung gesehen wird, und
zwar so, dass es auch verstanden wird. Aller-
dings gibt es auch für die andere Herange-
hensweise durchaus fachliche Gründe. Aus
der Rechtspraxis wird gesagt, dass man An-
knüpfungspunkte braucht wie den des be-
fürchteten Übels und der überraschenden
Situation, um ein strafbares Verhalten des
Täters feststellen zu können. Sonst gebe
man den Opfern Steine statt Brot, weil das
konkrete Nein in der Situation des sexuellen
Übergriffs besonders schwer zu beweisen
sei.

In der letzten Silvesternacht in Köln
kam es zu massenhaften sexualisierten

Übergriffen auf Frauen, meist in Form
von Begrapschen. Danach waren viele
überrascht, dass ein großer Teil der dort
begangenen Taten nicht strafbar ist.
Es liegt auf der Hand, dass ein solcher
Übergriff, auch wenn er bisher unterhalb
der Schwelle einer sexuellen Nötigung liegt
und von den Gerichten bisher überwie-
gend nicht als strafbar bewertet wird,
schon sehr traumatisierend wirken kann
und deshalb auch strafwürdig ist. Durch
die Kölner Ereignisse ist das besonders in
den Fokus geraten.

Warum ist dann im jetzt eingebrach-
ten Regierungsentwurf nichts dazu zu fin-
den?
Der Regierungsentwurf war damals schon
fertig. Wir drängen aber darauf und sehen
auch gute Chancen, dass hier im laufenden
Gesetzgebungsverfahren noch nachgebessert
wird. Aus meiner Sicht sollte man hierzu ei-
nen eigenen Straftatbestand formulieren,
zum Beispiel den der tätlichen sexuellen Be-
lästigung. Ich könnte mir vorstellen, dass
sich das Strafmaß an der tätlichen Beleidi-
gung orientiert. Sie wurde bisher auch von

einigen Gerichten herangezogen, um solche
Übergriffe zu sanktionieren, was aus meiner
Sicht aber nicht passt, weil es hier nicht um
die Würde der Frau, sondern um ihre sexu-
elle Selbstbestimmung geht.

Selbst wenn ein entsprechender Straf-
tatbestand eingeführt wird: Die Taten in
Köln wurden aus einer Gruppe heraus ver-
übt, weshalb dem Einzelnen kaum eine
konkrete Tat nachzuweisen ist. Lässt sich
dieses Dilemma auflösen?
Vieles lässt sich lösen, wenn man es will.
Es gibt eine parallele Strafnorm im Fall der
Schlägerei, bei der ja auch häufig nicht ge-
nau zuzuordnen ist, welcher Schlag von
wem stammt, und die dennoch eine Be-
strafung Beteiligter ermöglicht. Im Fall des
Grapschens müssen wir uns genau an-
schauen, ob hier eine vergleichbare Rege-
lung gebraucht wird. Wenn sich das he-
rausstellt, sollten wir auch diese Lücke
schließen.

Ein Problem wird immer bleiben. Es
gibt bei sexualisierten Taten meist keine
Zeugen und kaum Indizien, so dass Aussa-
ge gegen Aussage steht. Müssen wir uns
damit abfinden, dass viele Taten unge-
sühnt bleiben?
Das ist gerade bei Vergewaltigungen schwer
auszuhalten, weil für das Opfer eine solche
Tat ein unermesslicher Einschnitt ist. Aber
gerade bei solchen Taten liegt es in der Na-
tur der Sache, dass häufig kein objektives Be-
weismittel vorhanden ist. Dieser Befund
lässt sich auch nur schwer durch eine gesetz-
liche Änderung aushebeln. Der Vorschlag,
hier am Beweisrecht etwas zu ändern, ist aus
meiner Sicht nicht gangbar. Im Strafrecht ist
der Grundsatz „in dubio pro reo“, im Zwei-
fel für den Angeklagten, absolut gesetzt und
unabdingbar. Auch für den Beschuldigten
geht es um sehr viel, und man darf nicht
vernachlässigen, dass es auch Falschanzei-
gen gibt.

Sie sprechen hier die Forderung an, im
Zweifel der Aussage des mutmaßlichen
Opfers mehr Gewicht beizumessen. Das
halten Sie nicht für vereinbar mit unserer
Rechtsordnung.
Der Weg, denn man gehen kann, ist, die
Stellung des Opfers oder seine psychische
Stärke zu unterstützen, indem man ihm ei-
ne Hilfe zur Seite stellt. Den Opfern wird
im Prozess noch einmal viel zugemutet. Ih-
nen wird von den Verteidigern der Täter
Vieles unterstellt, sie müssen harte Verneh-
mungen über sich ergehen lassen. Da kann
eine psychosoziale Prozessbegleitung den
entscheidenden Unterschied machen, die
das Opfer fachkundig darin bestärkt, seine
Schilderung der Dinge glaubhaft und
glaubwürdig vorzutragen. Dies kann den
Grundstein dafür legen, dass das Gericht zu
der Überzeugung kommt, dass der Täter die
Tat begangen hat.

Wäre eine solche Unterstützung jetzt
schon möglich?
Dazu haben wir gerade im vergangenen Jahr
eine Verbesserung ins Gesetz gebracht, die
ab 2017 vor allem zugunsten von Kindern
und Jugendlichen gilt, aber bei Sexualdelik-
ten auch zugunsten von Erwachsenen heran-
gezogen werden kann.

Das Gespräch führte Peter Stützle. T

Elisabeth Winkelmeier-Becker (53) ist
rechtspolitische Sprecherin der

CDU/CSU-Fraktion. Dem Bundestag
gehört die Richterin seit 2005 an.

©Marcus Witte

»Hilfe
für die
Opfer«
RECHT Elisabeth Winkelmeier-
Becker (CDU) fordert, tätliche
sexuelle Übergriffe unter Strafe
zu stellen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Die Rechtspolitikerin: Katja Keul

Katja Keul ist unzufrieden mit dem Regierungs-Vorstoß zur Än-
derung des Sexualstrafrechts. „Dieser Gesetzentwurf ist völlig
ungeeignet, das Ziel nach der Istanbul-Konvention zu errei-
chen, wonach alle nicht einvernehmlichen sexuellen Handlun-

gen unter Strafe gestellt werden sollen“, sagt die rechtspolitische
Sprecherin und Obfrau der Grünen-Fraktion. Unabhängig von der Fra-
ge der Nötigung oder des Widerstands des Opfers. Es sei ein großer
Fehler, dass sich Justizminister Heiko Maas (SPD) an „das eigentliche
Problem“, den Vergewaltigungstatbestand nach § 177 des Strafge-
setzbuches (StGB), „gar nicht herantraut“. Stattdessen gehe Maas an
die „ohnehin missglückte Norm“ des § 179 StGB zum „sexuellen
Missbrauch widerstandsunfähiger Personen“ heran.
„Die Große Koalition schafft es nicht, sich beim sexuellen Missbrauch
von der Frage des Widerstands zu lösen“, kritisiert Keul. Der Tatbe-
stand im Gesetzesentwurf von Maas enthalte in jeder Variante das
Wort „Widerstand“. Keul: „Was wir brauchen, ist ein neuer Grundtat-
bestand, wonach alle sexuellen Handlungen entgegen demWillen des
Opfers unter Strafe gestellt werden.“ Dies beinhalte der Gesetzent-
wurf der Grünen-Fraktion zu § 177, der bereits im Oktober 2015 im
Bundestag in Erster Lesung behandelt wurde. Das Opfer solle nicht
mehr erläutern müssen, warum es keinenWiderstand gegen die Verge-
waltigung geleistet habe. Solche Vorschriften gingen an der Realität
vor allem im häuslichen oder Verwandten-Bereich oder bei den soge-
nannten „Überraschungsfällen“ vorbei, sagt die Grünen-Politikerin.
Katja Keul, von Beruf Rechtsanwältin, macht sich keine Illusionen, dass
auch bei einer Realisierung der Grünen-Pläne bei Sexualdelikten die

Beweisführung vor Gericht schwierig bleibe. Mit einem neuen Grund-
tatbestand werde sich die niedrige Verurteilungsquote nicht unbedingt
erhöhen, räumt die 46-Jährige aus Niedersachsen ein. Gleichwohl ge-
he es hier nicht um Symbol-Gesetzgebung. „Wichtig ist die Strafan-
drohung bei jedweden Sexualtaten entgegen dem erkennbaren Willen
des Opfers.“ Der Gesetzgeber dürfe nicht weiter „willkürliche Lücken
schaffen“, mahnt Keul. Dadurch könnten immer noch schwere Verbre-
chen auf Basis des derzeitigen Tatbestands nicht verfolgt werden. Se-

xuelle Opfer blieben in Deutschland auch nach einer Novelle auf der
Basis der Maas-Pläne nur partiell geschützt. „Wir wollen den umfas-
senden Schutz“, sagt Keul. Sie plädiert dafür, die Einzelvorschriften zur
sexuellen Gewalt im StGB sinnvoll zusammenzuführen. Auch sexuelle
Belästigungen wie das „Grapschen“, nach den Vorfällen in der Kölner
Silvesternacht groß in der Debatte, seien durch die Grünen-Ideen ab-
gedeckt. Im Entwurf von Minister Maas ist dies noch nicht erfasst.

An Spekulationen, warum Maas trotz Kritik an seinen Plänen festhal-
te, will sich Keul nicht beteiligen. Es sei schon frappierend gewesen,
dass der im Sommer 2015 präsentierte Entwurf des Justizministers
ein halbes Jahr im Kanzleramt auf Eis gelegen habe. Hoffnung macht
der Grünen-Rechtspolitikerin, dass auch in Teilen der Unions-Fraktion
moniert werde, der Maas-Entwurf sei ungeeignet, die Istanbul-Kon-
vention des Europarats gegen Gewalt gegen Frauen umzusetzen.
„Der Justizminister kann sich angesichts der Unzulänglichkeiten sei-
nes Entwurfs nicht hinter der Union verstecken“, sagt Katja Keul.
Die gebürtige Berlinerin sitzt seit 2009 im Bundestag. In jungen Jah-
ren kam sie durch Stationen ihres Vaters, eines Lehrers, viel im Aus-
land herum. So besuchte Keul Anfang der 1970er Jahre einen algeri-
schen Kindergarten und in den 1980ern Schulen in Genf. Ein Schüler-
austauschjahr in Florida rundet das Bild der früh Weitgereisten ab.
Heimatlicher Anker blieb aber immer das Niedersächsische, wo ihr Va-
ter herstammt. In Nienburg an der Weser machte sie das Abitur, seit
dem Jura-Studium in Heidelberg und Referendariat im Land Branden-
burg arbeitet die dreifache verheiratete Mutter als Anwältin in Nieder-
sachsen, seit 2000 mit eigener Kanzlei in Marklohe bei Nienburg. Kat-
ja Keul ist seit ihrem Bundestagseinzug eine der Parlamentarischen
Fraktions-Geschäftsführerinnen. Nach Jahren im Verteidigungsaus-
schuss sitzt sie seit 2013 im Rechtsausschuss – für eine kleine Frakti-
on wie die Grünen angesichts der Themenbreite und Gesetzesfülle aus
der Regierung „nur mit viel Fleiß zu stemmen“, wie Keul bekennt.
Aber der Politikerin macht die Arbeit viel Spaß und so will sie auch
2017 wieder ins Parlament einziehen. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Dieser Gesetzentwurf ist
völlig ungeeignet, alle
nicht einvernehmlichen
sexuellen Handlungen
unter Strafe zu stellen.«
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Wann ist ein Nein ein Nein?
RECHT Kritiker bemängeln Schutzlücken und lebensferne Annahmen im Sexualstrafrecht

E
s sind dramatische und drasti-
sche Szenen, die der „Bundes-
verband Frauenberatungsstel-
len und Frauennotrufe“ (BFF)
in seiner Fallsammlung schil-
dert: Eine schwangere Frau

wird von ihrem Partner zum Sex gedrängt.
Sie will aber nicht und sagt ihm das auch.
Der Mann zieht sie von der
Couch und schubst sie ins
Schlafzimmer. Er war früher
schon aggressiv und auch
gegenüber ihrer Katze ge-
walttätig geworden. Sie
fürchtet um ihr ungeborenes
Kind. Im Schlafzimmer for-
dert der Partner sie auf, sich
zu entkleiden. Sie tut das.
Daraufhin kommt es zum
Geschlechtsverkehr, den die
Frau über sich ergehen lässt.
Sie wehrt sich nicht körper-
lich. Aber sie fleht und
schreit ihn an, weist darauf hin, dass sie
Schmerzen hat, fordert, dass er aufhören
solle. Erfolglos. Offenbar zeigte die Frau
die Tat später an, doch zu einer Anklage
kommt es gar nicht erst. Der Staatsanwalt
stellt das Verfahren ein. Der BFF zitiert aus
dem Einstellungsbescheid der Staatsan-
waltschaft. Demnach habe es sich nicht
um eine Vergewaltigung im Sinne des Para-
graphen 177 Strafgesetzbuch (StGB) ge-
handelt. Weder habe der Mann direkt zur
Vollziehung der sexuellen Handlung Ge-
walt angewandt, noch damit gedroht. Auch
sei keine schutzlose Lage im Sinne des Pa-
ragraphen erkennbar.
Aus Sicht der Kritiker steht dieser Fall
exemplarisch für das, was falsch läuft im
deutschen Sexualstrafrecht. In der Fall-
sammlung von 2014 analysiert der BFF 107
solche Fälle zwischen 2002 und 2012, die
entweder eingestellt wurden oder bei de-
nen am Ende ein Freispruch stand. Die Er-
hebung sei zwar nicht repräsentativ,
schränkt der Verband ein, aber von hoher
Aussagekraft: Ein klares Nein des Opfers zu
einer sexuellen Handlung bedeute im ju-
ristischen Sinne eben nicht immer Nein –
und habe folglich keine strafrechtlichen
Konsequenzen. Neben dem BFF bemängelt
beispielsweise auch „Terre Des Femmes“

und der „Deutsche Juristinnenbund“
schon länger, dass es klaffende Schutzlü-
cken im deutschen Strafrecht gebe. Das
heißt: Strafwürdiges Verhalten, das nicht
bestraft werden kann, weil es schlicht nicht
strafbar ist. Ein Problem, das aus Sicht der
Verbände nur mit einer grundlegenden Re-
form gelöst werden kann.

Bis 1997 war im deut-
schen Strafrecht tatsäch-
lich sehr klar geregelt,
dass nur das reine Äußern
eines Neins des Opfers zu
einer sexuellen Handlung
nicht ausreicht, um die
Strafbarkeit zu begründen.
Eine klassische sexuelle
Nötigung setzte voraus,
dass der Täter eines von
zwei „Nötigungsmitteln“
einsetzte, um den entge-
genstehenden Willen des
Opfers zu überwinden

und es dazu zu zwingen, eine Handlung
vorzunehmen oder zu dulden: direkte Ge-
walt oder die Drohung damit. Die Reform
von 1997 fügte dem Paragraphen ein wei-
teres Merkmal hinzu: das Ausnutzen einer
schutzlosen Lage, eine Anwendung von
Gewalt oder eine direkte Drohung sind da-
bei nicht mehr nötig. Ebenfalls bis dahin
galt beispielsweise auch, dass eine Ehefrau
gar nicht Nein sagen konnte, ganz gleich,
ob sie sich wehrte oder nicht. Der Para-
graph galt nur für außereheliche Nötigung
und Vergewaltigung.
Die Strafbarkeit von sexuellen Übergriffen,
die nicht unter die Missbrauchstatbestände
fallen, vor allem am Einsatz dieser Nöti-
gungsmittel festzumachen, ist aus Sicht der
Kritiker lebensfern und hat wenig mit der
Wirklichkeit sexueller Übergriffe zu tun.
Denn es werde von den Opfern erwartet,
Widerstand zu leisten. Die Strafbarkeit
hänge eben nicht vom Verhalten des Täters
ab, sondern von dem des Opfers. So führt
der BFF etwa in der Fallsammlung Verfah-
ren an, die wegen vermeintlich mangeln-
den Widerstands von der Staatsanwalt-
schaft eingestellt worden sind. In einem
Fall etwa habe eine Frau mit ihren Armen
versucht, den Täter von sich „wegzudeu-
ten“. Der Mann habe die Abwehr zwar er-
kannt. Unklar sei aber gewesen, ob dieser
Widerstand überhaupt mit Gewalt über-
wunden werden musste, heißt es in der
Fallbeschreibung.
Ein Grund für vermeintlich mangelnden
Widerstand sei, erklärt der BFF, dass die
Opfer die Täter meist kennen, um die Be-
drohlichkeit des Angreifers wüssten und
Widerstand zwecklos erscheine. Zudem
wird auch die Annahme kritisch gesehen,
dass ein Opfer überhaupt Widerstand leis-
ten kann. Der BFF verweist auf Fälle, in de-
nen der Angriff überraschend kam. Diese
Überraschung habe häufig auch zu einer
„Schockstarre“ geführt. Beginne das Opfer
sich dann doch zu wehren und der Täter
lasse von ihm ab, dann seien die Handlun-
gen davor straffrei. Denn es werde ange-
nommen, dass das Opfer im Zweifel auch
früher schon hätte Widerstand leisten kön-
nen. Unter Überraschungstaten fallen auch
– Stichwort: Kölner Domplatte – plötzliche

Griffe in den Intimbereich oder an die
Brust. Auch sie, so kritisiert der Verband,
werden meist als nicht strafbar oder uner-
heblich angesehen.
Einen Teil dieser Lücken sollte eigentlich
die Reform von 1997 schließen. Mit dem
Tatbestandsmerkmal der schutzlosen Lage
sollte es gegebenenfalls nicht länger darauf
ankommen, ob der Täter Gewalt oder eine
Drohung als Nötigungsmittel einsetzt, um
sein Ziel zu erreichen. Der Zwang entsteht
hier durch die Schutzlosigkeit des Opfers,
um die der Täter weiß. In der Gesetzesbe-
gründung (13/7324) wurde damals etwa
als Beispiel angeführt, dass der Täter sein
Opfer an einen Ort bringt, wo keine Hilfe
zu erwarten ist, der Täter auch körperlich
überlegen sei und Widerstand daher sinn-
los erscheine. Doch nach Ansicht der Kriti-
ker ist dieses Merkmal fast unerfüllbar, weil
es juristisch zu eng ausgelegt wird. Der BFF
führe etwa Fälle an, die an der objektiven
Schutzlosigkeit gescheitert seien. Es reiche
etwa nicht aus, wenn eine Frau denke, sie
könne nicht aus einer Wohnung fliehen.
Maßgebend sei, ob dies objektiv der Fall
war, also ob zum Beispiel der Täter den
Schlüssel versteckt habe. Auch wenn es sich
um eine objektiv schutzlose Lage handele,
etwa wenn sich die Tat an einem abgelege-
nen Ort ereigne, müsse zudem nachgewie-
sen werden, dass der Täter davon ausgehe,
dass das Opfer aufgrund der schutzlosen
Lage vom Widerstand absehe, kritisiert der
BFF.

Novellierung Die Kritik gerade an dem
Merkmal der schutzlosen Lage greift die
Regierung nun mit ihrem Entwurf auf (sie-
he auch Seite 1). Der Entwurf der Regie-
rung sieht vor, die schutzlose Lage aus dem
Nötigungsparagraphen herauszulösen und
in den neu gefassten Missbrauchsparagra-
phen 179 StGB zu integrieren. Künftig soll
es vor allem darauf ankommen, ob das
Opfer subjektiv eine schutzlose Lage an-
nahm und ein empfindliches Übel fürchte-
te. Mit letzterem wird die Kritik aufgegrif-
fen, dass zum Beispiel die Furcht vor ei-
nem Jobverlust nur als einfache Nötigung
aufgefasst wurde. Auch Überraschungsta-
ten werden nun als Missbrauchstat klassifi-
ziert. Laut Gesetzesbegründung soll auch
im Fall von Schockstarre der Tatbestand er-
füllt sein.
Für die Verbände wie den BFF oder den Ju-
ristinnenbund reicht das nicht. Es sei aber
„ein erster Schritt in die richtige Richtung“,
wie es in einem offenen Brief mehrerer Or-
ganisationen heißt. Aber noch immer kä-
me es bei der Be- und Verurteilung maß-
geblich auf das Verhalten des Opfers und
nicht des Täters an. Es brauche einen
„grundlegenden Paradigmenwechsel“: „Die
Zeit ist reif für eine große Reform des Sexu-
alstrafrechts“, heißt es in dem Brief an die
Abgeordneten des Bundestages und Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU). Jede sexuelle
Handlung gegen den Willen des Betroffe-
nen müsse unter Strafe gestellt werden.
Das sei auch nötig, um die Istanbul-Kon-
vention (siehe Stichwort) zu ratifizieren.
Gänzlich unverschlossen ist man gegen-
über diesen Ideen im Justizministerium of-
fenbar nicht. Der Vorschlag wird von einer

Expertenkommission geprüft. Diese war
schon im vergangenen Jahr eingesetzt wor-
den und nimmt sich den gesamten 13. Ab-
schnitt des Strafgesetzbuches (Straftaten
gegen die sexuelle Selbstbestimmung) vor.
Ergebnisse sollen im Herbst dieses Jahres
vorgelegt werden.

»Schutzlücken-Kampagne« Nun herrscht
in juristischen Fragen aber selten Einigkeit
und das Sexualstrafrecht bildet da keine
Ausnahme. Das gilt auch für Beispielfälle,
wo sich die Geister schon an der Fallbe-
schreibung scheiden können. Einer der
prominentesten Kritiker der diskutierten
Reformbestrebungen ist Thomas Fischer,
Vorsitzender Richter des Zweiten Strafse-
nats am Bundesgerichtshof. Schon bei ei-
ner Anhörung im Bundestag im Januar ver-
gangenen Jahres zur Istanbul-Konvention
sowie in Beiträgen für seine Kolumne „Fi-
scher im Recht“ auf Zeit-Online wider-
sprach der Bundesrichter der Kritik an der
Rechtsprechung und Gesetzeslage. Er sieht
vielmehr eine „Schutzlücken-Kampagne“
im Gange. Es sei weder rechtspolitisch
noch in Hinblick auf die Istanbul-Konven-
tion notwendig, die Gesetze zu ändern,
sagte Fischer bei der Anhörung. Die Geset-
zeslage reiche aus, um alle Fälle, in denen
Täter nötigenden Zwang einsetzen, zu ver-
folgen. Das schließe aber nicht aus, dass
ein Gericht mal ein Fehlurteil fälle oder
ein Staatsanwalt einen irrigen Einstellungs-

bescheid fertige. Es sei aber zweifelhaft, ob
eine reine Lehre des „Nein heißt Nein“, ei-
ne Strafnorm, die nur auf den „entgegen-
stellenden Willen“ abstellt, überhaupt das
Schutzniveau für die Opfer erhöhe. Denn
dann könnten Prozesse in „Gutachter-
Schlachten“ ausarten, um die jeweilige
Glaubwürdigkeit von vermeintlichen Tä-
tern beziehungsweise Op-
fern nachzuweisen – mit
entsprechenden Möglich-
keiten für Fehlurteile,
warnte Fischer.
Ein Grund für die Proble-
me bei der Beweiserhe-
bung in Strafverfahren zu
Sexualdelikten ist, dass
die Taten häufig im per-
sönlichen Nahbereich der
Opfer geschehen. Oft
steht Aussage gegen Aus-
sage. Die Polizeiliche Kri-
minalitätsstatistik (PKS)
führt für 2014 unter dem Titel „Straftaten
gegen die sexuelle Selbstbestimmung un-
ter Gewaltanwendung oder Ausnutzen ei-
nes Abhängigkeitsverhältnisses“, umfasst
sind davon sexuelle Nötigungen bezie-
hungsweise Vergewaltigungen und Miss-
brauchstatbestände, 12.742 Opfer, davon
waren 93 Prozent weiblich. Bei knapp 62
Prozent der Opfer galt ein Familienange-
höriger, Partner oder näherer Bekannter
als Tatverdächtiger. Und das sind nur die

offiziellen Zahlen, das Dunkelfeld ist
wohl deutlich größer. Laut einer repräsen-
tativen Befragung des Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsens aus
dem Jahr 2014 zeigten 84,5 Prozent der
befragten Frauen, die mit Gewalt oder
Drohung zu einer sexuellen Handlung ge-
nötigt wurden, diese nicht an.

Bei den Fällen, die laut der
PKS angezeigt werden, liegt
die Aufklärungsquote mit
81 Prozent vergleichsweise
hoch. Das heißt aber nur,
dass die Polizei eine hinrei-
chend tatverdächtige Person
ermittelt hat, was etwa bei
Beziehungstaten nicht die
größte kriminalistische He-
rausforderung ist. Ob tat-
sächlich eine Anklage erho-
ben wird oder es gar zu ei-
ner Verurteilung kommt, ist
eine andere Sache. Der BFF

kritisiert, dass zwar seit den 1990er Jahren
die Zahl der Anzeigen in Deutschland ge-
stiegen sei, aber nicht die Zahl der Ankla-
gen. Die meisten Verfahren würden
schlicht eingestellt. Auch die Verurtei-
lungsquote sei sehr gering. Bezogen auf
die Zahl der Anzeigen habe sie 2012 bei
nur 8,4 Prozent legen, führt der BFF aus.
Ob daran die nun diskutierten Änderun-
gen etwas ändern werden, bleibt allerdings
abzuwarten. Sören Christian Reimer T

Die Forderung nach einer Reform des Sexualstrafrechts wird insbesondere von der Frauenbewegung schon seit Jahren gestellt. © picture-alliance/dpa

Nicht alle
Juristen teilen
die Kritik: Eine
Änderung
der Gesetze
sei daher
nicht nötig.

> STICHWORT
»Istanbul-Konvention«

> Thema Die Übereinkunft des Europara-
tes von 2011 befasst sich mit Maßnah-
men, um Gewalt gegen Frauen und
häusliche Gewalt zu vermindern.

> Sexuelle Gewalt In Artikel 36 wird ge-
fordert, sämtliche nicht einvernehmli-
chen sexuelle Handlungen unter Strafe
zu stellen.

> Ratifizierung Deutschland hat den völ-
kerrechtlichen Vertrag 2011 unterzeich-
net, aber noch nicht ratifiziert. Aus Sicht
der Kritiker muss dazu noch das Straf-
recht angepasst werden.

Erst die Unterschrift, dann der Sex
USA An Universitäten wird über sexuelle Selbstbestimmung diskutiert

Die Vorstellung ist ein bisschen
merkwürdig: Kurz bevor ein
Pärchen intim wird, halten die
Partner inne, unterschreiben ei-

nen Vertrag, der das Einvernehmen über
den folgenden Akt zertifiziert, und fotogra-
fieren sich idealerweise noch damit. Dann
ist wieder Zeit für Leidenschaft und Hor-
mone. Für manchen klingt das ziemlich le-
bensfremd, für die Aktivisten des universi-
tären „Affirmative Consent Project“ ist der
Vertrag ein Instrument, um neu über Vor-
stellungen sexueller Selbstbestimmung
nachzudenken. So besagt auch die erste
„Klausel“ vor allem, sich bewusst zu über-
legen, ob man jetzt tatsächlich Lust auf Sex
hat. Dass der „Vertrag“ rechtlich nicht ver-
bindlich sei, wird auch klargestellt.
Seit mehreren Jahren wird an US-Universi-
täten intensiv über sexuelle Selbstbestim-
mung und sexualisierte Gewalt gesprochen
und gestritten. Laut einer Umfrage vom
September 2015 unter Studenten von
27 Top-Universitäten der Vereinigten Staa-
ten haben rund 23 Prozent aller Studentin-
nen Formen sexualisierter Übergriffe er-
lebt. Das Thema ist hochpolitisch: Bei der
Oscar-Verleihung im Februar machten sich
die Künstlerin Lady Gaga und US-Vizeprä-
sident Joe Biden dafür stark, gegen sexuali-
sierte Gewalt auf Campussen vorzugehen.
Internationale Schlagzeilen hatte in den
vergangenen Jahren auch der Fall der
Kunststudentin Emma Sulkowicz von der

Elite-Universität Columbia in New York
gemacht. Sie warf einem deutschen Mitstu-
denten vor, sie vergewaltigt zu haben. We-
der die Polizei noch die Universität sahen
die Vorwürfe als erwiesen an. Anders als in
Deutschland haben US-Universitäten häu-
fig eigene sanktionsbewehrte Verhaltensre-
geln für ihre Studentinnen und Studenten.
Aus Protest schleppte Sulkowicz tagtäglich
als Performance („Carry That Wheight“) ei-
ne Matratze, die der ähneln soll, auf der sie
vergewaltigt worden sei.

»Rape Culture« Unterstützer Sulkowicz‘
sahen in der Reaktion von Polizei und
Universität einen Ausdruck der sogenannte
„Rape Culture“. Demnach werde sexuali-
sierte Gewalt trivialisiert und Opfern häu-
fig unterstellt, die Tat etwa durch vermeint-
lich provokante Kleidung zumindest teil-
weise selber verschuldet zu haben. Be-
rühmt-berüchtigt ist die Aussage eines ka-
nadischen Polizisten aus dem Jahre 2011
bei einer Präventionsveranstaltung an einer
Universität. Er rief Frauen auf, sich nicht
wie „Schlampen“ („Sluts“) zu kleiden, um
nicht zum Opfer von Übergriffen zu wer-
den. Weltweit protestierten danach insbe-
sondere Frauen bei sogenannten „Slut-
walks“ gegen diese Form von Täter-Opfer-
Umkehr.
Zudem werde Opfern sexualisierter Gewalt
die Verantwortung aufgebürdet, zu bewei-
sen, dass ihnen Unrecht geschehen ist, dass

sie den sexuellen Kontakt nicht gewollt
hatten. Genau hier setzt die Aktivisten des
„Affirmative Consent Project“ an. Hinter
ihrem „Vertrag“ steht die Idee des „Ja heißt
Ja“. In Kalifornien ist die Idee auch schon
rechtlich verankert. Per Gesetz gab der US-
Bundestaat den staatlich unterstützten
Universitäten vor, ein klares Regelwerk für
den sexuellen Umgang ihrer Studenten
und Studentinnen untereinander zu veran-
kern. Wenn die jungen Menschen mitei-
nander intim werden, sollen sie demnach
in der Verantwortung stehen, sich jeweils
der bejahenden, bewussten und freiwilli-
gen Zustimmung ihres Partners zu verge-
wissern, die auch jederzeit widerrufen wer-
den kann. Schweigen, fehlender Wider-
stand und Protest eines Partners dürfen
nicht als Zustimmung begriffen werden.
Genauso wenig kann sich auf vermeintli-
chen Konsens berufen, wenn der Sexual-
partner unter übermäßigem Drogen- oder
Alkoholeinfluss stand oder gar bewusstlos
war oder schlief. Strafrechtlich relevant ist
das allerdings nicht. Anwendung finden
die Regeln nur in den Disziplinarverfahren
der betroffenen Institutionen. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Strafbarkeit
hänge oft vom

Verhalten
der Opfer
ab, sagen
Kritiker der
Gesetzeslage.



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

8.Mai wird nicht
gesetzlicher Gedenktag
71 Jahre nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs ist die Fraktion Die Linke mit
einem Vorstoß gescheitert, den
8. Mai „als Tag der Befreiung“ zum ge-
setzlichen Gedenktag zu erklären. Bei
Enthaltung der Grünen lehnte der Bun-
destag vergangene Woche einem Antrag
der Linksfraktion (18/8111) ab, „dem 8.
Mai, an dem im Jahr 1945 auch die Be-
freiung der deutschen Bevölkerung von
der Nazi-Diktatur erfolgte, als Tag der
Befreiung den Status eines gesetzlichen
Gedenktages zu verleihen“. sto T

Änderung von
Statistikgesetzen beschlossen

Bei Enthaltung der Opposition hat der
Bundestag am Donnerstag einen Gesetz-
entwurf der Bundesregierung „zur Än-
derung des Bundesstatistikgesetzes und
anderer Statistikgesetze“ (18/7561) in
der Ausschussfassung (18/8258) ange-
nommen. Wie die Regierung darin aus-
führt, zielt ein Schwerpunkt der Novellie-
rung des Bundesstatistikgesetzes auf ei-
ne Entlastung von Wirtschaft und Privat-
personen. Ihr Auskunftsaufwand für sta-
tistische Erhebungen solle möglichst ge-
ring gehalten werden. Stattdessen soll-
ten bei der Statistikerstellung vermehrt
Daten verwendet werden, die der öffent-
lichen Verwaltung schon vorliegen. sto T
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Umstrittene Einstufung
ASYL Die Einordnung Algeriens, Marokkos und Tunesiens sorgt weiter für Kontroversen
Die von der Bundesregierung angestrebte
Einstufung Algeriens, Marokkos und Tune-
siens als asylrechtlich sichere Herkunfts-
staaten hat vergangene Woche den Innen-
ausschuss des Bundestages passiert. Gegen
die Stimmen der Links- und der Grünen-
Fraktion stimmte das Gremium erwar-
tungsgemäß für den Gesetzentwurf der
Bundesregierung (18/8039), der kommen-
de Woche abschließend im Plenum behan-
delt wird. Mit Spannung erwartet wird die
für Mitte Juni avisierte Abstimmung im
Bundesrat, da die Einstufung als sichere
Herkunftsstaaten der Zustimmung der Län-
derkammer bedarf – für die auch die Stim-
men von Ländern mit Regierungsbeteili-
gung der Grünen erforderlich wären.

Schnellere Verfahren Asylanträge von
Staatsangehörigen „sicherer Herkunftsstaa-
ten“ sind laut Regierung „vorbehaltlich der
Möglichkeit einer Widerlegung der Vermu-
tung der Verfolgungsfreiheit im Einzelfall“
als „offensichtlich unbegründet abzuleh-
nen“, was das Verfahren erheblich be-
schleunige. Zugleich betont die Bundesre-
gierung, sie sei nach sorgfältiger Prüfung
zu dem Ergebnis gekommen, „dass in den
genannten Staaten gewährleistet erscheint,
dass dort generell, systematisch und durch-
gängig weder Verfolgung noch Folter oder
unmenschliche oder erniedrigende Bestra-
fung oder Behandlung noch Bedrohung in-
folge willkürlicher Gewalt im Rahmen ei-
nes internationalen oder innerstaatlichen
bewaffneten Konflikts zu befürchten sind“.
Im Ausschuss argumentierte die CDU/
CSU, die Einstufung sei asylpolitisch gebo-
ten und erfülle die verfassungs- und euro-
parechtlichen Voraussetzungen. Dabei
könnten weiterhin in jedem Einzelfall die
jeweiligen Fluchtgründe geltend gemacht
werden. Man sei sich der Probleme in den

drei Ländern bewusst, doch rechtfertige die
dortige Lage ihre Einstufung als sichere
Herkunftsländer. Die SPD-Fraktion beton-
te ebenfalls, dass auch künftig Flüchtlinge
aus den drei Staaten individuelle Verfol-
gungsgründe vortragen könnten.
Die Linke verwies dagegen auf Berichte
über Menschenrechtsverletzungen in den
drei Maghreb-Staaten, in denen die Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit einge-
schränkt und Homosexuelle verfolgt wür-
den. Auch die Grünen-Fraktion beklagte
die Verfolgung Homosexueller in den drei
Ländern und wandte sich gegen „Schnell-
verfahren“ bei Asylentscheidungen.
Ein Vertreter des Bundesinnenministeri-
ums unterstrich, dass es in den drei Staaten
keine systematischen Menschenrechtsver-
letzungen an bestimmten Personengrup-
pen gebe. Daher könne man zu dem Er-
gebnis kommen, dass es sich um sichere
Herkunftsländer handele..

Vor der Ausschusssitzung war der Gesetz-
entwurf bereits bei einer Sachverständigen-
Anhörung auf gegensätzliche Einschätzun-
gen gestoßen. Dabei hatte Reinhard Boos
vom sächsischen Innenministerium darauf
verwiesen, dass im ersten Quartal 2016 die
Schutzquote bei Asyl für Algerier und Tu-
nesier bei null Prozent und 0,2 Prozent bei
Marokkanern gelegen habe. Beim Flücht-
lingsschutz habe sie 0,3 Prozent bei Alge-
riern betragen, 0,6 Prozent bei Tunesiern
und ein Prozent bei Marokkanern, beim
subsidiären Schutz bei allen drei Staaten
null Prozent. Ursula Gräfin Praschma vom
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
erwartete von dem Gesetzentwurf eine Ver-
minderung unberechtigter Asylantragstel-
lungen. Dass viele Migranten aus den drei
Maghreb-Staaten nicht zur Antragsstellung
oder Anhörung erschienen, habe Zweifel
aufkommen lassen, „ob hier das Begehren
nach internationalem Schutz tatsächlich
im Vordergrund“ steht.
Wiebke Judith von Amnesty International
betonte dagegen, die „schweren Menschen-
rechtsverletzungen“ in Algerien, Marokko
und Tunesien widersprächen einer Einstu-
fung als sichere Herkunftsstaaten. Schon
die Anwendung von Folter und Verfolgung
von Homosexualität stünden dem entge-
gen. Rechtsanwalt Reinhard Marx konsta-
tierte, dass homosexuelle Handlungen
nicht nur in Einzelfällen verfolgt würden.
Der Rechtswissenschaftler Daniel Thym
sagte, maßgeblich für sichere Herkunfts-
staaten sei im Kern die Abwesenheit von
Verfolgung im Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention. Maßstab dabei sind
Thym zufolge laut Asylqualifikationsricht-
linie „schwerwiegende Verletzungen der
grundlegenden Menschenrechte“ und da-
mit „mehr als eine einfache Menschen-
rechtsverletzung“. Helmut Stoltenberg T

Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge entscheidet über Asylanträge.
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Im Jahr der Trendwende
BUNDESWEHRWehrbeauftragter fordert mehr Geld

Der Wehrbeauftragte des Bundestages,
Hans-Peter Bartels, hat seine Forderung
nach einer personellen Aufstockung der
Bundeswehr und nach einer Erhöhung der
Verteidigungsausgaben erneuert. In diesem
Jahr müsse eine „Trendwende“ eingeleitet
werden, sagte Bartels am vergangenen
Donnerstag in der Debatte über den von
ihm vorgelegten Jahresbericht 2015
(18/7250). Die Truppe sei in den vergan-
genen 25 Jahren kontinuierlich verkleinert
und der Wehretat geschrumpft worden.
Derzeit dienen nach Auskunft Bartels rund
177.000 Soldaten und Soldatinnen in den
Streitkräften, deutlich weniger als die ange-
strebten 185.000. Doch auch dieses Plan-
soll reiche nicht aus, damit die Truppe ih-
ren Auftrag stemmen kann, warnte der
Wehrbeauftragte. Die derzeitigen Auslands-
einsätze zeigten, dass die Personaldecke zu
dünn sei, weil Soldaten zu oft und in zu
kurzen Intervallen in Einsätze entsandt

werden. „Gesund ist das nicht“, kritisierte
Bartels.
Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) begrüßte die Forderungen
des Wehrbeauftragten. Der Schrumpfungs-
prozess der Truppe müsse und werde ge-
stoppt. Die Trendwende sei eingeleitet,
sagte die Ministerin und stellte eine deutli-
che Erhöhung der Verteidigungsausgaben
in den kommenden Jahren in Aussicht.
Angesichts des demographischen Wandels
und des Fachkräftemangels müsse die Bun-
deswehr ihren potenziellen Nachwuchs zu-
dem gezielter ansprechen.
Bei Linken und Grünen stießen diese An-
kündigungen auf Kritik. Die verteidigungs-
politische Sprecherin der Linksfraktion,
Christine Buchholz, erhob Vorwürfe gegen
Bartels. Seine Forderungen würden nicht
den Sorgen der Soldaten entsprechen, die
meisten Eingaben seien laut seines Berichts
wegen Problemen bei der Menschenfüh-
rung und der Vereinbarkeit von Dienst und
Familienleben eingegangen. Dies lasse den
Verdacht aufkommen, Bartels und die Ver-
teidigungsministerin würden „sich gegen-
seitig die Bälle zuwerfen“.
Die Grünen-Abgeordnete Doris Wagner
sagte, das Hauptproblem der Bundeswehr
sei nicht das fehlende Geld, sondern eine
fehlende konkrete Aufgabenbeschreibung
und eine Prioritätensetzung. Die Regierung
müsse klären, ob die Hauptaufgabe in der
Bündnisverteidigung oder im Krisenma-
nagement in Afrika liege.
Rückendeckung bekamen Bartels und von
der Leyen hingegen von den Koalitions-
Parlamentarierinnen Anita Schäfer (CDU),
Hiltrud Henn (SPD) und Julia Obermaier
(CSU). Die Streitkräfte müssten für ihre
unterschiedlichen Aufgaben personell und
finanziell entsprechend ausgerüstet wer-
den. Alexander Weinlein TWehrbeauftragter Hans-Peter Bartels
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Doppeltes Dementi zweier
Verfassungsschützer
NSA-AFFÄRE Abgeordnete vernehmen BfV-Mitarbeiter

Die NSA, dein Freund und Helfer? Mittler-
weile 22 Jahre hat Klaus-Michael Rogner
im Dienst der Spionageabwehr und inne-
ren Sicherheit verbracht. Er macht sich kei-
ne Illusionen: „Die moralischen Katego-
rien der Nächstenliebe sind im Nachrich-
tendienstgeschäft nicht ausgeschlossen,
aber höchst selten.“ Wenn dem so ist: Wa-
rum hat dann die National Security Agency
(NSA), der großmächtige
US-Geheimdienst, Rogners
Behörde, dem Bundesamt
für Verfassungsschutz (BfA),
die Hochleistungs-Software
XKeyscore geschenkt? Ein-
fach so?
Die Frage treibt den NSA-
Untersuchungsausschuss
schon seit einer Weile um,
und seit die Schenkungsver-
einbarung bei „Zeit Online“
nachzulesen ist, hegen man-
che Abgeordnete auch eine
Vermutung: In dem im April
2013 unter anderen von Rogner unter-
zeichneten Dokument heißt es, dass sich
der Verfassungsschutz im Gegenzug für die
Überlassung von XKeyscore verpflichte, „in
größtmöglichem Umfang“ eigene Erkennt-
nisse mit der NSA zu „teilen“.
Noch eine zweite Frage stellt sich in die-
sem Zusammenhang, die den Ausschuss
von Anfang an beschäftigt hat: Waren un-
ter den Informationen, die auf diesem und
anderen Wegen aus Deutschland in die
USA flossen, womöglich Geo- oder Mobil-
funkdaten, die dazu dienen konnten, Men-
schen als Ziele tödlicher Drohnenattacken
zu markieren? Wurden deutsche Behörden
so zu Komplizen völkerrechtlich fragwür-
diger Einsätze?
Mitte April hat der Aus-
schuss dazu zwei Mitarbei-
ter der Abteilung 3 gehört,
die beim BfV die Installati-
on und den Testbetrieb
von XKeyscore betreut. Zu
den Hintergründen des
Geschäfts vermochten bei-
de aber nicht viel zu sagen.
Sie verwiesen auf die Ab-
teilung 6, beim BfV zustän-
dig für die Abwehr radika-
lislamischer Bestrebungen.
Sie pflege im Haus die
engsten Kontakte zur NSA.

»Kein Deal« An der Spitze der Abteilung 6
steht seit 2011 der heute 50-jährige Jurist
Rogner. Außer ihm war vergangene Woche
einer seiner früheren Untergebenen als
Zeuge geladen, ein 42-jähriger Historiker,
der vor dem Ausschuss unter dem Tarnna-
men „Folker Berfuß“ auftrat. Er war von
2011 bis 2014 als Referatsgruppenleiter in
der Abteilung 6 tätig. Was die Abgeordne-
ten von beiden zu hören bekamen, war ein
zweifaches Dementi: Nein, es habe keinen
„üblichen Deal Technik gegen Daten“ ge-
geben. Und nein, es gebe keine deutsche
Verstrickung in den US-Drohnenkrieg.

„Eine Gegenleistung an die Amerikaner ist
zu keinem Zeitpunkt formuliert worden“,
fasste Rogner die Gespräche mit der NSA
über XKeyscore zusammen. Es gebe auch
„keinen Hinweis“ darauf, dass die US-Seite
vor allem bestrebt sei, „an unsere Daten
heranzukommen“. Für Berfuß sind der Da-
tenaustausch mit der NSA und die Verein-
barung über XKeyscore zwei voneinander

unabhängige Sachverhalte.
Nie habe es geheißen:
„Nur wenn ihr das macht,
gibt’s auch die Software.“
Die Haltung der NSA in
den Verhandlungen über
XKeyscore sei vielmehr ge-
wesen: „Wir hoffen, dass
wir euch damit helfen
können.“ Also doch
Freund und Helfer?
Für das BfV ist XKeyscore
die Antwort auf die He-
rausforderung durch die
technisch immer komple-

xere und schwerer durchschaubare Kom-
munikation der extremistisch orientierten
Zielgruppe in sozialen Netzwerken. Das
System ermöglicht die Analyse und Ver-
knüpfung bei Überwachungsmaßnahmen
erfasster Daten, die sonst kaum zu ent-
schlüsseln wären. Deutsche Sicherheitsbe-
hörden entsprechend zu „ertüchtigen“, sei
auch der US-Seite ein Anliegen, betonten
beide Zeugen und erinnerten an Ereignisse
wie die tödliche Attacke eines radikalisla-
mischen Attentäters auf US-Soldaten am
Frankfurter Flughafen im Mai 2011. „Der
springende Punkt ist, dass die Amerikaner
ein vitales eigenes Interesse daran haben,
dass das Bundesamt für Verfassungsschutz
seinen Job gut macht“, sagte Berfuß.

Auch zum Verdacht der Bei-
hilfe zum Drohnenkrieg äu-
ßerten sich beide Zeugen
gleichermaßen kategorisch.
„Die Behauptung, vom
Bundesamt für Verfassungs-
schutz übermittelte Daten
seien ursächlich für Tötun-
gen, weise ich zurück“, er-
klärte Rogner. „Es gibt kei-
nen Hinweis darauf, dass
Daten, die von uns weiter-
gegeben werden, dazu ge-
nutzt werden“, echote Ber-
fuß. Gegen Missbrauch ha-

be sich die deutsche Seite schließlich abge-
sichert. Jede an einen ausländischen Ge-
heimdienst weitergegebene Information
sei mit dem Hinweis versehen, sie dürfe
„nur für nachrichtendienstliche Zwecke ge-
nutzt“ werden, also lediglich für Gewin-
nung und Analyse von Informationen.
Eine solche Beschränkung habe durchaus
völkerrechtliche Bindungskraft, betonte
Rogner, und das BfV behalte sich auch vor,
die Einhaltung zu überprüfen. Was freilich,
wie der Zeuge einräumte, in der Praxis des
Umgangs mit der NSA schwierig sei: „Die-
se Zusammenarbeit beruht auf gegenseiti-
gem Vertrauen.“ Winfried Dolderer T

»Eine
Gegenleistung
ist zu keinem
Zeitpunkt
formuliert
worden.«

Klaus-Michael Rogner,
BfV-Abteilungsleiter

Deutsche
Behörden ver-
neinen eine
Verstrickung

in den
Drohnenkrieg

der USA.

K
onnte sich Uwe Mundlos
im Sitzen erschießen? Das
war eine der Fragen, als es
im NSU-Untersuchungsaus-
schuss vergangene Woche
um die sicherlich hekti-

schen Minuten im Wohnmobil der rechts-
extremen Terrorzelle „Nationalsozialisti-
scher Untergrund“ (NSU) ging. Nach dem
Bankraub am 4. November 2011 in Eise-
nach waren Mundlos und sein Komplize
Uwe Böhnhardt in das Fahrzeug geflüchtet.
Sie bekamen mit, dass sich die Fahndungs-
schlinge immer enger um sie zog. Schließ-
lich schoss aus dem Dach des Wagens eine
Flamme hoch. Die Feuerwehr löschte den
Brand. Die Leichen der beiden Männer
wurden in dem völlig verwüsteten Innen-
raum entdeckt.
War es möglich, dass sich Mundlos auf der
Bank sitzend erschossen hat, wie es in den
Akten steht? Könne doch gar sein – sonst
müsste es ein anderes Spurenbild geben.
Das wurde Kriminaloberkommissar Man-
fred Nordgauer bei der Zeugenverneh-
mung unter Leitung von Clemens Binnin-
ger (CDU) vorgehalten.
Der Kriminaltechniker des Landeskrimi-
nalamtes (LKA) Baden-Württemberg wi-
dersprach nicht. Plausibel sei nur, dass
Mundlos sich im Stehen das Leben genom-
men habe. Und Nordgauer wartete zusätz-
lich mit einem rein „persönlichen Ein-
druck“ auf: Mundlos habe vielleicht, als er
nach draußen feuern wollte, „aus Verse-
hen“ seinen Mittäter erschossen. „So viele
Waffen im Wagen – und jetzt erschießen
sie sich einfach“: Nordgauer mag es nicht
so ganz glauben.

Hartnäckig durchgearbeitet Was war
wirklich los im Wohnmobil? Dass mög-
lichst auch das letzte Detail zur Sprache
kommt, ist Verdienst des zweiten NSU-
Ausschusses des Bundestags. Hartnäckig
und präzise hat er sich durch das Akten-
konvolut gearbeitet, gleicht die Erkenntnis-
se jetzt mit Zeugenbefragungen ab. Und
kam bei Nordgauer auch mit spontanen
Schilderungen in Berührung. Der Beamte
berichtete, dass er bei der erkennungs-
dienstlichen Behandlung der Freundin der
beiden Männer, Beate Zschäpe, in Thürin-
gen zugegen war. Wie wirkte sie denn?
„Verängstigt – wie jemand, der lange im
Untergrund gelebt hat.“ Der sich „ständig
verfolgt“ gefühlt habe, „nicht mal sein
Kaugummi in den Papierkorb“ habe wer-
fen wollen.
Von Beate Zschäpe, der Dritten in der Ter-
ror-Gruppierung, war am 4. November
schon rasch die Rede, als die Identität von
Mundlos und dann auch die von Böhn-
hardt feststand. So sagte es Nordgauer, so
berichtete es auch sein Kollege aus dem
LKA Baden-Württemberg, Diplom-Chemi-
ker Tilmann Halder, damals dort Brand-
sachverständiger. Warum die beiden aus
Stuttgart angereist waren, dafür gibt es ei-
nerseits einen plausiblen Grund: Weil in
dem Wohnmobil die Waffe der in Heil-
bronn ermordeten Polizistin Michèle Kie-
sewetter gefunden worden war. Anderer-
seits erschloss sich Halder nicht so ganz,
warum er allein damals sein Fachgebiet
vertrat. Auf seine Frage, warum Thüringen
keine eigenen Brandsachverständigen ein-
setzte, habe er nur ausweichende Antwor-
ten erhalten.

Sein Sachverständigen-Job sei eben keine
Ermittler-Arbeit, erläuterte er. Weshalb er
nach seinem Eintreffen im Lagezentrum
Gotha – für Eisenach zuständig – auch nur
eine kurze Einweisung bekommen habe.
Den Ausschuss interessierte, ob auch der
Verfassungsschutz im Lagenzentrum vertre-
ten war. Das wisse er nicht, sagte Halder.
Allerdings sei ihm ein Satz des damaligen
Gothaer Polizeichefs in Erinnerung, der in
etwa gesagt habe, ihm sei egal, was der
Staatsschutz mache: „Ich ziehe das jetzt
durch.“ Worauf der Einsatzleiter dabei ab-
hob, darauf konnte sich Halder keinen
Reim machen.
Unfreundlich seien er und seine baden-
württembergischen Kollegen von den Be-
amten vor Ort nicht aufgenommen wor-
den. Dass die Maßnahmen des Polizei-
chefs, die in der Kritik stehen, negative

Auswirkungen auf seine Arbeit gehabt hät-
ten, verneinte Halder: „Das hatte für mich
keine Bewandtnis.“

Abtransport verteidigt Der Stuttgarter
Brandsachverständige beteiligte sich seiner
Aussage nach quasi als Amtshilfe für Thü-
ringen an der Untersuchung des Wohnmo-
bils. Es war zügig in eine Halle gebracht
worden, wo die beiden Leichen geborgen
wurden. Dies war Halder zufolge „sinn-
voll“, weil sonst das Fahrzeug gar nicht
hätte betreten werden können. Verände-
rungen am Tatort habe es ohnehin im Vor-
feld seiner Untersuchungen schon gegeben
– nicht zuletzt durch das Löschwasser.
Mit Halder war Nordgauer nach Gotha
und Eisenach gereist, weil er zur „Soko
Parkplatz“ gehörte. In deren Händen lag
die Untersuchung nach dem Heilbronner

Kiesewetter-Mord. Er wurde dann auch
nach Zwickau beordert, wo Zschäpe die ge-
meinsame Wohnung der drei NSU-Mitglie-
der nach dem Selbstmord ihrer Komplizen
am Nachmittag des 4. November 2011 in
die Luft gesprengt hatte.
Nordgauer erläuterte dem Ausschuss, dass
er Untersuchungen nach Tötungsdelikten
durchführe. Deshalb sei seine Herange-
hensweise womöglich gründlicher, als dies
nach dem ersten Tatbefund in Thüringen –
Raub mit Suizid – erfolgt wäre. Grundle-
gende unterschiedliche Auffassungen über
die Ermittlungen habe es aber nicht gege-
ben. Dass das Wohnmobil eventuell zu
früh – vor einer eingehenden Untersu-
chung am Tatort – in eine Halle transpor-
tiert worden sei, sah Nordgauer nicht so:
„Die Verlagerung war kriminaltechnisch
unschädlich.“ Franz Ludwig Averdunk

Das ausgebrannte Wohnmobil von Böhnhardt und Mundlos am 4. November 2011 in Eisenach © picture-alliance/ZB / Carolin Lemuth

Mit Akribie
NSU Detailliert spürt der Untersuchungsausschuss den
letzten Minuten der beiden Rechtsterroristen nach
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Reform der Reform
AKTUELLE STUNDE Die Rente gehört auf den Prüfstand. Zumindest darin herrschte Einigkeit

F
ast sah es so aus, als würde es
das heißeste Wahlkampfthema
für die nächste Bundestagswahl
werden. Prominente Parteichefs
entdeckten Mitte April plötzlich
die Altersarmut als Thema. Täg-

lich tauchten neue Vorschläge auf, wie
man die Verarmung großer Teile der Bevöl-
kerung im Rentenalter verhindern könne:
Renteneintrittsalter ab 70 Jahre, höhere
Beiträge, Einfrieren des Rentenniveaus auf
dem heutigen Stand oder Reform der pri-
vaten Altersvorsorge.
Zwei Wochen später ist das Level der Aufre-
gung diesbezüglich wieder etwas gesunken.

Aber das Thema bleibt auch ohne Wahl-
kampf auf der politischen Agenda. Dass
Handlungsbedarf besteht, unterstrich nicht
zuletzt Andrea Nahles, die zuständige Mi-
nisterin. Das Ministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS) arbeite derzeit an einem
Gesamtkonzept, das im Herbst dieses Jah-
res vorliegen soll, sagte Nahles. Seit Mona-
ten diskutieren auch die Koalitionsfraktio-
nen schon über eine Reform der Betriebs-
renten, neben der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und der privaten Vorsorge eine der
drei Säulen des Rentensystems.
Die Linke nutzte in der vergangenen Wo-
che die Aufregung um das Thema, um eine

Aktuelle Stunde zu Armut im Alter zu be-
antragen. Und sie nutzte die Debatte, um
ihre Kritik an der Rentenreform der rot-
grünen Bundesregierung von 2001 zu er-
neuern: „Sie haben die Rente nicht refor-
miert, sondern deformiert“, sagte Sabine
Zimmermann (Die Linke) in Richtung
SPD- und Grünen-Fraktionen. Von der Ab-
senkung des Sicherungsniveaus der gesetz-
lichen Rente bei gleichzeitiger Einführung
einer zusätzlichen privaten Altersvorsorge
hätte allein die Versicherungswirtschaft
profitiert. Zimmermann warf der Bundes-
regierung vor, sie würde ignorieren, dass
sehr viele Menschen schlicht nicht privat
vorsorgen könnten. „Das ist keine Frage
der Einsicht, sondern des Einkommens,
sagte sie.

Private Vorsorge Das Altersvermögensge-
setz von 2001 formulierte erstmals Bei-
tragssatz und Sicherungsniveauziele und
vollzog damit einen Paradigmenwechsel
hin zu einer einnahmeorientierten Ausga-
benpolitik: Zugunsten eines stabilen Bei-
tragssatzes, der 22 Prozent bis zum Jahr
2030 nicht übersteigen darf, wird das Si-
cherungsniveau der gesetzlichen Rente all-
mählich gesenkt und im Jahr 2030 voraus-
sichtlich nur noch rund 43 Prozent betra-
gen. Das Kalkül damals war, dass die Ar-
beitnehmer durch die neu geschaffene,
staatlich geförderte aber private Riester-
Rente diese Lücke, zumindest teilweise,
schließen. Heute bestreitet kaum noch je-
mand, dass dieses Konzept den erwünsch-

ten Effekt hat – und die Geringverdiener
von heute die altersarmen Rentner von
morgen zu werden drohen. Derzeit ist Al-
tersarmut zwar noch kein Massenphäno-
men, denn nur drei Prozent der 20 Millio-
nen Rentner beziehen die sogenannte
Grundsicherung im Alter. Aber die Zahlen
steigen jedes Jahr.
Für Karl Schiewerling, den
Rentenexperten der Uni-
onsfraktion, ist deshalb
klar, dass man sich Gedan-
ken über die richtigen ren-
tenpolitischen Weichen-
stellungen für die Zeit nach
2030 machen muss. Wich-
tig sei dabei sicherzustel-
len, dass jene, die gearbei-
tet und Kinder erzogen ha-
ben, mehr Rente bekom-
men, als jene, die kaum
Beiträge eingezahlt haben.
Schiewerling bezeichnete es dennoch als
„verantwortungslos“, derzeit das Gespenst
von flächendeckender Altersarmut an die
Wand zu malen. Die Rentenversicherung
befinde sich in einer „exzellenten Verfas-
sung“, stellte er fest.

Für eine Bürgerversicherung Für die
Grünen dagegen sind die gut gefüllten
Rentenkassen durch das 2014 beschlossene
Rentenpaket mit Mütterrente und Rente ab
63 akut bedroht. Dies werde die Über-
schüsse schnell aufzehren und zu höheren
Beiträgen führen, warnte Markus Kurth,

der Rentenexperte von Bündnis 90/Die
Grünen. Er warb für die Vorschläge seiner
Fraktion zur Reform der privaten Altersvor-
sorge und Einführung einer Bürgerversi-
cherung für alle Erwerbstätigen. Das seien
„solide Vorschläge“, die Koalition dagegen
habe „Chaoswochen“ verursacht, konsta-

tierte er. So hätte die Forde-
rung von SPD-Chef Sigmar
Gabriel, das Rentenniveau
auf dem jetzigen Stand zu
sichern, keine finanzielle
Grundlage. „Dieses hekti-
sche Vorspringen kostet
Glaubwürdigkeit“, sagte
Kurth. Die Grünen seien
dagegen die „einzige ver-
nünftige Rentenpartei hier
im Bundestag“.
Martin Rosemann (SPD)
betonte: „Unser Rentensys-
tem muss Lebensleistung

anerkennen und Altersarmut verhindern.“
Sigmar Gabriel habe einen wichtigen
Punkt angesprochen, nämlich, dass das
Rentenniveau nicht auf die 40-Prozent-
Marke sinken dürfe. Dies funktioniere vor
allem durch eine gute Arbeitsmarktlage
mit guten Verdiensten, so Rosemann. Er
bekräftigte, dass die Koalition derzeit Kon-
zepte zur Stärkung der betrieblichen Alters-
vorsorge entwickle, damit könne man das
Rentenniveau ebenfalls stabilisieren. Zur
Aufwertung geringer Renten solle eine Le-
bensleistungsrente eingeführt werden, kün-
digte er an. Claudia Heine T

Geringe Löhne lassen wenig Spielraum zum Sparen.Weder für das Sparbuch, noch für die private Rentenversicherung. Die Koalition will deshalb die Betriebsrenten stärken. © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

Anzeige

Behinderung
als Hindernis
INKLUSION Beim Ziel herrscht Einigkeit:
Menschen mit Behinderung sollen künftig
besser in den Arbeitsmarkt integriert wer-
den. Ob dazu jedoch das seit kurzem als
Referentenentwurf vorliegende Bundesteil-
habegesetz einen Beitrag leisten kann, wur-
de bei der Debatte über einen Antrag der
Linksfraktion (18/5227) am vergangenen
Donnerstag von der Opposition bezwei-
felt. Hauptkritikpunkt: Nach wie vor sollen
Einkommen und Vermögen herangezogen
werden, um beispielsweise Assistenz für
Menschen mit Behinderung zu finanzie-
ren, wie Corinna Rüffer (Grüne) sagte. Mit
Katrin Werner (Die Linke) war sie sich ei-
nig, dass das gegen die Menschenrechte
verstößt. „Die gesellschaftliche Teilhabe
bleibt vom Geldbeutel der Menschen ab-
hängig“, urteilte Werner. Rüffer wies auf ei-
nen weiteren „Makel“ hin. Menschen mit
Behinderung müssten der Vorlage nach mit
Verschlechterungen rechnen, sobald sie ein
entsprechendes Einkommen erzielen. „Das
ist eine Sauerei“, sagte sie.
Das ging Uwe Schummer (CDU) zu weit.
Es sei zu früh, ein Gesetz zu beerdigen, be-
vor es parlamentarisch beraten wurde, be-
fand er und verwies auf positive Entwick-
lungen der letzten Jahre. So gebe es mehr
Menschen mit Behinderung im ersten Ar-
beitsmarkt. Kerstin Tack (SPD) vertrat die
Ansicht, dass vieles, was Die Linke in ih-
rem vor einem Jahr eingebrachten Antrag
fordert, schon umgesetzt oder in dem Refe-
rentenentwurf enthalten sei. Der Antrag
der Linken fand schließlich nicht die nöti-
ge Mehrheit. hau T

Festhalten an
Sanktionen
ARBEITSLOSENGELD II Die Linksfraktion
ist mit ihrem Vorhaben gescheitert, eine
Petition mit der Forderung nach Abschaf-
fung von Sanktionen und Leistungsein-
schränkungen für Empfänger von Arbeits-
losengeld II (ALG II) der Bundesregierung
„zur Berücksichtigung“ zu überweisen. Ver-
gangene Woche lehnte der Bundestag mit
den Stimmen von Union und SPD einen
entsprechenden Antrag (18/8236) ab. Zu-
vor hatte sich schon der Petitionsausschuss
mehrheitlich gegen eine Überweisung ent-
schieden (18/8092).
Während der Debatte kritisierte Paul Leh-
rieder (CSU), der Linksfraktion gehe es
nicht um Hilfe für die Petentin, sondern
darum, die schon mehrfach beratene und
immer mehrheitlich abgelehnte Abschaf-
fung der ALG II-Sanktionen erneut auf gro-
ßer Bühne fordern zu können. Es bleibe je-
doch dabei, dass „das System des Forderns
und Förderns nicht in Frage gestellt wer-
den darf“. Am Fordern und Fördern will
auch die SPD festhalten. „Der Schwer-
punkt muss dabei aber auf dem Fördern
liegen“, sagte Markus Paschke, der zu-
gleich die verschärften Sanktionen für Un-
ter-25-Jährige schädlich nannte.
Sämtliche Sanktionen bei ALG II-Empfän-
gern seien kontraproduktiv, weil sie zu Re-
signation führten, befand Katja Kipping
(Die Linke). Ihre Abschaffung sei überfäl-
lig, sagte sie und kündigte an, bei dem
Thema „keine Ruhe zu geben“. Statt an
Sanktionen festzuhalten, müssten mehr
Angebote für Arbeitslose geschaffen wer-
den, forderte Beate Müller-Gemmeke
(Grüne). Union und SPD warf sie vor, im
Koalitionsvertrag zwar Änderungsbedarf
bei der Sanktionspraxis ausgemacht zu ha-
ben, aber nichts zu tun. hau T

> STICHWORT
Renten in Deutschland

> Rentenkasse Laut letztem Rentenversicherungsbericht sind
die Kassen der gesetzlichen Rentenversicherung gut gefüllt.
Demnach sind die Beitragseinnahmen im Jahr 2015 um rund
drei Prozent gestiegen.

> Rentenhöhe Die Höhe der durchschnittlichen monatlichen
Versichertenrente lag im Juli 2014 bei 1.006 Euro für Männer
und bei 583 Euro für Frauen. Knapp 20 Prozent der Rentner in
Deutschland (vier Millionen) erhielten mehr als eine Rente.

> Grundsicherung Rund drei Prozent der Rentner erhalten die
staatliche Grundsicherung. Dennoch ist die Angst vor Altersar-
mut groß, wie die Proteste im Rahmen der Tarifverhandlungen
für den öffentlichen Dienst letzte Woche (Foto) zeigten. ©

pi
ct
ur
e-
al
lia
nc
e/
dp

a

»Wir sind die
einzige ver-
nünftige

Rentenpartei
im

Bundestag.«
Markus Kurth (Grüne)

Mit dem Laptop ins Homeoffice
ARBEIT Grüne fordern flexiblere Arbeitszeitmodelle. Union betont, die gibt es schon. Die Linke findet die Vorschläge elitär
5,6 Milliarden Stunden Arbeitszeit blieben
im Jahr 2014 ungenutzt. Diese beeindru-
ckende Zahl präsentierte das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in
Nürnberg (IAB) Ende April in einer Studie.
Das Institut hatte Arbeitslose und Erwerbs-
tätige nach ihren Arbeitszeitwünschen ge-
fragt und dabei unter anderem herausge-
funden, dass mehr als eine Milliarde dieser
Stunden durch Verlängerungs- und Kür-
zungswünsche von Erwerbstätigen entste-
hen. „Was für eine Verschwendung von Po-
tenzial! Heben Sie zunächst einmal dieses
Potenzial, bevor Sie die Rente mit 70 for-
dern.“ Die arbeitsmarktpolitische Spreche-
rin von Bündnis 90/Die Grünen, Brigitte
Pothmer hatte, an die Koalition gewandt,
aber noch einige andere Hinweise parat.
Beraten wurde vom Bundestag in der ver-
gangenen Woche ein Antrag (18/8241) der
Grünen zur Flexibilisierung der Arbeitszei-
ten. Die Fraktion fordert, Beschäftigten
mehr Zeitsouveränität zu ermöglichen und
sie gleichzeitig vor entgrenzter Arbeit zu
schützen. So soll es unter anderem einen
Vollzeit-Korridor mit Wahlarbeitszeiten im
Teilzeit- und Befristungsgesetz geben. Im
Bereich von 30 bis 40 Stunden pro Woche
sollen Arbeitnehmer dadurch ihren Ar-
beitszeitumfang nach oben oder unten an-
passen können. Der bestehende Rechtsan-

spruch auf Teilzeit soll um ein Rückkehr-
recht auf den früheren Stundenumfang er-
gänzt werden. Die Nutzung von Homeof-
fice soll erleichtert werden. Die Fraktion
fordert außerdem, dass Zeitsouveränität
nicht zu Überforderung und unbezahlter
Mehrarbeit führen darf. Deshalb sollen Be-
triebsräte ein Mitbestimmungsrecht über
die Menge der Arbeit beziehungsweise
über Zielvorgaben erhalten.

Falsche Erwartungen Brigitte Pothmer
kritisierte, dass zu viele Frauen in der „Teil-
zeitfalle“ stecken und Männer die Teilzeit
aus Angst vor Mobbing und Karriereknick
scheuen. „Wir brauchen neue Modelle, um
die Grenze zwischen Vollzeit und Teilzeit
fließender zu machen“, forderte sie. Es
müsse nicht sein, dass rund die Hälfte der
Arbeitnehmer unzufrieden mit ihrer Ar-
beitszeit sind, so Pothmer.
Uwe Lagowski (CDU) kritisierte, dass der
Grünen-Antrag falsche Erwartungen wecke.
Es gebe Manteltarifverträge, die Teilzeitmo-
delle, Arbeitszeitkonten und Gleitzeit
schon jetzt festschreiben. „Die Sozialpart-
ner schaffen längst mehr Zeitsouveränität
für die Beschäftigten“, sagte er. Nötig sei
keine neue Verordnung, sondern verant-
wortungsvolle Akteure und eine neue Kul-
tur der Prävention in den Betrieben, um

Überlastungen der Beschäftigten vorzubeu-
gen. „Eine volle Zeitsouveränität würde die
Arbeitsabläufe in den Betrieben völlig auf
den Kopf stellen“, warnte Lagowski.
Jutta Krellmann (Die Linke) betonte, dass
die Betriebsräte ein sehr starkes Mitbestim-
mungsrecht bei der Verteilung von Arbeit
haben. Problematisch werde es aber bei
den Ausnahmeregeln im Arbeitszeitgesetz,
wie zum Beispiel verlängerten Öffnungs-
zeiten im Einzelhandel. „Wenn wir über

mehr Zeitsouveränität reden, können wir
direkt damit beginnen, dass wir diese gan-
zen Ausnahmeregeln streichen. Millionen
Menschen, insbesondere im Einzelhandel,
würde man damit sofort helfen“, sagte
Krellmann. Sie warf den Grünen vor, dass
deren Vorschläge zur Wahlfreiheit über Ar-
beitszeit und Arbeitsort nur für einige pri-
vilegierte Gruppen interessant seien.
Bernd Rützel (SPD) konnte in dem Antrag
der Grünen gute Vorschläge erkennen.
Aber eine volle Flexibilisierung der Arbeits-
zeit berge auch Risiken und eine reine Er-
gebnisorientierung sei für die meisten nor-
malen Beschäftigten kein passendes Mo-
dell, sie würden eben nach Zeit entlohnt,
so Rützel. Er plädierte dafür, das Rückkehr-
recht auf Vollzeit endlich umzusetzen.
Dass ein entsprechender Gesetzentwurf
noch nicht umgesetzt sei, liege jedoch
nicht am Bundesministerium für Arbeit
und Soziales, sagte er mit Blick auf die
Unionsfraktion. „Aber wir kriegen das
hin“, zeigte sich Rützel überzeugt. che T

Völlig unflexibel: Arbeit nach Stechuhr
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Initiative gescheitert
GESUNDHEIT II Keine Beitragsentlastung für Rentner
Die Fraktion Die Linke ist mit einer Initia-
tive gescheitert, mögliche doppelte Bei-
tragszahlungen zur Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) im Rahmen der be-
trieblichen Altersvorsorge auszuschließen.
Ein entsprechender Antrag (18/6364;
18/8222), die „Doppelverbeitragung“ auf
Direktversicherungen und Versorgungsbe-
züge zu beenden, fand vergangene Woche
im Plenum keine Mehrheit. Union und
SPD lehnten den Antrag ab, die Grünen
enthielten sich.
In dem Antrag heißt es, seit einer gesetzli-
chen Änderung 2004 (GKV-Modernisie-
rungsgesetz) unterlägen die aus einer Di-
rektversicherung als Kapitallebensversiche-
rung erbrachten Versorgungsbezüge der
vollen Beitragspflicht in der GKV, die von
den Rentnern allein zu tragen sei. Die Bei-
träge fielen oft auch dann an, wenn zuvor
auf die erbrachten Versicherungsbeiträge
schon GKV-Beiträge abgeführt worden sei-
en. Im Ergebnis müssten Millionen von
Versicherungsnehmern auf ihre Lebens-
oder Rentenversicherungen doppelte Kran-
kenversicherungsbeiträge zahlen. Die Be-
troffenen fühlten sich zurecht betrogen. In
einer Anhörung Ende Januar hatten Exper-
ten dafür plädiert, doppelte Beitragszah-
lungen dieser Art möglichst zu verhindern.
Die Sachverständigen gaben zu Bedenken,

dass diese Praxis für die Stärkung des Drei-
Säulen-Modells von gesetzlicher, privater
und betrieblicher Altersvorsorge nicht hilf-
reich sei. Laut Sozialverband Deutschland
(SoVD) sind die doppelten Beiträge zwar
rechtens, jedoch hätten die Rentner bis
2004 nur die Hälfte des Beitragssatzes zah-
len müssen, seither jedoch den vollen Satz.
Redner von Union und SPD räumten ein,
der Ärger der betroffenen Rentner sei auch
wegen der rückwirkenden Regelung ver-
ständlich. Jedoch sei das Verfahren recht-
lich nicht zu beanstanden.
Maria Michalk (CDU) gab zu Bedenken,
eine Rückkehr zur alten Regelung würde
die GKV 2,6 Milliarden Euro kosten. Erich
Irlstorfer (CSU) fügte hinzu, eine „schwer-
wiegende Änderung der Gesetzeslage“ sei
unrealistisch, weil das Geld gebraucht wer-
de. Dies sei eine „harte und bittere Wahr-
heit“. Nach Ansicht von Hilde Mattheis
(SPD) ist es mit einem schlichten Verbot
der doppelten Verbeitragung nicht getan.
Vielmehr könne die Einführung einer Bür-
gerversicherung zur Lösung des Problems
beitragen. Markus Kurth (Grüne) sagte, es
handele sich um einen problematischen
Spezialfall, nicht um eine allgemeine Dop-
pelverbeitragung. Für diese spezielle Grup-
pe müsse geprüft werden, wie sich die Bei-
tragslast verringern lasse. pk T

Transplantationsregister soll Vertrauen schaffen
GESUNDHEIT I Daten zu Organspenden sollen künftig zentral erfasst werden. Spendenbereitschaft ist weiter gering
Die Organspendenskandale mit manipu-
lierten Wartelisten haben das Vertrauen in
die Transplantationsmedizin nachhaltig
beschädigt. Seit 2010 geht die Zahl der
Spender kontinuierlich zurück, seit 2012
deutlich. Zahlen der Deutschen Stiftung
Organtransplantation (DSO) von Anfang
2016 machen aber Hoffnung, dass zumin-
dest der Tiefpunkt überwunden sein könn-
te. Demnach ist die Zahl der postmortalen
Organspender 2015 bundesweit um
1,5 Prozent von 864 im Vorjahr auf 877
gestiegen. Allerdings ist das Niveau weiter-
hin erschreckend niedrig, was ein Blick auf
die Spenderquote verdeutlicht. So kom-
men in Deutschland auf eine Million Ein-
wohner im statistischen Durchschnitt gera-
de einmal 10,8 Spender.
Die Zahl der gespendeten Organe lag 2015
den Angaben zufolge mit 2.900 etwas
niedriger als im Vorjahr (2014: 2.989). Im
vergangenen Jahr wurden bundesweit
3.083 Organe transplantiert. Die unter-
schiedlichen Zahlen hängen mit dem in-

ternationalen Organaustausch über Euro-
transplant zusammen. Es wurden nach An-
gaben der DSO 2015 mehr Organe nach
Deutschland vermittelt, als in andere Staa-
ten abgegeben. Derzeit warten mehr als
10.000 Menschen in Deutschland auf ein
Spenderorgan.

Datenerfassung Mit einem bundesweiten
Transplantationsregister soll nun die Or-
ganspendenpraxis transparenter werden.
Das soll auch dazu beitragen, das Vertrau-
en der Bevölkerung zurückzubringen. Der
Gesetzentwurf der Bundesregierung
(18/8209) stand in der vergangenen Wo-
che erstmals auf der Tagesordnung des
Parlaments. In dem Register sollen Daten
über Organspender, Spenderorgane, Or-
ganempfänger, das Vermittlungsverfahren
sowie zur Transplantation, Behandlung
und Nachsorge des Empfängers und des
lebenden Spenders zentral gebündelt wer-
den. Derzeit werden die Daten zur Trans-
plantationsmedizin dezentral gespeichert.
Das Register soll auch helfen, die Kriterien
für Wartelisten und die Verteilung der
Spenderorgane weiterzuentwickeln. In ei-
ner unabhängigen Vertrauensstelle werden
die personenbezogenen Daten pseudony-
misiert, bevor sie an das Register gehen.
Die Transplantationsregisterstelle und die

Vertrauensstelle werden vom Datenschutz-
beauftragten kontrolliert. Die Daten ver-
storbener Organspender werden im Regis-
ter dauerhaft gespeichert. Die Daten der
Empfänger und der lebenden Organspen-
der dürfen nur übermittelt und dauerhaft
gespeichert werden, wenn Spender und
Empfänger vorher eingewilligt haben.
Das Gesetzesvorhaben wird im Grundsatz

von allen Fraktionen getragen. Nach An-
sicht von Katja Leikert (CDU) fehlt in
Deutschland eine umfassende medizini-
sche Datenbasis zur Dokumentation von
Transplantationen. Mit dem Register wer-
de eine verlässliche Datengrundlage ge-
schaffen. Wichtig sei dabei der Daten-
schutz. Sie räumte ein, dass der Spitzen-
verband der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) eine Informationspflicht
statt einer Einwilligungslösung gefordert
habe und die Argumente nachvollziehbar
seien. Dies müsse noch einmal geprüft
werden. Sabine Dittmar (SPD) sieht das
Register als wichtigen Baustein, um Ver-
trauen zurückzugewinnen. Die strukturier-
te Datenerfassung sei unerlässlich zur Op-
timierung der Prozesse und der Patienten-
sicherheit. Sie appellierte zugleich an die
Bürger, einen Organspendeausweis auszu-
füllen.
Linke und Grüne monierten, die Regie-
rung habe drei Jahre gebraucht, um die
einmütige Aufforderung des Parlaments
von 2013, ein solches Register zu schaffen,
anzugehen. Kathrin Vogler (Linke) rügte,
der Entwurf erfülle nicht die hohen Erwar-
tungen. Harald Terpe (Grüne) kritisierte,
die Ausgestaltung des Registers und der
Datenschütz würden einfach der Selbstver-
waltung überlassen. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Ein Spenderausweis schafft Klarheit.
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Hilfe für Helfer
im Ehrenamt
FAMILIE Die ehrenamtliche Arbeit in der
Flüchtlingshilfe soll nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stärker
unterstützt werden. In einem Antrag
(18/8221), über den der Bundestag am
Donnerstag beriet, fordern die Abgeordne-
ten die Bundesregierung auf, gemeinsam
mit den Ländern, Kommunen und der Zi-
vilgesellschaft ein Engagementkonzept zu
erarbeiten. Es müsse eine langfristige und
unbürokratische Förderung etabliert wer-
den, damit „sich die Lust am Engagement
nicht in Frust verwandelt“, sagte Kordula
Schulz-Asche (Grüne). Die Koordination in
den Kommunen müsse verbessert werden,
und der Bund solle eine zentrale Online-
Plattform aufbauen, forderte sie. Zudem
müssten ehrenamtliche Helfer fachlich und
organisatorisch beraten und die Freiwilli-
gendienste auch für Flüchtlinge, Asylbewer-
ber und Geduldete geöffnet werden.
Ingrid Pahlmann (CDU) und Svenja Stad-
ler (SPD) verwiesen auf die Öffnung des
Bundesfreiwilligendienstes für Flüchtlinge
und die zusätzlich geschaffenen 10.000
Stellen. Zudem habe die Regierung das Pa-
tenschaftsprogramm „Menschen stärken
Menschen“ aufgelegt und mit den Ländern
das Konzept zur „erfolgreichen Integration
von Flüchtlingen“ auf den Weg gebracht.
Norbert Müller (Linke) nutzte die Debatte
für scharfe Kritik an der Abschiebepraxis.
Die ehrenamtlichen Helfer in der Flücht-
lingshilfe machten täglich die Erfahrung,
dass Ausländer nach Jahren des Aufent-
halts in Deutschland das Land wieder ver-
lassen müssten, obgleich sie bereits inte-
griert waren und deren Kinder hier gebo-
ren wurden. aw T

Schwierige Abwägung
RECHT Der Maßregelvollzug wird reformiert. Viel Verantwortung für psychiatrische Gutachter

E
s ist und bleibt ein heikler Ba-
lanceakt. Straftäter im Maßre-
gelvollzug sind psychisch ge-
stört und schwer berechenbar.
Es sind langjährige Alkoholi-
ker darunter, Drogensüchtige,

Psychopathen mit schweren Persönlich-
keitsstörungen, Sexualstraftäter und andere
Gewalttäter. Es liegt in der Hand von Gut-
achtern der forensischen Psychiatrie, zu
entscheiden, ob Straftäter
aufgrund ihrer Erkrankung
womöglich schuldunfähig
oder vermindert schuldfä-
hig sind und dann statt ins
Gefängnis in ein psychiatri-
sches Krankenhaus einge-
wiesen werden.
Eine einmal getroffene Ent-
scheidung ist jedoch kaum
zu revidieren und die Ge-
schichte zeigt, es hat schon
gravierende Fehlurteile ge-
geben. Aber die Gesell-
schaft verlangt nach Sicher-
heit und das erhöht den Druck auf die
Gutachter, potenziell gefährliche Straftäter
nicht zu früh aus den Hochsicherheitszo-
nen herauszulassen. Die Folge sind stei-
gende Fallzahlen und längere Unterbrin-
gungen in der Psychiatrie. Ende 2010 saßen
bundesweit 7.752 Patienten im Maßregel-
vollzug ein. Die durchschnittliche Verweil-
dauer lag 2012 bei knapp acht Jahren.

Die Täter werden entweder nach Paragraf
63 Strafgesetzbuch (StGB) unbefristet in
ein psychiatrisches Krankenhaus eingewie-
sen oder in Fällen von Alkohol- oder Dro-
gensucht nach Paragraf 64 StGB auf zwei
Jahre befristet in eine Entziehungsanstalt.
Mit dem in der vergangenen Woche im
Bundestag beschlossenen Gesetz zur Re-
form des Maßregelvollzugs (18/7244) wird
nun der Versuch unternommen, einen Mit-

telweg zu gehen zwischen
den berechtigten Sicher-
heitsinteressen der Bevölke-
rung und dem nachvoll-
ziehbaren Bedürfnis der
Straftäter, irgendwann wie-
der ein normales Leben in
Freiheit zu führen und
nicht dauerhaft weggesperrt
zu werden.

Gutachter So soll das Un-
terbringungsrecht nach Pa-
ragraf 63 StGB künftig stär-
ker am Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit ausgerichtet werden. Die
Anordnungen beschränken sich auf „gra-
vierende Fälle“. Eine Unterbringung über
mehr als sechs Jahre ist nur noch zulässig,
wenn andernfalls Taten mit einer „schwe-
ren seelischen oder körperlichen Schädi-
gung“ der Opfer drohen. Die „Gefahr rein
wirtschaftlicher Schäden“ soll nicht mehr
ausreichen. Häufiger als bisher soll zudem

überprüft werden, ob eine Fortdauer des
Maßregelvollzugs angebracht ist. Zudem
darf nicht mehr zwei Mal hintereinander
derselbe Gutachter eingesetzt werden.

Opposition unzufrieden Die Opposition
beklagte, dass der Gesetzentwurf im parla-
mentarischen Verfahren überhaupt nicht
verändert worden sei und das trotz einer
Expertenanhörung mit konkreten Vorschlä-
gen. Die Reform sei zwar überfällig und ge-
he auch in die richtige Richtung, sei aber
nicht ausreichend, monierten die Opposi-
tionsfraktionen, die sich bei der Abstim-
mung enthielten. Jörn Wunderlich (Linke)
sprach von einer vertanen Chance. Nach
Ansicht der Linken sollten bedingt schuld-
fähige Personen aus dem Anwendungsbe-
reich des Gesetzes ganz herausgenommen
werden. Auch Wirtschaftskriminalität soll-
te aus Gründen der Verhältnismäßigkeit
außen vor bleiben.
Hans-Christian Ströbele (Grüne) kritisierte
ebenso, es säßen zu viele Menschen zu lan-
ge in der Psychiatrie, nicht selten mit Medi-
kamenten ruhiggestellt. Oft sei es dort
schlimmer und schwerer zu ertragen als im
Gefängnis. Die Grünen konnten sich mit
ihrer Forderung, den Maßregelvollzug sys-
tematisch für ambulante Behandlungen
und Sicherungen zu öffnen, nicht durch-
setzen. Reinhard Grindel (CDU) wies ei-
nen Vorrang für ambulante Therapien als
„völlig überzogen“ zurück. In dem Fall

würden Gefährdungen für potenzielle Op-
fer hingenommen. Es könne nicht per se
Ziel des Gesetzes sein, die Zahl der Strafge-
fangenen in der Psychiatrie zu reduzieren.
Es gehe vielmehr darum, „die Prognose zur
Gefährlichkeit psychisch kranker Rechts-
brecher zu präzisieren“. Grindel sprach von
einem „schwierigen Abwägungsprozess“
zwischen den Schutzinteressen möglicher
Opfer und den Freiheitsinteressen gefährli-
cher Straftäter. Dass der Gesetzentwurf
nicht mehr verändert worden sei, hänge
mit der umfassenden Vorarbeit zusammen
und den konstruktiven Vorschlägen der ex-
tra eingerichteten Bund-Länder-Arbeits-
gruppe. Auch Dirk Wiese (SPD) hob die

gute Zusammenarbeit zwischen Bund und
Ländern bei diesem Projekt hervor. Er fügte
hinzu, die Vermeidung unverhältnismäßig
langer Unterbringungszeiten führe nicht
zwangsweise zu einem geringeren Schutz
der Allgemeinheit. Die Reform trage dazu
bei, unverhältnismäßige Fälle zu vermei-
den. Die Zeiten, in denen ein geringer Ver-
mögensschaden schon zur Einweisung des
Täters führen konnte, seien vorbei. Das Si-
cherheitsinteresse der Bevölkerung vor psy-
chisch gestörten Straftätern bleibe aber ge-
wahrt, betonte Wiese. Das Gesetz mit sei-
nen maßvollen Änderungen schaffe eine
gute Balance zwischen Freiheits- und Si-
cherheitsinteressen. Claus Peter Kosfeld T

Mehr als 7.000 gefährliche Straftäter werden derzeit in psychiatrischen Einrichtungen therapiert. Bei einer schlechten Prognose der Fachgutachter können sie sehr lange dort untergebracht werden. © picture-alliance/dpa

»Es geht
darum,

unverhältnis-
mäßige Fälle
zu vermei-
den.«

Dirk Wiese (SPD)

> KOMPAKT
Die Reform des Maßregelvollzugs

> Zielsetzung Unverhältnismäßig lange Unterbringungen in der
Psychiatrie sollen künftig vermieden werden.

> Anordnungen Die Unterbringung soll sich stärker auf gravie-
rende Fälle beschränken.

> Befristung Eine Unterbringung von mehr als sechs Jahren ist
nur zulässig, wenn von Straftätern weiter Gefahren ausgehen.

> Gutachter Psychiater sollen häufiger prüfen, ob der Maßre-
gelvollzug bei einem Straftäter noch angebracht ist. ©
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Transfer von
Innovationen
FORSCHUNG Ergebnisse aus der deutschen
Gesundheitsforschung sollen schneller als
bisher für Diagnosen und Therapien zur
Verfügung stehen. Darauf zielt ein Antrag
von Union und SPD (18/7044) ab, der in
der vergangenen Woche gegen die Stim-
men der Opposition im Bundestag verab-
schiedet wurde. Zwar hat die Gesundheits-
forschung in Deutschland einen sehr guten
Ruf, bis die Innovationen jedoch die Praxis
und damit die Patienten erreichen, dauert
es oft mehr als zehn Jahre. Das ist vor al-
lem für schwer kranke Patienten in Notla-
gen problematisch, die etwa dringend auf
neu entwickelte Medikamente oder medi-
zinische Hilfsmittel angewiesen sind.
Nun soll die Bundesregierung unter ande-
rem darauf hinwirken, Zulassungsverfah-
ren im Sinne der Patienten, aber auch der
Gesundheitswirtschaft zu beschleunigen.
Generell sollen jene Innovationshemmnis-
se abgebaut werden, „die nicht aus der
Notwendigkeit heraus erwachsen, die Ver-
sorgungsqualität beziehungsweise Patien-
tensicherheit zu erhöhen“, heißt es in dem
Antrag. Netzwerke sollen gestärkt werden,
vorhandene Daten besser verfügbar sein.
Mit dem raschen Transfer von Innovatio-
nen solle die Alltagsversorgung der Patien-
ten verbessert werden. Von Interesse seien
etwa Erkenntnisse aus der Pflegewissen-
schaft, Biometrie, Epidemiologie sowie der
Bio- und Medizininformatik.
Die Opposition von Linken und Grünen
ist nicht gegen die Beschleunigung des In-
novationstransfers, sondern kritisiert, dass
weniger die Patienten in den Blick genom-
men würden, sondern eher die Chancen
der Gesundheitswirtschaft. pk T



»Nur Augenwischerei«
VERKEHR Grüne fordern einen Bundesnetzplan

Der Bundesverkehrswegeplan soll zum
Bundesnetzplan weiter entwickelt werden.
Dies fordert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einem Antrag (18/8083), der
am Freitag erstmals im Bundestag beraten
wurde. Deshalb soll die Bundesregierung
nach dem Willen der Grünen die „erhebli-
chen Zweifel“ an der Plausibilität und Ver-
gleichbarkeit des Nutzen-Kosten-Verhält-

nisses als zentralem Bewertungskriterium
ernst nehmen und Straßenneubau- und
Ausbauprojekte erneut überprüfen sowie
bis zum Beschluss eines zum Bundesnetz-
plan weiterentwickelten Bundesverkehrs-
wegeplans keine weiteren Neubauprojekte
beginnen, um den Handlungsspielraum
nicht weiter einzuschränken.
Für Valerie Wilms (Bündnis 90/Die Grü-
nen) ist der Regierungsentwurf des Bundes-
verkehrswegeplans „unvollständig und

nicht bezahlbar“. Zentrale Aufgaben zum
Beispiel zum Erreichen der Klimaschutz-
ziele würden damit nicht erfüllt. „Die
meisten Projekte sind Augenwischerei“,
sagte sie. Für die Realisierung der Pläne
würden bis 2030 jährlich mindestens eine
Milliarde Euro fehlen. Deshalb sei ein
Bundesnetzplan nötig, in dem das Zusam-
menwirken aller Verkehrsmittel abgebildet
sein müsse.
Patrick Schnieder (CDU) sieht im Entwurf
eine passende Antwort auf die Herausfor-
derungen der Zukunft. „Darin werden die
Ziele verwirklicht, die wir uns gesetzt ha-
ben“, betonte er. Der Bundesverkehrswege-
plan 2030 orientiere sich an dem Machba-
ren, habe eine klare Prioritätensetzung und
setze auf das Prinzip „Erhalt vor Neubau“.
Dem stimmte der Sozialdemokrat Martin
Burkert zu. Er wies auch darauf hin, dass
seine Fraktion großen Wert auf eine Bür-
gerbeteiligung gelegt habe. Es müsse nun
aber auch mehr Aufmerksamkeit auf den
Schienengüterverkehr gelegt werden, der
bis 2030 stark ansteigen werden. Nur mit
einer Verlagerung der Güter von der Straße
auf die Schiene seien die Klimaschutzziele
zu erreichen.
Für Sabine Leidig (Die Linke) muss der
Entwurf „vom Tisch“. Es müsse für weniger
und andere Mobilität gesorgt werden. Nö-
tig seien bessere Bahnverbindungen und
mehr Fahrradwege. Es sei unverantwort-
lich, 264 Milliarden Euro bis 2030 für den
Verkehrsaufwuchs vor allem auf der Straße
auszugeben. Michel Klein T

Bundesverkehrswegeplan soll vom Tisch
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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KURZ NOTIERT

Bundestag lehnt
Verbot von Fracking ab
Die Fraktion Die Linke ist mit ihrem Vor-
haben gescheitert, die umstrittene Fra-
cking-Technologie zu verbieten. Die Mit-
glieder des Bundestages lehnten vergan-
genen Donnerstag einen entsprechen-
den Antrag (18/4810) ohne Aussprache
nach zweiter und dritter Lesung in na-
mentliche Abstimmung ab. Für die Be-
schlussempfehlung des Umweltaus-
schusses (18/8113), der eine Ablehnung
des Antrages empfahl, stimmten 440 Ab-
geordnete der Fraktionen CDU/CSU und
SPD. 29 Mitglieder der Koalition enthiel-
ten sich. Die SPD-Abgeordnete Christina
Jantz-Herrmann stimmte mit Nein. Sämt-
liche 119 abstimmenden Abgeordnete
von Die Linke und Bündnis 90/Die Grü-
nen stimmt ebenfalls mit Nein. scr T

WenigerWeichmacher
in Elektrogeräten

Der Einsatz von vier Weichmachern in
Elektrogeräten wird künftig stark be-
grenzt. Die Mitglieder des Bundestages
stimmten vergangenen Donnerstag ein-
stimmig ohne Aussprache einem ent-
sprechenden Verordnungsentwurf der
Bundesregierung (18/7752, 18/8230) zu.
Mit der Verordnung wird eine delegierte
Richtlinie der Europäischen Kommission
2015/863/EU umgesetzt. Künftig fallen
auch Diethylhexylphthalat, Butylbenzyl-
phthalat, Dibutylphthalat und Diisobu-
tylphthalat unter die Mengenbeschrän-
kung. Für unter anderem Haushaltselek-
trogeräte und Unterhaltungselektronik
gilt eine Übergangsfrist bis zum 21. Juli
2019, für unter anderem medizinische
Geräte bis zum 21. Juli 2021. scr T

Weiterer Rückruf von Dieselautos
ABGAS-AFFÄRE „Kein weiteres Dieselfahr-
zeug hat eine Prüfzykluserkennung verwendet,
wie VW sie eingesetzt hat.“ Dies erklärte Bun-
desverkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU)
vergangeneWoche imVerkehrsausschuss bei der
Vorstellung des Berichts der von ihm eingesetz-
ten Untersuchungskommission „Volkswagen“.
Es seien allerdings technische Verfahren festge-
stellt worden, mit denen Hersteller die Wirkung
ihres Kontrollsystems an Umweltbedingungen
angepasst hätten, sagte er weiter. Das betreffe
das so genannte „Thermofenster“, innerhalb
dessen die Hersteller die Abgasreinigung zu-
rückfahren würden. Dies sei rechtlich zulässig,
wenn die Einrichtung notwendig sei, um den
Motor vor Beschädigung oder Unfall zu schüt-
zen. Bei einigen der untersuchten Fahrzeugty-
pen hätte die Untersuchungskommission Zwei-

fel gehabt, ob die „Thermofenster“ in vollem
Umfang durch den Motorschutz gerechtfertigt
seien, erklärte der Minister. Daraufhin habe die
Untersuchungskommission die Hersteller aufge-
fordert, die betroffenen Fahrzeuge zurückzuru-
fen. Es handele sich europaweit um rund
630.000 Fahrzeuge.
Als Konsequenz aus dem Bericht der Untersu-
chungskommission solle nun unter anderem
national und international dafür gesorgt wer-
den, dass Fahrzeuge unangemeldet überprüft
werden könnten, ob sie den Typengenehmigun-
gen noch entsprechend würden. Außerdem sei
das Kraftfahrzeugbundesamt angewiesen wor-
den, vor der Erteilung einer Typengenehmigung
von den Herstellern eine Erklärung zu verlan-
gen, ob sie Motorschutz-Einrichtungen verwen-
den würden. mik T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Kaufprämie erfreut Pkw-Hersteller
WIRTSCHAFT Die deutsche Automobilindus-
trie setzt auf Automatisierung. „Nur wenn wir
da investieren, werden wir im Wettbewerb be-
stehen“, sagte der Präsident des Verbandes
der Automobilindustrie (VDA), Matthias Wiss-
mann, ain der vergangenenWoche in einer Sit-
zung des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie. Der Weg gehe eindeutig zur Automatisie-
rung. Zuerst werde es zur Automatisierung des
Verkehrs auf Autobahnen kommen, später in
den Städten zur automatischen Wegfindung,
schilderte Wissmann seine Erwartungen für die
Zeit um das Jahr 2025.
Bei den Elektroantrieben hätten die deutschen
Hersteller massiv aufgeholt, nachdem sie vor
Jahren noch hinter der Konkurrenz gelegen
hätten, erläuterte Wissmann. In den letzten
vier Jahren seien in diesem Bereich 14 Milliar-
den Euro für Forschung und Entwicklung aus-
gegeben worden. Die deutschen Hersteller sei-
en mit 30 auf dem Markt angebotenen Fahr-
zeugen an die Weltspitze gekommen und ein
Leitanbieter, dessen Angebotspalette größer
sei als die der anderen Leitanbieter USA und
Japan. In Norwegen betrage der Anteil deut-
scher Elektroautos an der Elektroautoflotte 50
Prozent, in den USA 20 Prozent. Mit 0,7 Pro-
zent sei der Anteil der elektrisch betriebenen
Fahrzeuge am Gesamtmarkt in den USA ver-
gleichsweise gering; in Norwegen betrage der
Anteil 27 Prozent.
Wichtig sei der Aufbau von Ladeinfrastruktur
durch die öffentliche Hand. Deutschland sei
bisher das einzige Land ohne Förderung des
Markthochlaufs, beklagte Wissmann, der die
Verständigung zwischen Regierung und Wirt-
schaft auf Einführung einer Kaufprämie von
4.000 Euro würdigte. Am Ende werde die Pro-
duktion von E-Autos dort am stärksten sein,
„wo die Märkte am virulentesten sind“. Die
Verbrennungsmotortechnologie (auch Diesel)
bezeichnete Wissmann als Brückentechnologie
bis weit in das nächste Jahrzehnt hinein.
Zur öffentlichen Debatte über die Abgaswerte
von Dieselfahrzeugen und besonders bei VW-
Modellen sagte Wissmann, das könne nieman-
den froh stimmen. Aber er sei erfreut über die
„Leitplanken“, die den Herstellern jetzt gege-
ben würden. So seien Straßentests für Fahr-
zeuge EU-weit ab 2017 angekündigt worden,

und es werde an einem neuen europäischen
Normenzyklus gearbeitet. In der Debatte dürfe
nicht übersehen werden, dass von den Fahr-
zeugen heute 60 Prozent weniger Stickoxide
ausgestoßen würden als noch vor 15 Jahren.
Auch der Ausstoß von Kohlendioxid sei dras-
tisch gesunken.
Die CDU/CSU-Fraktion zeigte sich im Gespräch
mit dem Präsidenten erfreut über die Lage der
deutschen Automobilindustrie. Das sei mit
Blick auf das europäische Ausland nicht selbst-
verständlich. An der Kaufprämie für Elektroau-
tos gebe es aus technologischen und ord-
nungspolitischen Gründen Zweifel. In anderen
Ländern sei die Erfahrung gemacht worden,
dass es Strohfeuereffekte geben könne.
Die SPD-Fraktion hob die zentrale Bedeutung
der Automobilwirtschaft für die guten deut-
schen Wirtschaftsdaten hervor. Ein Sprecher
zeigte sich erfreut über Wissmanns Aussage,
die deutschen Hersteller seien ein Leitanbieter
im Bereich Elektromobilität, aber der einzige
sei man noch nicht. Und wenn man auf die an-
deren Leitanbieter USA und Japan schaue, ge-
be es schon Sorgen, die noch wachsen würden
angesichts der Tatsache, dass die deutschen
Hersteller ihre Batterien aus Asien beziehen
würden. Zudem gebe es durch die Abgasaffäre
einen enormen Glaubwürdigkeits- und Ver-
trauensverlust.
Die Fraktion Die Linke zeigte sich empört, dass
die in Deutschland produzierenden Pkw-Her-
steller Ford und Opel nicht zum Automobilgip-
fel im Kanzleramt eingeladen gewesen seien.
Dies sei ein fragwürdiges Verfahren und habe
in den Belegschaften Unruhe ausgelöst. Die
vereinbarte Kaufprämie für Elektroautos brin-
ge die Elektromobilität nicht wirklich nach
vorn bei einer Preisdifferenz im Mittelklasse-
bereich von 25.000 Euro für ein Modell mit
Verbrennungsmotor und 45.000 Euro für ein
Elektrofahrzeug in dieser Kategorie. Die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen bezweifelte, ob die
die deutsche Automobilindustrie überall füh-
rend sei. Das habe man noch vor zehn Jahren
auch von der Energiewirtschaft gehört. Außer-
dem hätten die deutschen Hersteller ein
Imageproblem bei jungen Menschen. Deren
bevorzugte Modelle würden nicht in Deutsch-
land hergestellt. hle T

F
ünf Jahre nach der Reaktorkata-
strophe im japanischen Fukus-
hima und 30 Jahre nach dem
GAU im ukrainischen Tscherno-
byl haben die Abgeordneten des
Deutschen Bundestages der Op-

fer gedacht und sich zu einem atomkraft-
freien Europa bekannt.
In der Debatte am vergangenen Freitag
wurden Anträge der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD (18/8239) und von
Bündnis 90/Die Grünen (18/8242) erst-
mals beraten. Drei Anträge der Grünen
(18/5211, 18/7656, 18/7668) und ein An-
trag der Fraktion Die Linke (18/7875) wur-
den mit den Stimmen der Koalition gegen
die Opposition abgelehnt. Die Parlamenta-
rier folgten damit Beschlussempfehlungen
des Wirtschaftsausschusses (18/8262) und
des Umweltausschusses (18/8266).

Umweltverträglichkeit In ihrem Antrag
fordern die Koalitionsfraktionen, die Re-
gierung solle sich in bilateralen Kommis-
sionen mit „sicherheitstechnischen Frage-
stellungen grenznaher Anlagen“ auseinan-
dersetzen. Bei Laufzeitverlängerungen in
solchen AKW sollten grenzüberschreitende
Umweltverträglichkeitsprüfungen Pflicht
werden. Außerdem wollen Union und SPD
ein Abkommen zur nuklearen Sicherheit
mit Belgien. Anlass sind die andauernden
Debatten um die Sicherheit der belgischen
Reaktoren Thiange und Doel.
Umweltministerin Barbara Hendricks
(SPD) schilderte in der Debatte eindring-
lich ihre Erfahrungen aus einem Besuch in
Tschernobyl. In der früheren „Musterstadt“
herrsche heute eine „gespenstische Atmo-
sphäre“. Für zwei Milliarden Euro, die aus
insgesamt 45 Ländern kämen, werde aktu-
ell eine neue Schutzhülle für den Reaktor
gebaut. Auch diese werde voraussichtlich
nur 100 Jahre lang halten und man müsse
darauf hoffen, dass es bis dahin bessere
Technologien gebe. Die Atomkraft sei so
gefährlich und unbeherrschbar, dass Men-
schen den Risiken, die von ihr ausgingen,
nicht ausgesetzt werden dürften. Hendricks
bedauerte, dass die belgische Regierung ih-
rer Bitte, Blöcke in den Atomkraftwerken
Tihange und Doel vorerst vom Netz zu
nehmen, nicht nachgekommen sei. Sie
kündigte an, die Bundesregierung werde
sich mit aller Kraft für ein hohes Sicher-
heitsniveau in Europa und weltweit einset-
zen. Der deutsche Atomausstieg solle hof-
fentlich Schule machen, man werde den
Weg „entschlossen weitergehen“.
Für die SPD dankte Oliver Kaczmarek den
vielen freiwilligen Helfern, die sich um die
Opfer von Tschernobyl und Fukushima
kümmerten. Er plädierte für ein „Europa
ohne Atom“. Marco Bülow (SPD) sagte,
Deutschland müsse seine Möglichkeiten
nutzen, Nachbarländer davon zu überzeu-
gen, veraltete und unsichere Reaktoren ab-
zuschalten. Er forderte die Umweltministe-
rin auf, ihr Engagement dahingehend fort-
zusetzen.
Die Unionsfraktionen wollen bei aller Ent-
schlossenheit, mit der Deutschland den
Ausstieg betreibe, weiterhin auf Forschung
setzen. Um auch beim Rückbau die höchs-
ten Standards einhalten zu können, sagte
Steffen Kanitz, müsse die deutsche Kompe-
tenz erhalten bleiben. Man müsse bei jun-
gen Menschen für das „Zukunftsfeld Rück-
bau“ werben. Zudem brauche es eine „Of-

fenheit gegenüber neuen Technologien“
und eine „Freiheit im Denken“. Es sei kei-
ne Option, den Euratom-Vertrag zu kündi-
gen, denn damit leiste Deutschland einen
Beitrag für höchste Sicherheitsstandards
und büße sonst wichtige Mitspracherechte
ein. Er sei zuversichtlich, dass im Jahr 2016
die offenen Fragen zur Finanzierung des
Ausstiegs beantwortet und der „letzte Mei-
lenstein“ in Sachen Endlagersuche bewäl-
tigt werden könne.
Der Opposition warf Kanitz vor, Ängste zu
schüren und betonte, dass viele der Schre-
ckensmeldungen bezüglich deutscher
Atomkraftwerke schlicht erfunden oder
deutlich übertrieben worden seien. Sein
Fraktionskollege Philipp Lengsfeld plä-

dierte dafür, eine Technologie „nicht zu dä-
monisieren“. „Panikmache“ und „deutsche
Angst“ würden bei den Verhandlungen mit
internationalen Partnern nicht helfen.

Massive Folgen Die Grünen-Abgeordnete
Sylvia Kotting-Uhl reagierte darauf deut-
lich: Kanitz‘ „beständiges“ Herunterspielen
der Risiken sei „deutlich unangemessener“;
sie wünsche sich daher auch „im Hohen
Haus“ eine Erinnerungskultur an Fukushi-
ma und Tschernobyl. Die Folgeauswirkun-
gen der Kernkraft seien zu massiv, als dass
die Nutzung der Kernkraft akzeptabel sei.
Dass aktuell aber mit deutschen Steuergel-
dern Forschungen finanziert würden, die
letztlich bei der Anwendung zu einem

Wiedereinstieg in atomare Technologien
führen würden und man es damit für ak-
zeptabel hielte, dass andere Länder Risiken
eingingen, die in Deutschland nicht zu-
mutbar seien, sei „nicht glaubwürdig“.
Für Die Linke warf Hubertus Zdebel der
Bundesregierung vor, sie halte sich „eine
Tür“ für den Wiedereinstieg in die interna-
tionale Atomenergie offen. Wer einen kon-
sequenten Ausstieg wolle, der müsse auch
„endlich die Uranfabriken Gronau und
Lingen“ schließen. Zdebel kritisierte, die
Atomkommission offeriere den Konzernen
gerade „ein fettes Geschenk“: Bei den Kos-
ten zum Atomausstieg werde so „das Verur-
sacherprinzip in einen Ablasshandel umge-
wandelt“. Susanne Kailitz T

Was von der atomaren Zukunft übrig blieb: Ein Blick auf das Umhüllungsbauwerk, das den havarierten Reaktor in Tschernobyl ab
2017 abschirmen soll. © picture-alliance/dpa

Ohne Kernkraft
REAKTORUNFÄLLE Bundestag gedachte der Opfer von

Tschernobyl und Fukushima

Sommerzeit macht Vielen Probleme
TECHNIKFOLGEN Vor allem »späte Chronotypen« haben Anpassungsschwierigkeiten

Die Sommerzeit macht vielen Menschen
offenbar erheblich mehr Probleme als bis-
her vermutet. Es gebe vermehrt wissen-
schaftliche Hinweise darauf, „dass die An-
passung des Systems der biologischen
Rhythmen des Menschen insbesondere an
die Zeitumstellung im Frühjahr (die zum
,Verlust‘ einer Tagesstunde führt) sich nicht
so einfach beziehungsweise so zügig voll-
zieht, wie noch vor wenigen Jahren ange-
nommen worden war“, heißt es in einem
Bericht (18/8000) des Ausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen. So ge-
be es Hinweise darauf, dass der Anpas-
sungsprozess selbst binnen vier Wochen
nach der Zeitumstellung möglicherweise
nur unvollständig gelingen könne. Wört-
lich heißt es: „Namentlich den sogenann-
ten ,späten Chronotypen‘ – Personen, die
von Natur aus morgens eher lange schla-
fen, dafür aber bis spät abends aktiv sind –
scheint die Zeitumstellung im Frühjahr
größere Anpassungsschwierigkeiten zu be-
reiten.“ Demgegenüber scheine die Zeit-
umstellung im Herbst nur geringe Anpas-
sungsschwierigkeiten hervorzurufen.

Kaum Ersparnis Strom wird mit der Som-
merzeit kaum eingespart. Wie es in dem
Bericht heißt, hätten Modellsimulationen
zum Stromverbrauch deutscher Haushalte
nur geringfügige Verbrauchsminderungen
von 0,8 Prozent ergeben. Hochgerechnet
auf den nationalen Stromverbrauch wür-
den sich Einsparungen von 0,21 Prozent
ergeben. Der derzeitige Kenntnisstand lie-
fere keine belastbaren Hinweise darauf,
„dass die Anwendung der Sommerzeit
ernsthafte positive oder negative energeti-
sche, wirtschaftliche, oder gesundheitliche
Effekte nach sich zieht“, heißt es.
Der Bericht geht auch auf die rechtliche Si-
tuation ein. So könne die Sommerzeit nur

im Wege einer Änderung der EU-Richtlinie
2000/84/EG verändert oder abgeschafft
werden. Das hierfür erforderliche Gesetzge-
bungsverfahren könne auf mehreren We-
gen in Gang gesetzt werden. In dem Be-
richt wird es als unwahrscheinlich bezeich-
net, dass es eine Initiative der EU-Kommis-
sion geben könnte, da die Regelungen zur
Sommerzeit vollständig harmonisiert und
auf unbefristete Zeit festgeschrieben seien.
Auch nach Initiativen des Europäischen
Parlaments und des Europäischen Rates
wäre die EU-Kommission aufgrund ihres
Initiativmonopols nicht verpflichtet, einen
Rechtssetzungsakt einzuleiten. Dies gelte
auch für das Begehren einer Bürgerinitiati-
ve, für die eine Million Unterschriften not-
wendig seien. Die EU-Kommission könne
die Initiative zurückweisen und wäre „auf-
grund ihres Initiativmonopols lediglich da-

zu verpflichtet, ihre Gründe für den Ver-
zicht darzulegen“.
In dem Bericht werden Meinungsumfragen
in Deutschland aufgeführt, wonach sich
die Haltung der Bundesbürger zur Som-
merzeit stark verändert hat. 1988 hätten
sich noch 58 Prozent der Befragten für die
Sommerzeit ausgesprochen, die 1980 ein-
geführt worden war. 26 Prozent seien dage-
gen gewesen. 2015 habe sich bei verschie-
denen Umfragen stets eine Mehrheit zwi-
schen 56 und 73 Prozent gegen die Som-
merzeit ausgesprochen. Als Begründung
für die ablehnende Haltung seien in erster
Linie gesundheitliche Probleme angeführt
worden. Die Bundesregierung habe wieder-
holt und zuletzt am 4. November 2014
deutlich gemacht, dass sie „keinen Anlass
sieht, sich auf europäischer Ebene für eine
Abschaffung der Zeitumstellung einzuset-
zen“. Auch von keiner anderen Regierung
eines EU-Landes sei eine Forderung nach
Abschaffung der Sommerzeit bekannt.
Weltweit betrachtet verzichte die Mehrzahl
der Staaten auf die Sommerzeit, heißt es in
dem Bericht. Einige Staaten hätten sie wie-
der abgeschafft. Zum Beispiel habe Russ-
land 2011 auf eine ganzjährige Sommerzeit
umgestellt. Nach Kritik vieler Bürger, de-
nen im Winter das Aufstehen Probleme be-
reitet hätte, habe Russland 2014 von der
ganzjährigen Sommerzeit auf ganzjährige
Normalzeit umgestellt.
Eine Umstellung auf eine ganzjährige
Sommerzeit könnte für Deutschland zu
größeren Energieeinsparungen führen. Si-
mulationen hätten gezeigt, dass durch eine
ganzjährige Sommerzeit die Stromeinspa-
rungen der gewohnten Sommerzeit um
weitere 50 Prozent auf insgesamt 1,2 Pro-
zent (gegenüber der Situation ohne Som-
merzeit) steigen könnten, heißt es in dem
Bericht. hle T

Mit der Zeitumstellung kommen viele
Menschen nicht zurecht.
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D
iesseits von 1.535 Grad
Celsius ist alles im Fluss.
Die Diskussion zwischen
Politik und Wirtschaft
über den Grundstoff der
Zivilisation nähert sich –

bildlich gesprochen – diesem Schmelz-
punkt. Seit 5.000 Jahren begleitet Stahl –
mittlerweile ein Sammelbegriff für rund
2.500 verschiedene Varianten – die
Menschheitsgeschichte. Doch nun steht al-
les zur Disposition. Der Präsident der Wirt-
schaftsvereinigung Stahl, Hans Jürgen
Kerkhoff, hat 2016 zum „Schicksalsjahr für
den Stahl“ ausgerufen. Zwischen Überka-
pazitäten und Strafzöllen, Luftverschmut-
zungsrechten und Billigimporten fällt es
selbst Experten schwer, den Überblick zu
behalten. „Da wird ein ganz großes Szena-
rio aufgebaut, um neue Allianzen schmie-
den, Werke schließen und Gewinne stei-
gern zu können“, analysiert ein Marktbe-
obachter.
Der 11. April 2016 gab – unter anderem
bei Thyssen-Krupp in Duisburg – einen
Vorgeschmack auf die bevorstehenden Dis-
kussionen. Die Industriegewerkschaft Me-
tall hatte unter dem Motto „Stahl ist Zu-
kunft“ zum Protest aufgerufen. Allein in
Duisburg gingen 16.000 Stahlarbeiter auf
die Straße – aus Sorge um ihren Arbeits-
platz und im Unterschied zu gewöhnli-
chen Streiks bei voller Bezahlung. Obwohl
die Hochöfen auf Grundlast herunterge-
fahren wurden und nichts produzierten,
zahlte das Unternehmen den normalen
Lohn. Vor dem Haupttor reihte sich das
Konzernmanagement von Thyssen-Krupp
in die Protestmenge ein und probte den
Schulterschluss zwischen Malocher und
Manager. Das war wenige Wochen zuvor in
Brüssel schon so. Dazu fuhr Bundeswirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) als
Redner große Geschütze auf: „Es geht jetzt
um die Zukunft der Industrie. Und damit
um die Zukunft unseres Landes.“

Geringe Bedeutung Dabei hat die Stahl-
und Metallerzeugung in den europäischen
Ländern einen Anteil von gerade einmal
zwei Prozent an der Wirtschaftsleistung, wie
die Prognos AG in einem aktuellen Gutach-
ten feststellt: „In Deutschland liegt die di-
rekte Branchenbedeutung für die Gesamt-
wirtschaft mit einem Produktionsanteil von
2,3 Prozent (122 Milliarden Euro) und ei-
nem Erwerbstätigenanteil von 0,6 Prozent
(258.000 Erwerbstätige).“ Da braucht es ei-
nige Multiplikatoreffekte, um der Branche
zu der selbst gefühlten Größe zu verhelfen.
Das klingt in der Auftragsarbeit von Prog-
nos dann so: „Die Stahlindustrie ist eine
Schlüsselbranche der deutschen Volkswirt-
schaft. Ihre Bedeutung bemisst sich nicht al-
lein in den reinen Wertschöpfungsanteilen
des Wirtschaftszweiges. Vielmehr kommt
ihr als Branche, die oftmals am Beginn von
Wertschöpfungsketten steht, eine besondere
Rolle als Zulieferer zu. “
Kurzfristig bedrohen Billigimporte aus Chi-
na die Stahlindustrie. Die Organisation für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit, OECD,
bezifferte das Stahl-Überangebot Ende 2015
auf mehr als 700 Millionen Tonnen. Rund
330 Millionen Tonnen davon stammten aus
China. Das entspricht der Menge, die Japan,
Indien, die USA und Russland zusammen
produzieren. Mit solchen Rechnungen hat
die europäische Stahllobby bei der EU im-
merhin schon erste Anti-Dumping-Zölle
von 14 und 16 Prozent durchgesetzt. Zu
wenig – kritisiert Stahl-Präsident Kerkhoff:
„Die Dumpingspannen der staatlich geför-
derten chinesischen Stahlwerke liegen bei
60 Prozent.“
Kerkhoff spricht von einer „Importflut“
billigen Stahls und macht im nächsten
Atemzug eine weitere, mittelfristige Bedro-
hung für den heimischen Stahl aus: den
Handel mit Luftverschmutzungsrechten in-
nerhalb der EU ab 2020/21. Auf die „kri-

sengeschüttelte“ deutsche Stahlindustrie
kämen allein dadurch Mehrkosten von ei-
ner Milliarde Euro im Jahresdurchschnitt
zu. Bis 2030 werde diese Last auf 1,6 Mil-
liarden Euro pro Jahr ansteigen. Laut der
zugehörigen Szenariorechnung der Prog-
nos AG wäre deutscher Stahl ab 2023 nur
noch ein Verlustbringer. Zudem verkün-
den Metallarbeitgeber und Gewerkschaft
einmütig: Die wahren Dreckschleudern
stünden in China. Dort würden mit jeder
Tonne produzierten Stahls 400 Kilogramm
mehr Kohlendioxid ausgestoßen als in den
modernen europäischen Werken.
China sieht sich zu Unrecht als Buhmann
aufgebaut und geprügelt. Im neuen Fünf-
Jahres-Plan seien die Stärkung der Binnen-
nachfrage und der Umbau der Riesen-
Volkswirtschaft von der Schwerindustrie
zur Dienstleistungsgesellschaft die zentra-
len Punkte. Doch dieser Wandel erfordert
Zeit, sagt Oliver Rui, Professor für Finan-
zen an der China Europe International

Business School (CEIBS). Man könne ei-
nen Stahlarbeiter nicht binnen weniger
Monate umschulen. Die Regierung in Chi-
na habe knapp 14 Milliarden Euro für
Qualifizierungsmaßnahmen bereitgestellt.
Rund eine Million Jobs bei Kohle und
Stahl seien bereits entfallen. Ähnlich wie
europäische Regierungen kann sich auch
die chinesische Administration keinen
sprunghaften Anstieg der Arbeitslosigkeit
leisten – ohne das Gesicht zu verlieren.
Während diese Diskussionen in der Öf-
fentlichkeit geführt werden, bereiten die
Stahlmanager in diskreten Konferenzen die
nächste Runde der Konzentration auf der
Seite der Stahlanbieter vor. Als treibende
Kraft dabei haben Branchenbeobachter
den Chef von Thyssen-Krupp (TK), Hein-
rich Hiesinger, ausgemacht. Sein Stahlchef
Andreas Goss, ehemals Siemens, hat das
Kunststück fertig gebracht, durch Einspa-
rungen von mehr als 600 Millionen Euro
den TK-Stahlbereich bisher in den schwar-

zen Zahlen zu halten. Nun steht die Sparte
im Schaufenster, denn Boss Hiesinger hat
erkannt, dass die Gewinnmargen im Indus-
triebereich höher sind und sich mit nach-
geordneten Wartungsaufträgen ebenfalls
Geld verdienen lässt.
Von den drei möglichen Partnern – Tata
Steel Europe, Arcelor Mittal und Salzgitter
– sollen die Gespräche mit Tata besonders
aussichtsreich laufen, heißt es. Derzeit will
Tata drei Stahlwerke in Großbritannien
loswerden – angeblich weil sie hohe Ver-
luste einbringen. Danach wäre der Weg frei
in ein gemeinsames Unternehmen mit
Thyssen-Krupp, in der die Deutschen auch
mit der Rolle eines Juniorpartners zufrie-
den wären. Hauptsache, sie könnten die
Stahlsparte mitsamt ihren hohen Pensions-
verpflichtungen vor die Klammer des Ge-
schäftsberichts ziehen. Dirk Neubauer T

Der Autor ist Politik- und Wirtschafts-
journalist in Düsseldorf.

Stahlproduktion im niedersächsischen Salzgitter: Noch glühen die Öfen. © picture-alliance/dpa
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Bundestag zeigt ein Herz für Stahl
STAHL II Alle Fraktionen wollen der Branche helfen und verlangen Maßnahmen gegen Billigimporte
In einer solidarischen Aktion haben sich
alle Fraktionen des Deutschen Bundestages
für den Erhalt der von ruinösem Dum-
ping-Wettbewerb und Überkapazitäten ge-
plagten Stahlindustrie in Europa und
Deutschland ausgesprochen. „Euer Schick-
sal ist uns nicht egal“, rief der stellvertre-
tende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfrak-
tion, Hubertus Heil, den auf der Tribüne
sitzenden Stahlarbeitern zu, die die Debat-
te am Donnerstag direkt vor Ort verfolg-
ten. Auch Kerstin Andreae (Grüne) versi-
cherte: „Wir lassen Euch nicht im Regen
stehen!“ Insgesamt drei Anträge – ein ge-
meinsamer Antrag von den Koalitionsfrak-
tionen CDU/CSU und SPD (18/8238) so-
wie je ein Antrag von der Fraktion die Lin-
ke (18/8237) und der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (18/8240) – lagen dem
Bundestag zur Situation der Stahlindustrie
vor. In allen Anträgen wurde die Bedeu-
tung der Stahlindustrie gewürdigt und eine
Sicherung der Arbeitsplätze verlangt. Der
Antrag der Koalitionsfraktionen wurde ge-

gen die Stimmen der Linksfraktion bei Ent-
haltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen beschlossen. Die anderen Anträge wur-
den zur weiteren Beratung an die zuständi-
gen Ausschüsse überwiesen.
Heil versicherte: „Wir geben die Stahlin-
dustrie in Deutschland nicht kampflos

preis.“ Die Stahlindustrie sei Grundlage für
die industrielle Basis in Deutschland. „Es
gibt keinen industriellen Fortschritt ohne
Stahl, und auch deshalb gucken wir nicht
tatenlos zu, wie industrielle Kapazitäten
vernichtet werden“, sagte Heil. Klaus Ernst
(Die Linke) sagte, ein Belastungsfaktor für

die Stahlindustrie sei die schwache Kon-
junktur, die zu einer schwachen Nachfrage
nach Stahl führe. Wer die „Schwarze Null“
wie eine Monstranz vor sich hertrage,
dämpfe die Nachfrage und sei für die Si-
tuation in der Stahlindustrie mit verant-
wortlich: „Das ist die Wahrheit.“ Der stell-
vertretende Vorsitzende der Unionsfrakti-
on, Michael Fuchs, verwies auf die schlech-
tere Umweltbilanz der chinesischen Stahl-
produktion: „Wir helfen dem Klima über-
haupt nicht, wenn Produktionen aus
Deutschland verschwinden und in anderen
Ländern gemacht werden“, sagte Fuchs.
Kerstin Andreae (Grüne) stellte fest, die
Überkapazitäten hätten nichts mit Emissi-
onshandel zu tun. Das akute Problem sei-
en unfaire Handelspraktiken. „Stahl muss
in Deutschland bleiben. Wir wollen keine
Abwanderung“, sagte sie und nannte einen
„ganz grünen Grund“: In einer Windkraft-
anlage stecke mehr Stahl als in 500 Autos.
Die ökologische Modernisierung sei ein gi-
gantisches Konjunkturprogramm für die
Stahlindustrie, die aber klimafreundlich
werden müsse. Wirtschaftsminister Sigmar
Gabriel (SPD) verlangte Mut, sich gegen-
über China „offensiv aufzustellen“. Es kön-
ne keinen Marktwirtschaftsstatus für China
geben, „wenn sich China nicht an die Re-
geln von Marktwirtschaften hält.“ hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Im Weltall wird die Haut jünger
FORSCHUNG „Die Raumfahrt geht über na-
tionale Grenzen hinweg.“ Das sagte Professor
Jan Wörner, Generaldirektor der Europäischen
Weltraumorganisation (ESA), zur Eröffnung
des Fachgesprächs „Die Blue Dot-Mission –
Sechs Monate Forschung und Leben im Welt-
all“ des Ausschusses für Bildung Forschung
und Technikfolgenabschätzung unter Leitung
der Ausschussvorsitzenden, Patricia Lips
(CDU), vergangene Woche. Dort stellte Jan
Wörner die ESA vor. Zur ESA gehören
22 Mitgliedsstaaten in Europa. Aufgabe der
ESA ist es, das gemeinsame europäische Welt-
raumprogramm mit einem Gesamtbudget von
5,2 Milliarden Euro zu konzipieren und umzu-
setzen. Raumfahrt gehöre schon jetzt zum Ta-
gesgeschäft in der Gesellschaft. Dazu gehört
Erdbeobachtung, Telekommunikation, Naviga-
tion, Grundlagenforschung und eben auch be-
mannte Raumfahrt.
Im Rahmen der ISS-Expeditionen 40 und 41
hatte der deutsche ESA-Astronaut Alexander
Gerst ein halbes Jahr lang im Weltraum gelebt
und geforscht und war zusammen mit seinen
zwei Kollegen, dem russischen Kosmonauten
Maxim Surajew und dem NASA-Astronauten
Gregory Reit Wiseman, an Bord einer russi-
schen Sojusrakete im kasachischen Baikonur
auf seine Reise in den Orbit gestartet und im
November 2014 auf die Erde zurück gekehrt.
Wörner strich heraus, wie wichtig die interna-
tionale Zusammenarbeit sei – eben gerade
auch in Krisenzeiten. Die Mission mit Alexan-
der Gerst war kurz nach der Krimkrise gestar-
tet und war dennoch jenseits der politischen
Probleme auf der Erde im Orbit ohne Probleme
verlaufen. Wörner hob die Bedeutung auf die
politische Ebene: „Ich weiß, dass die United
States of Europe gerade im Moment in weiter
Ferne sind, aber die United Space in Europe,
die gibt es.“
Die Astronauten hatten bei ihrer ISS-Mission
viele Experimente in Physik, Biologie, mensch-
licher Physiologie, Strahlungsforschung und
der Erprobung neuer Technologien im europäi-
schen Weltraumlabor Columbus durchgeführt,
einem Labor, das einem ganzen Universitätsla-
bor gleiche, wie Gerst deutlich machte. Eines
der Highlights unter den Experimenten sei der

elektromagnetische Levitator (EML), ein Be-
hältnis zu behälterlosen Erforschung des
Schmelz- und Erstarrungsverhaltens metalli-
scher Proben unter Schwerelosigkeit. Von die-
sen Experimenten erhoffen sich die Wissen-
schaftler Verbesserungen im industriellen
Gussverfahren oder in der Krebsforschung.
Alexander Gerst, der unter 8.000 Kandidaten
ausgewählt worden war und 165 Tage bei
2.500 Erdumrundungen in der ISS-Raumstati-
on verbracht hatte, machte in seinem Vortrag
deutlich, wie wichtig es für die Forschung sei,
die Perspektive zu verändern, da die Astronau-
ten eben nicht mehr Teil der Erdatmosphäre
seien. In der Schwerelosigkeit könnten Experi-
mente gemacht werden, die auf dem Boden
nicht darstellbar seien.
Gerst, der wie seine Kollegen mit einem Trai-
ning von 6.000 Stunden auf die Mission vor-
bereitet worden war, sagte: „Oft suchen die
Wissenschaftler mit ihren Experimenten nach
einem bestimmten Ergebnis, aber heraus kom-
men würde dann ein ganz andere Entde-
ckung.“ Bei Gerst hatte sich während der Zeit
auf der ISS beispielsweise die Haut verjüngt –
ein überraschender Befund, den die Wissen-
schaftler in große Aufregung versetzt habe
und an dem nun weiter geforscht werde.
Gerst, eigentlich Geophysiker und Vulkanolo-
ge, zeigte den Ausschussmitgliedern nicht nur
Bilder von der Erde ohne Grenzen, von Sand-
stürmen über der Sahara und dem Verlauf von
Meeresströmungen in Neuseeland, er verdeut-
lichte vor allem, dass Raumfahrt eine Investiti-
on in die Zukunft für die Menschheit sei und
sagte: „Aus der Ferne gesehen ist unser Planet
nur ein blauer Punkt, ein zerbrechliches Raum-
schiff für die Menschheit. Wir müssen das Uni-
versum verstehen, in dem wir leben, um unse-
ren Heimatplaneten zu schützen.“ Gerst be-
tonte, wie wichtig es ihm sei, vor allem die
nächste Generation von Wissenschaftlern für
die Raumfahrt zu gewinnen und zu inspirieren.
Auf die Frage, was man wie in Zukunft mit
Raumfahrt erreichen könnte, gab Gerst die
Antwort: „Die Raumfahrt steht etwa da, wo
die Fliegerei vor 100 Jahren stand. Wir sind ei-
ne Spezies von Entdeckern. Grenzen gibt es
nicht.“ rol T

Hotels bald ohne Rezeption
TOURISMUS Hält das Meldewesen im deut-
schen Hotelgewerbe mit der digitalen Entwick-
lung noch Schritt? Zweifel daran äußerten in
der vergangenen Woche im Tourismusaus-
schuss des Bundestages vor allem Vertreter
der Opposition. Den Abgeordneten lag ein Be-
richt der Bundesregierung vor, „aus welchen
Gründen in Deutschland von der Möglichkeit
einer elektronischen Unterschrift für Melde-
scheine in Beherbergungsbetrieben abgesehen
worden ist“.
Hintergrund ist eine Neuregelung im Bundes-
meldegesetz, die am 1. November in Kraft trat
und nach demWillen der Bundesregierung den
Verwaltungsaufwand im Hotelsektor „wesent-
lich vereinfachen“ soll. Die Gäste sind seither
nicht mehr verpflichtet, ihren Meldezettel per-
sönlich auszufüllen. Sie müssen ihn allerdings
noch selbst unterschreiben. Die Vertreterin des
Bundesinnenministeriums, Gabriele Eisel,
sprach von einem „guten Kompromiss zwi-
schen dem Interesse des Hotelgewerbes an
der Entbürokratisierung und dem Interesse der
Polizei an einem Mittel der Strafverfolgung
und Gefahrenabwehr“.
Die Mehrheit des Ausschusses sah es mit Blick
auf die derzeit in ganz Europa prekäre Sicher-
heitslage ähnlich. „In der jetzigen Situation“
müsse man die Regelung „einfach akzeptie-
ren“, sagte die Abgeordnete der Linken Kerstin
Kassner. Sie könne allerdings „nicht das Gelbe

von Ei sein“. Die Frage sei, ob der Personalaus-
weis zur Identifikation von Hotelgästen nicht
doch ausreiche.
Der Obmann der Grünen, Markus Tressel, stell-
te die Frage, welchen Gewinn an Sicherheit
sich die Bundesregierung von der eigenhändi-
gen Unterschrift des Gastes auf einem Papier-
formular verspreche. Wenn jemand falsche An-
gaben mache, sei es recht gleichgültig, ob er
die nun selbst oder elektronisch unterschreibe.
Wenn das Ziel eine „Digitalisierung der Reise-
kette“, also weniger Bürokratie, sei, dürfe der
Gesetzgeber nicht auf halbem Wege stehen-
bleiben: „Wir wollen ja nicht verzichten auf
die Anmeldung.“ Für viele Reisende zumal aus
„anderen Kulturkreisen“ sei es mittlerweile
„völlig undenkbar“, dass sie überhaupt noch
irgendetwas selber unterschreiben müssten.
Dies sei von Vertretern des Hotel- und Gast-
stättengewerbes immer wieder zu hören.
Die Sozialdemokratin Gabriele Hiller-Ohm wies
auf das Beispiel Österreichs hin. Dort sei das
Meldeverfahren völlig digitalisiert, auch Unter-
schriften würden elektronisch erfasst. Der
Christdemokrat Michael Donth gab zu beden-
ken, dass es naher Zukunft in den Hotels keine
Rezeption mehr geben werde. Dann sei nicht
einmal ein Tisch vorhanden, auf dem der Gast
einen Zettel unterschreiben könne: „Die Ent-
wicklung geht weiter. Es ist wichtig, dass wir
nicht die Letzten sind.“ wid T
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Im Schatten von TTIP
ENTWICKLUNG Die EU drängt auf Wirtschaftsabkommen mit Ländern Afrikas. Kritiker sehen darin eine handelspolitische Erpressung

A
lle reden über das transat-
lantische Freihandelsab-
kommen TTIP, doch kaum
jemand über die Handelsab-
kommen zwischen der EU
und den Ländern Afrikas.

Diese wurden bereits 2014 paraphiert, müs-
sen aber noch unterzeichnet und ratifiziert
werden. Die Verhandlungen wurden ebenso
erbittert geführt wie bei TTIP, und die Kritik
ist nicht weniger fundamental.
Durch die neuen Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (WPA) zwischen der EU und
Afrika sollen sich Länder wie Ghana, Kenia
und Äthiopien noch stärker für Einfuhren
aus Europa öffnen. In ihnen sagt die EU zu,
keine Zölle auf Importe aus den Ländern der
Ostafrikanischen Gemeinschaft (EAC), des
südlichen Afrika (SADC) und Westafrikas
(ECOWAS und Mauretanien) zu erheben. Im
Gegenzug verpflichten sich die Handelspart-
ner, 80 Prozent ihrer Importzölle abzuschaf-
fen: schrittweise, je nach Produktkategorie
entweder sofort, in fünfzehn oder zwanzig
Jahren. Zwar sind manche Agrarprodukte
ausgenommen – in Ghana beispielsweise
Fleisch. Doch für die meisten Geflügelbau-
ern des Landes ist es ohnehin schon zu spät.

Übermächtige Konkurrenz Als das Land
bereits Anfang der 1990er Jahre begann, seine
Märkte zu liberalisieren, waren Hähnchen-
schenkel und -flügel für die europäischen
Züchter kaum mehr als Reste, die sie in West-
afrika billig loswerden wollten. In Europa be-
vorzugen die Verbraucher das magere Brust-
fleisch – der Export schien die Lösung. Für
die Bauern in Ghana waren die gefrorenen
Geflügelteile aus Europa aber eine übermäch-
tige Konkurrenz. Die Kunden waren nicht be-
reit, für die einheimischen Produkte mehr zu

zahlen. So trieben die Importe viele Geflügel-
bauern in den Ruin. 2003 verdoppelte die
ghanaische Regierung deshalb die Einfuhrzöl-
le,. Die internationalen Geldgeber duldeten
dies jedoch nicht. Die Abgaben trieben die
Preise in die Höhe und schadeten so den Ar-
men, erklärten etwa die Ökonomen des Inter-
nationalen Währungsfonds. Ghana blieb
nichts anderes übrig, als seine Zölle wieder zu
senken.
Die Konsequenz in Zahlen: Um das Jahr 2005
deckten Ghanas Geflügelbauern noch 80 Pro-
zent des einheimischen Be-
darfs selbst. 2010 waren es
nur noch fünf Prozent. Die
Exporte der EU in afrikani-
sche Länder hingegen haben
sich seit 2009 etwa verdrei-
facht.
Der Ruin von Ghanas Hähn-
chenbauern ist eine alte Ge-
schichte. Aber sie ist noch
aktuell, sagen die Kritiker
der neuen Handelsabkom-
men. Weil sie zeige, wie ge-
fährlich eine weitere Libera-
lisierung für die Entwicklung
der afrikanischen Volkswirtschaften sein
kann. Die Hähnchen seien dafür bloß das be-
kannteste Beispiel, sagt zum Beispiel Boniface
Mabanza.
Mabanza stammt aus der Demokratischen Re-
publik Kongo, er hat in Deutschland promo-
viert. Bei den Verhandlungen über die neuen
Abkommen war er als Vertreter der Zivilgesell-
schaft dabei. Das Ergebnis sei „alles andere als
fair“, sagt er. Im vergangenen Jahr tourte Ma-
banza mit Vertretern mehrerer Entwicklungs-
organisationen – Attac, Brot für die Welt, Mi-
sereor und andere – durch Deutschland, um
vor den neuen Abkommen zu warnen.

Die EU-Kommission sieht die Sache natürlich
anders. Aus Sicht ihrer Unterhändler birgt ei-
ne Liberalisierung die Chance auf mehr Inves-
titionen, eine modernere Wirtschaft, bessere
Wettbewerbsfähigkeit, Entwicklung und
Wohlstand in Afrika.
Wer hat Recht? Hinter dem Disput steckt eine
Grundsatzfrage: Wer hat etwas vom freien
Handel? In der Theorie ist die Antwort ein-
fach: Erst der Handel ermöglicht, dass jeder
das herstellt, was er am besten kann. Das
macht die Produktion effizienter, die Waren

günstiger, das Angebot vielfäl-
tiger. Davon haben die Konsu-
menten etwas, weil sie bessere
Waren für weniger Geld be-
kommen. Und die Produzen-
ten ebenfalls, weil sie sich auf
ihr Spezialgebiet konzentrie-
ren können und erfolgreicher
sind als zuvor.
Was aber, wenn ein Handels-
partner viel stärker ist als der
andere? Wenn er auch ohne
Freihandel schon so effizient
und in so großen Mengen
produziert, dass er nicht mehr

darauf angewiesen ist, bei anderen einzukau-
fen? Wenn seine Unternehmen darüber hi-
naus noch subventioniert werden? Dann hat
er womöglich keine Chance, argumentieren
die Gegner.
Für Mabanza kommt der freie Handel in sei-
ner bisherigen Form einem „Krieg der Rei-
chen gegen die Armen“ gleich. Die Reichen
machten die Regeln und würden noch rei-
cher, sagt er. Die Armen würden ärmer.
Der Ökonom Kwabena Otoo weiß, wovon
Mabanza spricht. Auch er war im vergange-
nen Winter auf der Anti-WPA-Tour durch
Deutschland unterwegs. Otoo ist auf einer Ka-

kaofarm in Ghana aufgewachsen und hat mit-
erlebt, wie sich die Verhältnisse auf demWelt-
markt für die Bauern seines Heimatlandes ste-
tig verschlechterten. Während die Kakaopreise
sanken, wurden die Industrieprodukte aus
dem Norden immer teurer. Die Einheimi-
schen schafften es nicht, eigene Fabriken auf-
zubauen, die den Kakao zu Schokolade wei-
terverarbeitet hätten. Das erledigten ausländi-
sche Konzerne, zum Beispiel Nestlé. Sie be-
hielten auch den Gewinn.
Früher hätten Ghanas Bauern Tomaten in
großen Mengen produziert,
erzählt Otoo. „Aber weil
wir die Grenzen geöffnet
haben, kamen ungeheuer
große Mengen Tomaten-
mark, ordentlich verpackt,
zu einem sehr niedrigen
Preis, sehr einfach zu ver-
wenden, auf den Markt.“
Die europäischen Landwir-
te würden subventioniert
und bekämen zinsgünstige
Kredite; ein Bauer aus Gha-
na könne sich Geld nur zu
einem Zinssatz von 30 Pro-
zent leihen. Er könne mit der Konkurrenz
aus Europa schlicht nicht mithalten.
Welche Option bleibt? Nach Europa zu mi-
grieren, sagt Otoo. „Wenn man heute nach
Süditalien geht, indet man tausende Men-
schen aus Ghana, die Tomaten pflücken.
Und diese Tomaten kommen zurück nach
Ghana und zerstören dort den Markt.“ Ma-
banza und Otoo sind sich einig: Wenn die
EU den Ländern Afrikas helfen wolle, sich zu
entwickeln, dann braucht sie eine andere
Handelspolitik. Sie fürchten, dass durch die
neuen Abkommen die Massenimporte noch
zunehmen und weitere Existenzen ruiniert

werden. Dass die Afrikaner am Ende nur
noch Konsumenten europäischer Billigwaren
sind, statt selbst produktiv im internationa-
len Handel mitzumischen und ihren Regie-
rungen die Möglichkeit nimmt, Ausfuhrsteu-
ern zu erheben und mit den Einnahmen eine
eigene verarbeitende Industrie zu entwickeln
– für Tomatenmark zum Beispiel, für Scho-
kolade oder für Milchprodukte. Und sie ver-
muten, dass es den Europäern am Ende nur
darum geht, sich in Afrika Rohstoffe zu si-
chern und nicht schlechter dazustehen als

die Konkurrenz aus China.
Entwicklungsorganisationen
sehen durch die Abkommen
gar das Menschenrecht auf
Nahrung lokaler Kleinbauern
gefährdet.
Dabei klang es ganz anders,
als die Parteien im Jahr 2002
ihre Verhandlungen über die
WPA begannen. Durch eine
schrittweise Öffnung des
Handels im Einklang mit den
Regeln der Welthandelsorga-
nisation (WTO), hieß es, wol-
le man die Armut besiegen

und eine nachhaltige Entwicklung fördern.
Jahrzehntelang hatte Europa zuvor seinen
ehemaligen Kolonien aus Afrika, der Karibik
und dem Pazifik handelspolitische Vorzüge
eingeräumt. Im Lomé-Abkommen erlaubte
die EU den AKP-Staaten, ihre Produzenten
durch Zölle zu schützen, zugleich öffnete sie
ihnen den europäischen Markt. Als die WTO
die ungleichen Handelsbeziehungen kritisier-
te, mussten neue Verträge her. Anfangs ließen
sich die Afrikaner darauf ein. Doch dann ha-
be die EU mehr gefordert, als aufgrund der
WTO-Vorschriften nötig gewesen wäre, be-
richtet Mabanza. Die afrikanischen Delega-

tionen bremsten. Im Jahr 2011 verlor die EU-
Kommission die Geduld. Sie kündigte an, 18
AKP-Ländern den bevorzugten Zugang zum
europäischen Markt zu streichen, sollten sie
sich nicht entscheiden, die Abkommen zu ra-
tifizieren. Für Länder wie Kenia, dessen Wirt-
schaft stark von landwirtschaftlichen Expor-
ten nach Europa abhängt, war das eine ernste
Drohung. Der Verkauf von Schnittblumen,
Tee und Hülsenfrüchten ist eine wichtige De-
visenquelle für das Land. Im Oktober 2014
erhöhte die EU tatsächlich ihre Zölle – in Ke-
nias Hauptstadt Nairobi verrotteten die Boh-
nen in den Lagerhäusern, und die Bauern
mussten Arbeitskräfte entlassen.

Porzellan zerschlagen Jahrelang hatte sich
Kenias Regierung gegen das Handelsabkom-
men gewehrt. Jetzt knickte sie ein. Nachei-
nander paraphierten Westafrika (ECOWAs
und Mauretanien), das südliche Afrika
(SADC) und zuletzt Ostafrika (EAS) die
Verträge. In vielen afrikanischen Ländern
liegen die Abkommen schon beim Parla-
ment zur letzten Entscheidung. Doch das
Ultimatum der Europäischen Union hat
viel Porzellan zerschlagen. Die Regierungen
in Afrika fühlen sich unter Druck gesetzt,
ihre sachlichen Vorbehalte sind nicht ausge-
räumt. Nigeria, wirtschaftlich eines der
stärksten Länder des Kontinents, weigert
sich ganz, das WAP zwischen der EU und
ECOWAS mitzutragen. Derzeit spricht we-
nig dafür, dass sich die Kritiker der Abkom-
men durchsetzen. Die Bundesregierung hat
erst in der vergangenen Woche beschlossen,
dem Vertrag mit dem südlichen Afrika zu-
zustimmen. Alexandra Endres T

Die Autorin ist Redakteurin
bei „Zeit Online“

Lebensmittelmarkt in Ghana (linkes Bild) und Rosenzucht in Kenia: Kritiker der Partnerschaftsabkommen fürchten, dass die lokalen Produzenten beim Freihandel mit Europa das Nachsehen haben. © picture-alliance/ZB/dpa
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bei TTIP.

Streit um Nutzen des Freihandels und Rechte des Parlaments
BUNDESTAG Die Opposition will die Abkommen mit Afrika stoppen. Ungeklärt ist die Frage, ob der Bundestag die Verträge ratifizieren muss

Die Kritik hält an, doch schon
bald sollen die Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen (WPA)
der EU mit den Staaten Afrikas

unter Dach und Fach sein. Das Abkommen
mit Westafrika hat die Bundesregierung be-
reits unterschrieben. In der vergangenen
Woche beschloss das Kabinett, auch das
WPA mit dem südlichen Afrika (SADC) zu
unterzeichnen. Es soll Ende Mai vom Rat
der Europäischen Union beschlossen wer-
den und vorläufig in Kraft treten. Das Ab-
kommen mit Ostafrika soll bald folgen.
Der Parlamentarische Staatssekretär beim
Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, Thomas Sil-
berhorn (CSU), war am vergangenen Don-
nerstag in der Bundestagsdebatte zum The-
ma voll des Lobes: Die WPA stärkten
„nicht nur den Handel mit der EU, son-
dern auch den Handel innerhalb Afrikas“,
betonte er. Die Entwicklungsländer erhiel-
ten deutlich bessere Möglichkeiten, ihre
Produkte zu exportieren. Die Kritiker ver-
suchte er zu beruhigen: Die Abkommen
verursachten eine „Marktöffnung mit Au-

genmaß“. So bleibe ein Fünftel der Produk-
te dauerhaft geschützt. Bei einer „ernsthaf-
ten Schädigung der heimischen Wirtschaft“
sei zudem vorgesehen, dass zusätzlich fle-
xible Schutzmaßnahmen wie Zölle erho-
ben werden können, betonte Silberhorn.
Die SPD-Fraktion sieht jedoch noch kriti-
sche Punkte, vor allem in Bezug auf die
Nachhaltigkeitskapitel, die noch nicht ver-
bindlich seien, wie Sascha Raabe bemän-
gelte. Er forderte, in den Nachverhandlun-
gen menschenrechtliche, ökologische und
soziale Standards zu verankern.
Der Opposition wäre es indes lieber, wenn
die Abkommen gleich in den Papierkorb
wandern würden. So fordert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(18/8243), die WPA zu stoppen. Sie seien
„kontraproduktiv“, urteilte Uwe Kekeritz.
Durch sie würde das Recht der afrikani-
schen Länder auf Exportsteuererhöhungen
stark beschnitten, Importzölle fielen über-
wiegend weg. „Wir alle wissen, dass diese
Länder genau diese Steuereinnahmen
brauchen, um überhaupt existieren zu
können“, warnte er. Als besonders proble-

matisch wertete Kekeritz es, dass die Staa-
ten Märkte für europäische Produkte öff-
nen müssten.
Für Heike Hänsel (Die Linke) ist der Be-
griff „Partnerschaftsabkommen“ schlicht
„zynisch“. Der „perverse Teufelskreis von
Preisdumping, Plattmachen von Kleinbau-
ern, Perspektivlosigkeit und Flucht“ müsse

endlich durchbrochen werden, appellierte
sie. „Freihandel bringt nur wenigen großen
Konzernen viel Profit. Freihandel zerstört
und ist eine Fluchtursache.“
Kontrovers diskutiert wurde einmal mehr
die Frage, ob der Bundestag die Abkom-
men ratifizieren muss. Das Bundesjustiz-
ministerium vertritt offiziell die Auffas-

sung, dass der abstimmungsrelevante Teil
der so genannten „gemischten Abkom-
men“ (siehe Stichwort), weniger politi-
scher als technischer Natur sei. Daher sei
das Parlament nicht zuständig. Ein Gut-
achten des Wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages sowie die Sachverständigen in
einer Anhörung des Rechtsausschusses ka-
men jedoch zu einem anderen Schluss. Be-
reits im April 2015 hatte Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) davor ge-
warnt, das von der Bundesregierung unter-
zeichnete WPA mit Westafrika nicht am
Bundestag vorbei zu beschließen. Die De-
batte um die Abkommen mit den USA
(TTIP) und Kanada (CETA) zeige, dass sol-
che Vereinbarungen weite Teile der deut-
schen Öffentlichkeit beschäftigten.

»Völlig überholt« Das sehen auch Linke
und Grüne so. Allerdings scheiterten sie in
der vergangenen Woche mit einem ent-
sprechenden Antrag (18/5096). Heike
Hänsel warf der Bundesregierung vor, eine
„völlig überholte Auslegung des Grundge-
setzes“ vorzunehmen. Uwe Kekeritz be-

zeichnete Handelsverträge als „zentral“. Sie
gehörten grundsätzlich im Parlament dis-
kutiert. Sascha Raabe erklärte den Opposi-
tionsantrag unterdessen für erledigt. Er be-
rief sich auf ein Gespräch mit Justizminis-
ter Heiko Maas (SPD), in dem dieser ihm
zugesichert habe, seine Meinung geändert
zu haben. Auch Entwicklungsminister
Gerd Müller (CSU) habe ihm vor der De-
batte gesagt, dass der Bundestag das Ab-
kommen mit Westafrika ratifizieren könne.
Er gehe daher davon aus, sagte Raabe,
„dass das auch die Haltung der Bundesre-
gierung insgesamt werden wird“. Eine offi-
zielle Stellungnahme gibt es dazu bislang
nicht. Allerdings hatte die Regierung einen
Tag zuvor verkündet, dem Bundestag das
WPA mit dem südlichen Afrika zur Abstim-
mung vorlegen zu wollen. Johanna Metz T

Die Sorge ist,
dass Afrikaner
am Ende nur
Konsumenten
europäischer
Billigwaren

sind.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

> STICHWORT
EU-Handelspolitik und Beteiligung des Bundestages

> Gemischte Abkommen Für die Handelspolitik ist die EU zu-
ständig, Übereinkünfte mit Drittländern darf sie allein abschlie-
ßen. Die Freihandelsabkommen mit Afrika hat sie jedoch als
gemischte Abkommen eingestuft. Das heißt, dass Teile davon
in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen.

> Bundestag Die Bundesregierung hält auch die geplanten Frei-
handelsabkommen mit den USA (TTIP) und Kanada (CETA) für
gemischte Abkommen. Strittig ist, ob und in welchem Maße
der Bundestag solchen gemischten Freihandelsabkommen zu-
stimmen muss. ©
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Hollandes letzte Reform
FRANKREICH Arbeitsrechtsnovelle soll Rekordarbeitslosigkeit stoppen. Massenhafte Proteste

Fast 3,6 Millionen Franzosen waren Ende
Januar arbeitslos, die Arbeitslosenquote ist
in Frankreich mit 10,2 Prozent mehr als
doppelt so hoch wie in Deutschland.
Nicht nur für Staatspräsident François
Hollande, der 2012 mit dem Ziel angetre-
ten war, für mehr soziale Gerechtigkeit zu
sorgen, sind diese Zahlen bitter. Eine mög-
liche erneute Kandidatur 2017 machte der
61-Jährige bereits mehrfach von einer
Trendwende am Arbeitsmarkt abhängig.
Diese soll jetzt eine umfassende Reform
des Arbeitsrechts bringen, die Arbeitsmi-
nisterin Myriam El Khomri Anfang des
Jahres präsentiert hat. Doch der Gesetzent-
wurf, über den die Nationalversammlung
in dieser Woche erstmals debattiert, treibt
seit Wochen Zehntausende Franzosen auf
die Straße. Gewerkschaften, Linksparteien
und Studentenverbände halten die Vor-
schläge für unsozial und fordern die Rück-
nahme des wohl letzten großen Projekts
von Hollande. Zuletzt kam es am Rande
der Demonstrationen in mehreren Städten

zu heftigen Zusammenstößen mit der Po-
lizei, diese setzte Tränengas ein.

Mehr Flexibilität Die sozialistische Regie-
rung sieht die Reform als Chance, die Mas-
senarbeitslosigkeit zu senken. Sie will Ar-
beitgebern mehr Flexibilität einräumen,
beispielsweise bei Entlassungen oder Ar-
beitszeiten, und ermöglichen, dass Arbeit-
geber und Belegschaft bestimmte Fragen
mit innerbetrieblichen Vereinbarungen re-
geln können. Unternehmer will sie damit
zu mehr Einstellungen ermutigen.
Einen ersten, im Februar bekannt gewor-
denen Entwurf kritisierten jedoch selbst
viele von Hollandes Parteifreunden als zu
unternehmerfreundlich. Der linke Partei-
flügel schloss sich den Demonstrationen
gegen den Text an, die am 31. März in die
„Nuit Debout“ („Nacht im Stehen“) mün-
deten.
Die Regierung reagierte darauf mit einem
neuen Entwurf, der unter anderem eine
höhere Besteuerung der in Frankreich be-
sonders häufigen Zeitverträge beinhaltet.
Außerdem versuchte Premierminister Ma-
nuel Valls die Jugendlichen mit einem
mehr als 400 Millionen Euro teuren Paket
zu besänftigen, das höhere Stipendien und
Finanzhilfen nach dem Studium vorsieht.
Die Opposition sprach von einer „Scheck-

buchpolitik“. Die Arbeitgeber zeigten sich
verärgert über die Änderungen. „Ich forde-
re feierlich, dass dieser Text schnell korri-
giert wird“, sagte Arbeitgeberpräsident
Pierre Gattaz.
Arbeitsministerin El Khomry hat bereits
eingeräumt, dass der neue Entwurf nur ein
Kompromiss ist. Sie muss den Text nun ab
dem 3. Mai in der Nationalversammlung
verteidigen, wo der Sozialausschuss bereits
300 Änderungsanträge angenommen hat.
Die Debatte droht heftig zu werden, da
auch der linke Parteiflügel der Sozialisten
der Regierung die Gefolgschaft verweigern
könnte.

Zur Not ohne Parlament? Schon macht
das Szenario von Artikel 49-3 der Verfas-
sung die Runde, mit dem die Regierung
ein Gesetz auch ohne Votum des Parla-
ments durchsetzen kann. „Wir werden
weiter Überzeugungsarbeit leisten, aber
ich habe das Gefühl, dass immer mehr Ab-
geordnete von dem Text überzeugt sind“,
sagte El Khomri dem Fernsehsender LCI.
Zugleich versicherte sie: „Der Artikel 49-3
existiert, aber ich will ihn auf keinen Fall
einsetzen.“ Christine Longin T

Die Autorin ist freie
Korrespondentin in Paris.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bessere humanitäre Hilfe
MENSCHENRECHTE Experten mahnen mehr Prävention an

Experten befürworten die Durchsetzung von
Qualitätsstandards im Bereich der humanitä-
ren Hilfe, mahnen jedoch weitergehende Re-
formen im internationalen Hilfssystem an.
Das zeigte vergangene Woche eine öffentli-
che Anhörung des Menschenrechtsausschus-
ses.
Cornelia Füllkrug-Weitzel von Brot für die
Welt/Diakonie Katastrophenhilfe, kritisierte,
dass das Heft des Handelns
nach wie vor bei den gro-
ßen internationalen Hilfs-
werken liegen würde. Es
komme aber darauf an, die
lokalen und nationalen Ak-
teure einzubinden. Hinzu
träte die Notwendigkeit,
mehr Prävention zu betrei-
ben in dem Sinne, Gesell-
schaften dabei zu unterstüt-
zen, Resilienzen auszubil-
den, also auf Katastrophen
und humanitäre Notfälle
vorbereitet zu sein.
Volker Gerdesmeier vom Deutschen Caritas-
verband warnte vor der Erwartung, mit höhe-
ren Qualitätsstandards automatisch mehr Ef-
fizienz zu erreichen: Bereits heute bestehe ein
größerer Teil der Arbeit von Hilfsorganisatio-
nen im „Abklappern von Fragebögen“ und
dem „Aufblähen von Antragsarbeit“ – Res-
sourcen, die dann bei der eigentlichen Hilfs-
arbeit vor Ort fehlen würden. Wer höhere
Qualitätsstandards einfordere, müsse auch
mehr Geld für die humanitäre Hilfe in die
Hand nehmen. „Wir müssen mehr investie-
ren“, sagte Gerdesmeier.
Die freie Gutachterin Corinna Kreidler un-
terstrich, dass es darauf ankomme, die Rele-

vanz humanitärer Hilfe zu messen – also zu
fragen, ob die Hilfe dem Bedarf entspricht.
Die Hilfe müsse dort hinkommen, wo die
Not am größten sei – dazu gehörten auch
„vergessene Konflikte“ und damit verbunden
der politische Mut, Prioritäten zu setzen. Es
wäre zudem viel gewonnen, wenn UN-Hilfs-
werke stärker „sachorientiert als mandatsori-
entiert“ zusammenarbeiten würden, um

Doppelstrukturen zu ver-
meiden.
Manuela Roßbach von der
„Aktion Deutschland Hilft“
betonte, dass im internatio-
nalen humanitären System
viel Wissen, Erfahrung und
Potenzial vorhanden seien.
Die Schwierigkeit bestehe
darin, das vorhandene Wis-
sen über Standards und ihre
Anwendung durch Hilfsorga-
nisationen zu verbreiten und
vermitteln. Hinzu komme,
dass heute vieles technisiert

und mit Kennzahlen gemessen würde. Eine
der wichtigsten Qualitäten von Hilfsorganisa-
tionen – die Arbeit von Mensch zu Mensch –
sei aber so nicht immer zu messen.
Hansjörg Strohmeyer (Amt für die Koordi-
nierung humanitärer Angelegenheiten der
Vereinten Nationen, OCHA) sprach von ei-
nem Wendepunkt: „Verschleppte langwierige
Krisen sind heute der Normalfall, nicht mehr
die kurzfristigen und akuten.“ Für die Staa-
tengemeinschaft müsse es darum gehen, den
Bedarf nach humanitären Hilfsleistungen
durch Konfliktbearbeitung und -verhütung
zu verringern – oder gar nicht erst entstehen
zu lassen. ahe T

»Nicht akute
Krisen sind der
Normalfall,

sondern lang-
wierige und

verschleppte.«
Hansjörg Strohmeyer,

Vereinte Nationen / OCHA

Völkerstrafrecht im Fokus
RECHT Hürden bis zur Verurteilung von Kriegsverbrechern
Die Anwendung des 2002 in Kraft getretenen
Völkerstrafgesetzbuchs (VStGB) lässt zu wün-
schen übrig – das ist das Ergebnis einer öf-
fentlichen Anhörung des Rechtsausschusses
in der vergangenen Woche. In ihr nahmen
sieben Sachverständigen Stellung zu einem
Antrag der Fraktion der Grünen (18/6341),
die darin die Schaffung einer Arbeitsgruppe
fordert, die Überarbeitungsvorschläge für die
Strafprozessordnung mit
Blick auf internationale Ver-
fahren machen soll. Die Ab-
geordneten argumentieren,
dass 14 Jahre nach Verab-
schiedung des VStGB erst
49 Ermittlungsverfahren ein-
geleitet worden seien, wovon
erst ein einziges zu einem
Urteil geführt habe.
Als eine wesentliche Ursache
für diese Bilanz machten die
Sachverständigen verfahrens-
rechtliche Hemmnisse aus.
Die ohnehin schwierige Auf-
gabe, bei den im Ausland unter Kriegsbedin-
gungen erfolgten Verstößen gegen das Völ-
kerrecht gerichtsfeste Beweise zu erhalten,
werde durch sie zusätzlich erschwert.
Als weitere Ursache benannte Robert Heinsch
(Universität Leiden) die unzureichende per-
sonelle Ausstattung der Ermittlungsbehör-
den. So gebe es beim Generalbundesanwalt
lediglich drei Staatsanwälte und zwei wissen-
schaftliche Mitarbeiter für Verfahren nach
dem VStGB. Wolfgang Kaleck vom European
Centre for Constitutional and Human Rights
in Berlin verwies auf das Beispiel der Nieder-
lande, die eine wesentlich besser ausgestattete
„War Crimes Unit“ unterhielten.

Unterschiedliche Ansichten zeigten sich in
der Frage, wie mit den häufigen und für Ver-
brechensopfer enttäuschenden Einstellungen
von Ermittlungsverfahren umzugehen sei.
Heinsch stellte unter anderem die Ermögli-
chung von Klageerzwingungsverfahren zur
Diskussion. Gerhard Werle (Humboldt-Uni-
versität Berlin) dagegen nannte Erzwin-
gungsverfahren generell problematisch.

Deutlich wurde in der An-
hörung, dass für die „auffäl-
lig geringe Zahl von Verfah-
ren“ nach dem VStGB, wie
Florian Jeßberger (Universi-
tät Hamburg) formulierte,
„als Ursache strafprozessua-
le Vorgaben ausgemacht“
sind. Auf weitgehende Ab-
lehnung stießen aber Neu-
regelungen speziell für
VStGB-Verfahren.
So wandte sich der Leiter des
Referats Völkerstrafrecht
beim Generalbundesanwalt,

Christian Ritscher, dagegen, „ein Sonderpro-
zessrecht einzuführen“. Es zeichnete sich ein
Konsens darüber ab, bei solchen Verfahren
für sinnvoll erachtete Änderungen in die oh-
nehin vorgesehene Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO) einfließen zu lassen. Claus
Kreß, Instituts für Friedenssicherungsrecht
der Universität Köln, regte an, sich dabei an
den Erfahrungen am Internationalen Strafge-
richtshof in Den Haag zu orientieren. Chris-
toph Safferling (Universität Erlangen-Nürn-
berg) verlangte, die StPO müsse wiedergeben,
wozu sich Deutschland mit dem Römischen
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs
international verpflichtet hat. pst T

»Ursache der
geringen Zahl
von Verfahren
sind strafpro-
zessuale Vor-
gaben.«

Florian Jeßberger,
Strafrechtler

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

»Legale Wege statt Abschottung«
EUROPA Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
verlangt die Umsetzung des bereits im Sep-
tember 2015 im EU-Rat gefassten Beschlusses,
160.000 Flüchtlinge auf Grundlage einer ge-
rechten Quote innerhalb der Europäischen
Union zu verteilen. Außerdem fordern sie die
Schaffung einer Alternative zum Dublin-Sys-
tem, wonach Schutzsuchende bisher nur in
dem EU-Land Asyl beantragen können, das sie
zuerst betreten haben. Das schreiben sie in ei-
nem Antrag (18/8244), über den der Bundes-
tag am vergangenen Donnerstag in erster Le-
sung beriet. „Wir brauchen dringend einen
dauerhaften Mechanismus zur Verteilung von
Schutzsuchenden zwischen den Mitgliedstaa-
ten“, argumentierte die Fraktionsvorsitzende
der Grünen, Katrin Göring-Eckardt. Eine euro-
paweite Verteilung werde allerdings nur dann
funktionieren, wenn alle Mitgliedstaaten ähn-
liche Standards hätten und die Präferenzen
der Flüchtlinge in den Blick genommen wür-
den, fügte sie hinzu. Zugleich wandte sie sich
gegen die „Abschottungspolitik“ Europas.
Statt die Flüchtlinge fernhalten zu wollen,
brauche es geregelte Perspektiven und sichere
Wege nach Europa.
Für die Linksfraktion wies Ulla Jelpke auf die
prekäre Lage von Flüchtlingen in Griechenland
hin. Fast 60.000 Schutzsuchende würden dort
„in Elendslagern, die Haftanstalten gleichen,

eingesperrt“. Es fehle an Lebensmitteln, ver-
nünftigen Unterkünften und Medizin. Davor
könne Europa nicht die Augen verschließen,
appellierte Jelpke. Auch sie sprach sich für die
Schaffung legaler Fluchtwege sowie für eine
europäische Seenotrettung für Flüchtlinge aus.
Thorsten Frei (CDU) urteilte, dass die EU auf ei-
nem „ganz guten Weg“ sei, eine gemeinsame
Lösung in der Flüchtlingsfrage zu finden. Eine
gleichmäßige Verteilung der Schutzsuchenden
werde aber nur dann gelingen, betonte er,
„wenn wir eine Begrenzung, Reduzierung,
Steuerung und Ordnung der Migration nach
Europa hinbekommen“. Entgegen der Auffas-
sung der Opposition, sei es deshalb richtig, in-
ternationale Abkommen wie mit der Türkei zu
schließen und mehr Mittel für den Grenzschutz
aufzuwenden.
Norbert Spinrath (SPD) bezeichnete eine ge-
meinschaftliche Lösung als „unverzichtbar“.
Dazu gehöre auch die Verlagerung der Aufga-
ben auf die EU-Kommission, die Finanzierung
aller Flüchtlingskosten aus dem EU-Haushalt
sowie die Schaffung von vergleichbaren Stan-
dards für Asylverfahren und Anerkennungs-
quoten. Er räumte aber ein, dass dafür noch
„viel Überzeugungsarbeit“ bei den europäi-
schen Partnern zu leisten sei.
Der Antrag wurde zur weiteren Beratung an
den Innenausschuss überwiesen. joh T

G
ibt es „schwarze Listen“ in
der Türkei, um unliebsa-
men ausländischen Journa-
listen sytematisch die Ein-
reise oder Akkreditierung
zu verweigern? „Auf keinen

Fall“, versicherte in der vergangenen Wo-
che ein namentlich nicht genannter Regie-
rungsvertreter in Ankara. Doch der Ver-
dacht steht weiter im Raum. Zuletzt wurde
zahlreichen Journalisten die Einreise in die
Türkei verwehrt, darunter dem ARD-Kor-
respondenten Volker Schwenck und dem
Fotoreporter Giorgos Moutafis. Die nieder-
ländische Journalistin Ebru Umar, die kriti-
sche Kommentare über den türkischen Prä-
sidenten Recep Tayyip auf Twitter verbrei-
tet hatte, wurde vor einigen Tagen in der
Türkei festgenommen und darf seither
nicht ausreisen. Ihre Wohnung in den Nie-
derlanden wurde verwüstet, ein Computer
gestohlen. Schwenck und Moustafis berich-
teten später, man habe ihnen am Istanbu-
ler Flughafen gesagt, dass ihr Name auf ei-
ner Liste stehe.
EU-Parlamentspräsident Martin Schulz
(SPD) zeigte sich empört: „Listen mit Jour-
nalistennamen haben in Demokratien
nichts zu suchen“, rügte er. Das Auswärtige
Amt reagierte zurückhaltender. Die Bun-
desregierung erwarte, „dass deutsche Jour-
nalisten in der Türkei ihrer Aufgabe unge-
hindert nachgehen können“, ließ es auf
Nachfrage der „Bild“-Zeitung verlauten.
Kenntnis von „Schwarzen Listen“ habe
man nicht.
„Gibt es keine, oder wissen Sie nichts Ge-
naueres?“, fragte Grünen-Fraktionschefin
Katrin Göring-Eckardt in der vergangenen
Woche in einer auf Verlangen ihrer Frakti-
on anberaumten Aktuellen Stunde. Die
Konsequenz, betonte sie, sei diesselbe:
„Ein Land, das immer noch die EU-Mit-
gliedschaft anstrebt, das kann nicht repres-
siv und willkürlich mit Journalistinnen
und Journalisten umspringen.“
Einhellig warfen Grüne und Linke der
Bundesregierung Untätigkeit und „Duck-
mäusertum“ gegenüber der Türkei vor. Ihr
Eindruck: Die Bundesregierung beziehe
nicht klar genug Stellung zu den Angriffen
auf die Presse- und Meinungsfreiheit, vor
allem, weil sie den EU-Türkei-Flüchtlings-
deal nicht gefährden wolle. So habe Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) am
24. April zwar gemeinsam mit dem türki-
schen Ministerpräsidenten ein Flüchtlings-
lager in der Türkei besucht, sich jedoch
nicht mit Journalisten und Oppositionel-
len getroffen. Für Göring-Eckardt eine ver-
passte Chance, der Türkei zu zeigen, „wie
viel wert uns unsere Werte sind“. Dabei
dürfe es trotz der Zusammenarbeit mit der
Türkei in der Flüchtlingsfrage nicht den
„Hauch eines Hinweises darauf geben, dass
damit die Frage der Meinungsfreiheit und
der Pressefreiheit gleich mit verdealt wird“,
warnte sie.
Sevim Dagdelen (Die Linke) sprach von ei-
nem „Armutszeugnis“ für Merkel. Sie ver-
trat die Ansicht, dass der türkische Staats-
präsident Recep Tayyip Erdogan durch den
„schmutzigen EU-Türkei-Flüchtlingsdeal
regelrecht ermutigt“ werde, „immer härter
gegen Kritiker im Inland, aber zunehmend
auch im Ausland“ vorzugehen. Der Bun-
desregierung hielt sie vor, in den vergange-
nen Jahren „Dialog mit Unterwerfung ver-
wechselt“ zu haben und der Zivilgesell-
schaft in der Türkei damit mehr geschadet
als geholfen zu haben.

Streit um Konzertprogramm Auch am
Verhalten der EU-Kommission im Disput
um das Konzertprojekt „Aghet-Agit“ der
Dresdner Sinfoniker nahmen viele Redner
Anstoß. Weil das Programm den Genozid
an den Armeniern vor 100 Jahren themati-
siert, hatte die türkische Regierung sich bei
der Kommission beschwert und gefordert,
keine EU-Fördermittel für das die Konzert-

reihe auszuzahlen. Die Kommission nahm
die Projektbeschreibung daraufhin vorü-
bergehend von der eigenen Website, veröf-
fentlichte sie aber ein paar Tage später wie-
der – diesmal allerdings mit dem Zusatz,
dass die EU für die publizierten Inhalte
nicht verantwortlich sei. Als „Absurdität“
bezeichnete Katrin Göring-Eckardt diesen
Vorgang und Dietmar Bartsch konstatierte:
„Der lange Arm Erdogans reicht inzwi-
schen sehr weit.“ Erika Steinbach (CDU)
sprach von einem „peinlichen Akt der Un-
terwerfung“.
Die Koalitionsfraktionen zeigten sich nicht
weniger besorgt über die Lage der Presse-
und Meinungsfreiheit in der Türkei. Elis-
bath Motschmann (CDU) urteilte gar, die
Pressefreiheit liege dort „am Boden“. Doch
verwahrte sich Andreas Nick (ebenfalls
CDU) zugleich gegen den Vorwurf, die Ko-
alition spreche die Probleme nicht an. Es
gebe in dieser Frage keinen Nachholbedarf,
sagte Nick. Zudem gelte: „Wenn wir be-
rechtigte Kritik üben und vor allem positi-
ven Einfluss ausüben wollen, dann wird

uns das eher gelingen, wenn wir es glaub-
würdig aus einer Position als Freunde und
Partner der Türkei tun“, urteilte er. Er emp-
fahl, der Versuchung zu widerstehen, „mit
erhobenem Zeigefinger unseren eigenen
politischen Willen an die Stelle des demo-
kratischen Prozesses in der Türkei zu set-
zen“.

Für einen Dialog Offensiv warben Union
und SPD für die Eröffnung der EU-Bei-
trittskapitel 23 und 24 zu Menschenrech-
ten und Justiz. Dies würde den Dialog zu
Fragen der Meinungs- und Pressefreiheit
intensivieren „und so unsere Möglichkei-
ten erhöhen, die Entwicklung in der Türkei
positiv zu beeinflussen“, meinte Nick. Do-
rothee Schlegel (SPD) betonte, „dann müs-
sen die Fakten auf den Tisch und Grund-
werte diskutiert werden“. Gleichzeitig dürf-
ten Deutschland und die EU jene gesell-
schaftlichen Kräfte in der Türkei nicht al-
leine lassen, die mit hohem Einsatz gegen
die Repressionen und für die Annäherung
an die EU kämpften.

Spiegel Online-Korrespondent Hasnain Ka-
zim, der die Türkei im März verlassen
musste, nachdem seine Presseakkreditie-
rung nicht verlängert wurde, schilderte
nach seiner Ausreise, wie das Regime inter-
nationale Pressevertreter mit Einreiseverbo-
ten, Anzeigen und Hasskampagnen im In-
ternet unter Druck setzt. „Die Reporter
spüren jetzt die Angst, die ihre einheimi-
schen Kollegen schon lange kennen“,
schrieb er. Einer von ihnen ist „Cumhuriy-
et“-Chefredakteur Can Dündar, der zusam-
men mit einem weiteren Redakteur der
Zeitung wegen Spionage angeklagt ist und
eine lebenslange Haftstrafe fürchten muss.
Auf der Rangliste der Pressefreiheit der Or-
ganisation „Reporter ohne Grenzen“ ran-
giert die Türkei inzwischen auf Platz 151
von 180 – noch hinter Simbabwe, Mexiko
und Russland. Zudem ermittelt die türki-
sche Staatsanwaltschaft derzeit in rund
2.000 Fällen wegen mutmaßlicher Beleidi-
gungen des Präsidenten. Unter den Be-
schuldigten sind Journalisten, Karikaturis-
ten und Schulkinder. Johanna Metz T

„Cumhuriyet“-Chefredakteur Can Dündar ist wegen Spionage angeklagt und muss eine lebenslange Haftstrafe fürchten. Stein des
Anstoßes waren Berichte über Waffenlieferungen des türkischen Geheimdienstes MIT an syrische Extremisten. © picture-alliance/dpa

Rätsel um
schwarze Listen
AKTUELLE STUNDE Fraktionen verurteilen den Umgang

der Türkei mit Journalisten. Opposition wirft der
Bundesregierung „Duckmäusertum“ vor
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Auch ein Sachbuch kann eine Kampfschrift
sein. Norbert Häring ergreift Partei, doch er
streitet für das Bargeld ohne Polemik und
setzt bei seinem Feldzug gegen eine Pha-
lanx aus Finanzwelt, Regierungen, Geheim-
diensten, Versicherungen, Behörden und
kommerziellen IT-Datenkraken auf die Kraft
der Fakten. Dies macht seine Verteidigung
von einem durch Bargeld garantierten
„Rest Freiheit und Privatsphäre“ umso
überzeugender.
Der „Handelsblatt“-Redakteur outet hinter
der Zurückdrängung von Scheinen und
Münzen einen elitären Zirkel von Wissen-
schaftlern, Politikern und Bankern im Um-
feld großer Geldinstitute, die ihre interna-
tionale Kampagne vorantreiben. Diese Ver-
flechtungen, in die laut Häring selbst EZB-
Chef Mario Draghi eingebunden ist, dürf-
ten vielen Lesern unbekannt sein. Im Kern
gehe es den „Anti-Bargeld-Kriegern“, wie
der Autor analysiert, um die Interessen der
Banken: Können die Bürger nichts Bares
mehr abheben, so sind alle Vermögen „ein-
gesperrt“ und den Kunden entzogen – was
wiederum Staat und Finanzinstituten die
Enteignung der Sparer durch Strafzinsen
oder durch den Zugriff auf Guthaben zur
Sanierung kriselnder Banken erlaubt.
Offiziell wird die Abschaffung des Bargel-
des mit der Bekämpfung von Terrorismus,
Geldwäsche, Steuerhinterziehung, Schmug-
gel und Schwarzarbeit begründet. Ein-
drucksvoll zerpflückt Häring dieses Manö-
ver: Terroristen finanzieren sich nicht durch
Koffer voller Geldscheine, sondern über
Scheinfirmen und bargeldlose Schachtel-
überweisungen, gleiches gilt für Geldwä-
sche in großem Stil. Andererseits werden
die Bürger vollkommen gläsern: Wird mit
Karte oder Smartphone bezahlt, so wird lü-
ckenlos offenbar, wer was wann wo kauft –
Bücher, Zeitungen, Filme, Reisen, Tabak,
Wein oder Kuchen, Sexspielzeug oder der
Whisky in einer Nachtbar. Häring appelliert
an seine Leser, stets mit Bargeld zu bezah-
len. Er selbst streitet vor Gericht mit dem
Hessischen Rundfunk darum, die Rund-
funkgebühren bar begleichen zu können.
Ein spannendes Aufklärungsbuch. kos T

Norbert Häring:

Die Abschaffung
des Bargeldes und
die Folgen

Quadriga Verlag,
Köln 2016;
256 S., 18 €

Tag für Tag starren „potenziell gesell-
schaftskritische Aktivisten“ auf ihre Bild-
schirme. Stets seien sie auf der Suche nach
„verborgenen Wahrheiten“, schreibt der
Kölner Medienwissenschaftler John David
Seidler. In seinem spannenden Buch be-
schreibt er die über 250-jährige Geschichte
der modernen Verschwörungstheorien.
Seidler zeigt die Unterschiede in den ver-
schwörungstheoretischen Erzählungen auf,
insbesondere seit dem Technologiesprung
von den herkömmlichen Printprodukten zu
den digitalen Medien. Heute könne „jeder“
die „Verschwörungsindustrie“ mittels einer
schier endlosen Fülle kleiner und größerer
Beiträge „anfüttern“. Die zeitgenössische
„Kultur der Verschwörungstheorie“ präsen-
tiere sich als ein Spielfeld für Millionen, die
auf Internetplattformen und in den sozia-
len Medien mit eigenen Decodierungsvor-
schlägen nur selten einen Beitrag zur Wahr-
heitsfindung leisten wollen.
Die aktuell größte Verschwörungstheorie
des Internetzeitalters entstand im Umfeld
der Terroranschläge des 11. September
2001. Detailliert analysiert Seidler dieses
internationale Massenphänomen, das den
Paranoikern als „insider job“ gilt. Danach
gehen die Terroranschläge auf das Konto
der US-Geheimdienste, die einen Grund
brauchten, um die Kriege gegen Afghanis-
tan und den Irak zu beginnen. Dafür gebe
es genügend Beweise. In diesen Kontext
passt, dass Verschwörungstheoretiker aus-
gerechnet Julian Assange verdächtigen, ein
getarnter Agent der US-Regierung zu sein.
Doch die mehr als 200.000 geheimen
Drahtdepeschen der US-Regierung, die As-
sange auf der Plattform Wikileaks veröf-
fentlichte, belegen, dass gerade nicht die
US-Geheimdienste für die Terroranschläge
vom 11. September verantwortlich waren,
sondern die islamistische Terrorzelle Al Qai-
da von Osama bin Laden.
Auch wenn Seidler seine Studie bereits ab-
geschlossen hatte, als „besorgte Bürger“ in
Dresden und anderswo anfingen, über die
„Lügenpresse“ zu klagen, eine Erklärung
für dieses Phänomen findet man trotzdem
bei Seidler. manu T

Streit um Stasi-Akten
KULTUR Opferverbände gegen Verlagerung ins Bundesarchiv

Die von der Kommission zur Zukunft der
Stasi-Unterlagen-Behörde vorgeschlagene
Überführung der Stasi-Akten ins Bundesar-
chiv bis 2021 stößt bei der Union der Opfer-
verbände kommunistischer Gewaltherr-
schaft und etlichen früheren DDR-Bürger-
rechtlern auf Ablehnung. Dies wäre das Sig-
nal für das Ende der Aufarbeitung der SED-
Diktatur, sagte der Unionsvorsitzende Dieter
Dombrowski vergangene Woche in einem
öffentlichen Fachgespräch des Kulturaus-
schusses über den von der Kommission vor-
gelegten Abschlussbericht (18/8050).

»Erfolgreiche Behörde« Auch die ehema-
lige Leiterin der Stasi-Unterlagen-Behörde,
Marianne Birthler, der Direktor der Ge-
denkstätte Berlin-Hohenschönhausen, Hu-
bertus Knabe, und der frühere Parlamenta-
rische Staatssekretär Stephan Hilsberg
lehnten den Vorschlag ab. Die Kommission
habe keine überzeugenden Argumente ge-
nannt, warum die erfolgreiche und welt-
weit anerkannte Behörde aufgelöst werden
soll und worin der Vorteil einer Verschie-
bung der Akten ins Bundesarchiv liegt.

Der Leister der Stasi-Unterlagen-Behörde,
Roland Jahn, hingegen begrüßte die Vor-
schläge der Kommission. Damit sei eine
langfristige Perspektive für die Aufarbei-
tung der Stasi-Akten gesichert. Der Zugang
zu den Akten werde zudem durch die
Übernahme der entsprechenden Regelun-
gen aus dem Stasi-Unterlagen-Gesetz in
das zu novellierende Bundesarchiv-Gesetz
gewährleistet. In diesem Sinne argumen-
tierten auch der Präsident der Bundeszen-
trale für Politische Bildung, Thomas Krü-
ger, der Leiter der Gedenkstätte Museum in
der „Runden Ecke“ in Leipzig, Tobias Hol-
litzer, und der Präsident des Bundesarchivs
Michael Hollmann.
Der ehemalige Ministerpräsident von
Sachsen-Anhalt und Vorsitzende der Kom-
mission, Wolfgang Böhmer, sagte, die
SED-Diktatur müsse als Teil der gesamt-
deutschen Geschichte betrachtet werden.
Eine „Sonderbehörde“ sei auf Dauer nicht
zu rechtfertigen. Die Überführung der Ak-
ten ins Bundesarchiv sei aber eben kein
Schlussstrich unter diesem Kapitel der Ge-
schichte. Alexander Weinlein T

John David
Seidler:

Die Verschwörung
der Massen-
medien

Transcript Verlag,
Bielefeld 2016;
368 S., 39,99 €

Fester Preis für E-Books
WIRTSCHAFT Gesetz ohne Gegenstimmen verabschiedet
Auch E-Books gelten in Deutschland künf-
tig feste, von einem Verlag vorgegebene
Preise. Das hat der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag mit den Stimmen von
Union, SPD und Bündnis 90/Grünen bei
Enthaltung der Linken beschlossen. Mit ih-
rer Zustimmung zu dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung (18/8043) folgten die
Parlamentarier der Beschlussempfehlung
des Wirtschaftsausschusses (18/8260).
Die Abgeordneten betonten, das Kulturgut
Buch sei sowohl in seiner analogen wie
auch in der digitalen Fassung schützens-
wert. Für den SPD-Wirtschaftspolitiker
Matthias Ilgen sorgt die Ausweitung der
Buchpreisbindung auf E-Books für Vielfalt
auf dem Buchmarkt. Der Wettbewerb rund
um das Buch solle statt über den Preis über
den Service der vielen Buchhandlungen ge-
führt werden.
Für die Union betonte Matthias Heider
(CDU), die Einschränkung des Wettbe-
werbs sei ein „zweischneidiges Schwert“.
Daher habe man sich auch weiteren Wün-
schen aus der Branche widersetzt. Man
dürfe den Schutz „nicht überstrapazieren“.

Der Parlamentarische Staatssekretär für
Wirtschaft und Energie, Uwe Beckmeyer
(SPD), erklärte, es sei besonders wichtig,
dass mit dem Gesetz auch Händler aus
dem Ausland erfasst würden. Dass sie den
deutschen Buchmarkt nun nicht „von au-
ßen“ unter Druck setzen könnten, sei ein
„entscheidender Punkt“ der Neuregelung.

Forderungen der Opposition Grüne und
Linke bemängeln, das Gesetz könne nur
ein erster Schritt zum Schutz der Kreativen
und der kulturellen Vielfalt sein. Die Lin-
ken-Kulturpolitikerin Sigrid Hupach sagte,
um die Buchpreisbindung „zukunftsfest“
zu machen, sei es letztlich erforderlich, die
transatlantischen Freihandelsabkommen
zwischen der Europäischer Union und den
USA und Kanada zu stoppen. Auch die
Grünen wollen mehr. Tabea Rößner kriti-
sierte, vor allem in Sachen Urheberver-
tragsrecht herrsche bei der schwarz-roten
Koalition „gähnende Leere“. Sie rief die Re-
gierung auf, sich nicht auf dem Gesetz aus-
zuruhen, sondern mehr für die kulturelle
Vielfalt zu tun. . Susanne Kailitz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Lizenzvergabe
erleichtert
RECHT Verwertungsgesellschaften, die Ur-
heber geistigen Eigentums gegenüber des-
sen Nutzern vertreten, etwa Musiker gegen-
über Radiosendern, bekommen einen neu-
en Rechtsrahmen. Das hat der Bundestag
am vergangenen Donnerstag mit der Ver-
abschiedung des Gesetzes zur Umsetzung
einer entsprechenden EU-Richtlinie
(18/7223, 18/7453, 18/8268) mit den
Stimmen von CDU/CSU und SPD bei Ent-
haltung der Linken und Grünen beschlos-
sen. Damit soll unter anderem die Vergabe
von Musiklizenzen für die Online-Nut-
zung im Binnenmarkt erleichtert werden.
Ein Vorstoß der Grünen, auch Genossen-
schaften als Verwertungsgesellschaften zu-
zulassen, scheiterte. Harald Petzold (Linke)
kritisierte, die Novelle zementiere „vorde-
mokratische Regeln“ etwa bei Verwertungs-
gesellschaft für Musik (GEMA).
Das Gesetz enthält auch neue Bestimmun-
gen zur Privatkopievergütung. Diese müs-
sen Hersteller oder Importeure von Auf-
nahmegeräten, Kopierern und Speicherme-
dien entrichten, um Urheberrechte auf ge-
speicherte oder vervielfältigte Werke zu
entgelten. Die Neuregelung soll die oft
langwierigen Rechtsstreitigkeiten vermei-
den oder verkürzen. In einem Entschlie-
ßungsantrag fordert der Bundestag die
Bundesregierung zudem auf, sich um den
Erhalt des unlängst per Gerichtsbeschluss
untersagten Verlegeranteils an Urheberver-
gütungen zu bemühen. pst T

Uneinigkeit
über Förderung
VERTRIEBENE Staatsministerin Monika
Grütters (CDU) hat die Neukonzeption
der Förderung des kulturellen Erbes der
Deutschen in Osteuropa gemäß Paragraf
96 des Bundesvertriebenengesetzes gegen
die Kritik von Linksfraktion und Bündnis
90/Die Grünen verteidigt und als Beitrag
zur kulturellen Identität Europas gewür-
digt. Zudem habe die Förderung der Kultur
der Vertriebenen nach 1945 einen Beitrag
zu deren Integration in der neuen Heimat
geleistet, sagte Grütters am Freitag in der
Debatte über den entsprechenden Bericht
der Bundesregierung (18/7730).
Die kulturpolitischen Sprecherinnen der
Linken, Sigrid Hupach, und der Grünen,
Ulle Schauws, bezeichneten die Konzepti-
on als rückwärtsgewandt. Die Themen
Flucht und Vertreibung würden aus einer
„nationalen Nabelschau“ betrachtet, mo-
nierte Hupach. Schauws sagte, die Regie-
rung habe angesichts der Spaltung Europas
in der aktuellen Flüchtlingsfrage die Chan-
ce vertan, eine zukunftsorientierte und
moderne Konzeption vorzulegen.
Chrstoph Bergner (CDU) und Christina
Jantz-Hermann (SPD) bezeichneten die
Kulturförderung für die Deutschen in Ost-
europa als Erfolgsgeschichte. Sie treibe
eben keinen Keil zwischen die Völker, son-
dern ermögliche eine kulturelle Nachbar-
schaft, sagte Bergner. Die SPD-Abgeordnete
bemängelte allerdings ebenso wie Linke
und Grüne die Aufwertung der Rolle der
Landsmannschaften und des Bundes der
Vertriebenen in der Konzeption. aw T

KURZ NOTIERT

Bundestag vergibt 2017
erneut denWissenschaftspreis
Der Bundestag wird im kommenden Jahr
erneut den mit 10.000 Euro dotierten Wis-
senschaftspreis verleihen. Er würdigt her-
vorragende wissenschaftliche Arbeiten zum
Parlamentarismus. Es sind sowohl eigene
Bewerbungen als auch Vorschläge Dritter
möglich. Berücksichtigt werden Arbeiten,
die seit dem 1. Juni 2014 publiziert wur-
den. Bewerbungen (Informationen unter
www.bundestag.de) sind bis zum 30. Juli
2016 an folgende Adresse zu senden: Deut-
scher Bundestag, Fachbereich WD 1, Wis-
senschaftspreis, Platz der Republik 1,
11011 Berlin. aw T

Linke will Programm„Kultur
macht stark“ fortsetzen
Nach dem Willen der Linksfraktion soll das
2012 aufgelegte Bundesprogramm „Kultur
macht stark. Bündnisse für Bildung“ für
Kinder über das Jahr 2017 hinaus fortge-
führt werden. In ihrem Antrag (18/8181),
den der Bundestag am Donnerstag ohne
Aussprache in die Ausschüsse überwies,
fordert die Linke die Bundesregierung auf,
das Programm weiterzuentwickeln, min-
destens aber im gleichen Umfang zu finan-
zieren. Bislang hätten 360.000 Kinder von
den Programm profitiert. aw T

Ein Euro macht vier
FILM Das deutsche Fördersystem vergibt die Chance auf den ganz großen Fang

T
om Hanks und Robert
Downey Jr. lösten in den ver-
gangenen Tagen Kreischa-
larm in Berlin aus. Oscar-Ge-
winner Hanks kam zur Pre-
miere von Tom Tykwers „Ho-

logramm für den König“, Downey jr. stellte
gemeinsam mit Daniel Brühl „The First
Avenger: Civil War“ im Sony Center vor.
Das Popcorn-Spektakel wurde am Premie-
renort, im Regierungsviertel, am ICC sowie
am Flughafen Leipzig-Halle gedreht.
„Ich liebe Deutschland. Die Crew war fan-
tastisch“, schwärmt Regisseur Joe Russo. Ste-
ven Spielberg, Roland Emmerich, Roman
Polanski, Quentin Tarantino und George
Clooney lobten ebenfalls die Professionali-
tät im Studio Babelsberg, den MMC Studios
in Köln und den Leipziger MCA-Studios, sie
fühlten sich willkommen in Görlitz, an der
Ostsee, in „Sexy-Anhalt“ (Helen Mirren)
oder in den bayerischen Alpen und an den
Skischanzen.

Weniger attraktiv Von der Begegnung mit
Christopher Walken am Oberstdorfer Set
von „Eddie, the Eagle“ schwärmt Iris Berben
noch heute. Für viele deutsche Stars stehen
Rollen in Koproduktionen der Beginn einer
internationalen Karriere. Erstmals werden
diese Leistungen im Rahmen der Lola-Ver-
leihung am 27. Mai mit dem „Jaeger-Le-
Coultre“-Sonderpreis gewürdigt. Doch die
Willkommenskultur hat eine Delle. Der
Deutsche Filmförderfonds (DFFF), seit
2007 Motor bei der Einwerbung internatio-
naler Koproduktionen, hat an Attraktivität
verloren. Der German Motion Picture Fond
(GMPF) kann dies nicht ausgleichen. Bei
der Wahl des Drehorts sind weniger das Re-
nommee der Partner, die Qualität der Ar-
beit und die hervorragende Infrastruktur

entscheidend. „Das wichtigste Kriterium ist
das Förderregime“, schreiben die Analysten
von Roland Berger in ihrer Studie „Volks-
wirtschaftliche Effekte der Kinofilmproduk-
tion in Deutschland“. Das hiesige Fördersys-
tem mit mehr als einem Dutzend nationa-
len und regionalen Institutionen ist zu
kleinteilig und unübersichtlich. Die Büro-
kratie erhöht die Kosten. Ein wettbewerbsfä-
higes Fördersystem muss einfach strukturiert
und berechenbar in der Förderhöhe sein.
Produzenten können beim DFFF mit vier
Millionen Euro sicher kalku-
lieren. Jeder weitere Cent aus
diesem Etat oder anderen
Fördertöpfen muss von Gre-
mien bewilligt werden. Ru-
naway Productions, mit ei-
nem Budget von über 100
Millionen Dollar wie „Der
Marsianer“, die überall auf
der Welt gedreht werden
können, lassen sich so kaum
anlocken. Oscar-Gewinner
Ridley Scott ließ die rote
Sandwüste für das Mars-
Abenteuer in Budapest auf-
schaufeln
Selbst das Drama „The Coldest City“, das in
Berlin spielt, wurde in der ungarischen
Hauptstadt gedreht. Das Land lockt ebenso
wie Großbritannien, Malta oder Litauen
mit „Tax Intentives“, Steuerrabatten von bis
zu 25 Prozent auf das Gesamtbudget. Der
DFFF bietet höchstens 20 Prozent, bei zehn
Millionen Euro Fördergeld ist jedoch
Schluss. Das entspricht einem Gesamtbud-
get von rund 50 Millionen.
Wegen dieser Limitierung machen Großpro-
jekte oft einen Bogen um Deutschland.
Oder nur ein kleiner Teil der Produktion
kommt hierher. Die Gebrüder Russos gaben

hier 20 Millionen Euro an 15 Drehtagen
aus. Zuvor waren sie mit der „Aven-
gers“-Crew für 65 Tage im Studio in Atlanta.
Für den Dreh des letzten Teils des Teenie-
Franchise „Die Tribute von Panem“ waren
die Filmemacher 22 Tage lang in der Haupt-
stadtregion, 51 Tage drehten sie jedoch in
den USA und in Frankreich.
Wenn in Deutschland gedreht wird, können
die Postproduktionsbetriebe das Projekt ab-
schreiben, klagt Christian Sommer, Ge-
schäftsführer der Trixter Film GmbH, deren

visuellen Effekte weltweit
gefragt sind. Das deutsche
Fördersystem behindert
das Wachstum dieser Bran-
che, in der Tausende hoch
qualifizierter Arbeitsplätze
entstehen könnten.
Kanada fördert diesen Teil
der Filmherstellung mit bis
zu 45 Prozent der Kosten
und zieht damit Gesamt-
projekte an. „Wir haben
vergeblich versucht, den
Dreh des 100 Millionen
Dollar Projekts ‚Pompeji‘

nach Berlin zu holen,“ bestätigt Martin
Moszkowicz. Bei Ausgaben von rund 40
Millionen Euro für visuelle Effekte blieb die
Crew im Studio in Übersee.
Auch die Etats von Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) und der Länderfi-
nanzminister würden bei der Förderung von
hochbudgetierten Serien und Filmen mit
Steuerrabatten Gewinn machen. Über direk-
te Ausgaben und Steuern fließt ein Vielfa-
ches der Subventionssumme zurück. Dazu
kommen die Sozialabgaben von Jobs, die
sonst nicht entstanden wären. Kanzlerin An-
gela Merkel (CDU) war bei ihrem Besuch an
der Glienicker Brücke positiv überrascht,

dass die Crew von Spielbergs „Bridge of
Spies“ deutsch sprach. Beim „Home-
land“-Dreh waren bis zu 700 deutsche Mitar-
beiter beschäftigt. 45 Millionen Euro wurden
in der Region ausgegeben und ein unbezahl-
barer Marketing-effekt für die Stadt Berlin
generiert.
Die positiven Aussichten belegt ein Vergleich
der Finanzierung von nationalen und inter-
nationalen Filmproduktionen. Für die
„Avengers“ wurden bei vier Millionen Euro
Förderung durch den DFFF 20 Millionen an
den deutschen Drehorten ausgegeben. Auf
jeden Euro Förderung kamen vier Euro Pri-
vatinvestitionen. Bei den einheimischen
Filmproduktionen werden 50 Prozent der
Kosten gefördert. „Die deutsche Kinofilm-
produktion lebt von der Förderung – wie
dies auch in anderen Ländern der Fall ist“,
schreiben die Experten von Roland Berger.

Steuerrabatte Diese Förderung will nie-
mand in Frage stellen. Aber ein Steuerra-
batt-Modell würde das Fördersystem ergän-
zen und die Schärfung der Förderprofile
vollenden, die Monika Grütters (CDU) be-
gonnen hat. Die Kulturstaatsministerin hat
die Kulturelle Filmförderung gestärkt und
bei der Novellierung des Filmförderungsge-
setzes die Balance zwischen der kulturellen
und der wirtschaftlichen Komponente ver-
teidigt. Deutschlands Technik- und Studio-
Dienstleister brauchen zum Überleben und
Wachsen stärkere Anreize als den chronisch
überbuchten DFFF und den GMPF des
Bundeswirtschaftsministeriums, dessen
Etat von zehn Millionen Euro bereits im
Sommer ausgeschöpft sein könnte. Ideal
wäre ein One-Stop-Modell . Nach dem Be-
stehen des kulturellen Eignungstest für den
DFFF würden automatisch Steuerrabatte
folgen. Katharina Dockhorn T

Begeistert von Berlin: Tom Hanks, Sarita Choudhury, Tom Tykwer, Sidse Babett Knudsen und Alexander Black (von links nach rechts) bei der Premiere ihres Films „Ein Hologramm
für den König“ Ende April im Zoo Palast Berlin © picture-alliance/dpa

»Ich liebe
Deutschland.
Die Crew

war
fantastisch.«
Joe Russo, Regisseur von
„The First Avenger“



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

12 KEHRSEITE Das Parlament - Nr. 18-19 - 02. Mai 2016

AUFGEKEHRT

Wo bleibt die
Realitäts-App?

Deutschland ist ja seit jeher
das Land der genialen Erfin-
der, und wenn es um die
Fortbewegung geht, sind wir

ohnehin immer ganz vorne dabei gewe-
sen: Wir denken in rührender Erinne-
rung an das erste Automobil von Gott-
lieb Daimler und Karl Benz, den Motor
von Rudolf Diesel, die Straßenbahn des
Tüftlers Werner von Siemens oder das
Gleitflugzeug des legendären Otto Lili-
enthal. Nach all den Jahren der Erfolge
ist der Entdeckergeist zuletzt etwas er-
lahmt, obwohl ja immerhin Volkswagen
eine wegweisende Motorensoftware auf
den Markt gebracht hat und VW-Tochter
Bugatti zur Freude der Umweltpolitiker
ein 20-Liter-Auto. Dennoch: Die Ameri-
kaner hängen uns wieder ab mit dem
nächsten „großen Ding“, der selbstfah-
renden Rechenkonsole und der Welt-
raumrakete im Mehrwegflaschenformat.
Noch ist aber nichts verloren, denn der
deutsche Erfindergeist hält mit der Bo-
denampel dagegen! In Augsburg und
Köln werden LED-Leuchten am Bord-
steinrand getestet, die den sogenannten
Smartphone-Zombies signalisieren, ob
Grün ist oder Rot. Das klingt überreizt,
ist aber nötig, denn die Leute kriegen
den Kopf nicht mehr hoch, Straßenbahn
hin, Straßenbahn her. Die Verkehrsfor-
scher rätseln, was eigentlich los ist. Da
bleiben Leute plötzlich mitten auf der
Straße stehen und starren auf ihr Handy.
Dem Absender kann es ja egal sein und
die Straßenbahn nimmt auch keinen
Schaden. Aber vor allem die Jugend
scheint wohl doch gefährdet zu sein, zu-
mal nach einer Sinus-Studie heute alle
das gleiche wollen und alle das gleiche
machen: Hauptsache online. Ob viel-
leicht eine App hilft, die in Echtzeit an-
zeigt, wie die Welt aussieht, wenn man
nach vorne guckt? Claus Peter Kosfeld T

VOR 30 JAHREN...

Kultur als
Gemeinsamkeit
6.5.1986: Kulturabkommen unter-
zeichnet. Gemeinsame Sprache, ge-
meinsame Geschichte und gemeinsame
Traditionen – aber völlig unterschiedli-
che politische Systeme und unvereinba-
re Auffassungen darüber, was Kunst darf
und wie man mit Kultur umgehen soll:
Während in der Bundesrepublik das
Grundgesetz die Freiheit der Kunst ga-
rantierte, herrschte in der DDR Zensur.

Doch das war nicht die einzige Hürde
auf dem Weg zum deutsch-deutschen
Kulturabkommen, das am 6. Mai 1986
unterzeichnet wurde.
Das Abkommen wurde bereits im
Grundlagenvertrag 1972 geplant. Doch
die Motive unterschieden sich: Während
Ost-Berlin vor allem eine eigenständige
sozialistische Kultur manifestieren woll-
te, wollte Bonn die gemeinsame kultu-
relle Basis im Bewusstsein zementieren.
Als Grundstein einer Annäherung. Hin-
zu kam ein Streit über kriegsbedingt ver-
lagerte Kulturgüter: Zahlreiche Kunst-
schätze, die vor 1945 auf späterem
DDR-Gebiet zu finden waren – darunter
die Büste der Nofretete –, wurden Rich-
tung Westen gebracht, um sie vor Zerstö-
rung zu schützen. Später ging ein Groß-
teil in die Bestände der Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz in West-Berlin über.
Über eine Rückführung wollte die Bun-
desrepublik nicht verhandeln.
13 Jahre dauerten die Gespräche über
die Zusammenarbeit in Kultur, Kunst,
Bildung und Wissenschaft an. Schließ-
lich wurden unter anderem 100 Projekte
aus verschiedenen Bereichen der Kultur
beschlossen. So präsentierte sich 1987
die DDR-Kunstszene bei der Kulturver-
anstaltung „Duisburger Akzente“ mit
rund 800 Künstlern. Benjamin Stahl T

Unterzeichnung des Kulturabkommens
1986 in Ost-Berlin
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Zum Tod von
Hans Koschnick
Er koordinierte im Auftrag der Europäi-
schen Union den Wiederaufbau der bosni-
schen Stadt Mostar und leitete fast zwei
Jahrzehnte die Geschicke der Freien Hanse-
stadt Bremen:
Am 21. April
starb Hans Ko-
schnick (Foto)
mit 86 Jahren.
Mit ihm verliert
die Bundesrepu-
blik einen über
alle Parteigren-
zen hinweg ge-
schätzten Politi-
ker. Er stand für
klare Worte, Kompromissbereitschaft und
Pragmatismus. Politiker aus ganz Deutsch-
land würdigten den Sozialdemokraten als
großen Europäer, der sich für Frieden und
Völkerverständigung einsetzte. Bundesprä-
sident Joachim Gauck nannte ihn einen
„leidenschaftlichen Kämpfer für die Demo-
kratie“. SPD-Chef Sigmar Gabriel bezeich-
nete Koschnick als einen „geradlinigen,
entschlossenen und mitreißenden“ Aus-
nahmepolitiker. Der Verwaltungsbeamte
aus Bremen trat 1950 der SPD bei, war von
1970 bis 1991 Mitglied des Bundesvor-
stands und von 1975 bis 1979 stellvertre-
tender Parteivorsitzender. Von 1967 bis
1985 war Koschnick Bürgermeister und
Präsident des Senats der Stadt Bremen. Von
1987 bis 1994 gehörte der Direktkandidat
des Wahlkreises Bremen-West dem Bundes-
tag an, wo er im Verteidigungs- sowie im
Auswärtigen Ausschuss saß. bmh T

PERSONALIA

>Helmut Rohde †
Bundestagsabgeordneter 1957-1987,
SPD
Am 16. April starb der ehemalige Bundesmi-
nister für Bildung und Wissenschaft, Helmut
Rohde, im Alter von 90 Jahren. Der Sozialde-
mokrat gehörte 30 Jahre dem Deutschen
Bundestag an und war ein Fachmann für so-
zialpolitische Fragen. In seiner Amtszeit als
Bildungsminister 1974 bis 1978 wurde unter
anderem das Hochschulrahmengesetz verab-
schiedet. Von 1969 bis 1974 hatte Rohde das
Amt des Parlamentarischen Staatssekretärs
im Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung inne. Von 1979 bis 1983 war der
gebürtige Hannoveraner stellvertretender
SPD-Fraktionsvorsitzender. eb T

>Werner Skowron †
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
CDU
Am 18. März starb Werner Skowron im Alter
von 72 Jahren. Der ehemalige leitende Mit-
arbeiter der Staatsbank der DDR und späte-
re Referatsleiter im Bundesfinanzministeri-
um trat 1980 der CDU in der DDR bei. 1990
war er geschäftsführender Finanzminister
der DDR. Im Bundestag saß Skowron im In-
nenausschuss.

>Peter Männing
Bundestagsabgeordneter 1975-1983,
SPD
Peter Männing wird am 3. Mai 75 Jahre alt.
Der Politologe aus Berlin trat 1964 der SPD
bei. Von 1971 bis 1975 war er Persönlicher
Referent des Präsidenten des Berliner Abge-
ordnetenhauses. Im Bundestag wirkte er im
Rechts-, im Wirtschafts- sowie im Auswärti-
gen Ausschuss mit.

>Monika Brudlewsky
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
CDU
Monika Brudlewsky wird am 4. Mai 70 Jah-
re alt. Die Krankenschwester aus Oschersle-
ben trat 1973 der CDU in der DDR bei und
war von 1993 bis 1996 Mitglied des Partei-
Landesvorstands in Sachsen-Anhalt. 1990
gehörte sie der ersten frei gewählten Volks-
kammer der DDR an. Im Bundestag saß sie
im Innen-, Gesundheitsausschuss sowie
Ausschuss für Menschenrechte und huma-
nitäre Hilfe.

>Erich Henke
Bundestagsabgeordneter 1969-1980,
SPD
Am 7. Mai wird Erich Henke 85 Jahre alt.
Der Verwaltungswirt aus Köln schloss sich
1957 der SPD an. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Köln IV engagierte sich im Bun-
destag vorwiegend im Ausschuss für Raum-
ordnung und Städtebau. Von 1976 bis 1980
gehörte er dem Vermittlungsausschuss an.

> Hildegard Hamm-Brücher
Bundestagsabgeordnete 1976-1990,
FDP
Hildegard Hamm-Brücher wird am
11. Mai 95. Jahre alt. Die aus Essen stam-
mende promovierte Chemikerin und Redak-
teurin trat 1948 in die FDP ein. Von 1950
bis 1966 und von 1970 bis 1976 gehörte sie
dem Bayerischen Landtag an. 1967 wurde
Hamm-Brücher Staatssekretärin im hessi-
schen Kultusministerium. 1969 wechselte
sie in gleicher Funktion in das Bundesbil-
dungsministerium. Das Amt übte sie bis
1972 aus. Von 1976 bis 1982 amtierte sie
als Staatsministerin im Auswärtigen Amt.
Dem FDP-Bundesvorstand gehörte sie von
1964 bis 1976 und von 1984 bis 1991 an.
2002 verließ sie die FDP. bmh T

LESERPOST

Zur Ausgabe 16-17 vom 18. April, „Prä-
sidialer Vorstoß“ auf Seite 4:
Nach der Bundestagswahl 2017 werden
wahrscheinlich drei Parteien die Regie-
rung bilden. Das bedeutet Regieren ohne
klare Linie. Auch um das zu verhindern,
ist eine Reform des Bundeswahlgesetzes
vonnöten. Aber es wird wieder nur an
kleinen Schrauben gedreht werden. Wie
wäre es, die personalisierte Verhältnis-
wahl durch eine personalisierte Mehr-
heitswahl zu ersetzen, in der pro Wahl-
kreis zwei Direktkandidaten gewählt
werden?
Da in den 299 Wahlkreisen annähernd
gleich viele Wahlberechtige wohnen, ist
von einem repräsentativen Wahlergebnis

auszugehen. Der Bundestag hätte immer
598 Sitze. Das hätte auch den Vorteil ein-
deutigerer Ergebnisse. Nachteile für klei-
nere Parteien müssten berücksichtigt
werden.

Hans-Dieter Seul
Berlin

Zur Ausgabe 10-11 vom 7. März, „Auf un-
terster Ebene“ auf Seite 8:
Im Beitrag „Auf unterster Ebene“ bemän-
geln Sie die unübersichtliche Förderland-
schaft der Europäischen Union für Kom-
munen. Es gebe keinen ,,Förderführer“, der
die unterschiedlichen Richtlinien unseres
föderalen Systems berücksichtigt. Das ist so
nicht zutreffend. Ich habe im Rahmen ei-

nes Projektes einen kommunalen Förder-
lotsen durch den EU-Dschungel für Kom-
munen erstellen lassen. Der Lotse steht auf
der Webseite des Netzwerk21kongresses
zum Download bereit (www.netz-
werk21kongress.de).

Martina Eick
Dessau

Zur Ausgabe 16-17 vom 18. April, „Wi-
dersprüche eines Radikalen“, Seite 14:
Herr Ströbele hat keine Widersprüche. Theo-
retiker wie Journalisten oder Buchautoren
mögen das so sehen. Vielleicht, um die eige-
nen Werke an den Mann zu bringen. Ich bin
Ströbele an verschiedenen Orten wie im Rat-
haus Schöneberg und auf Demos begegnet.

Er hat sich für sozial Schwache eingesetzt.
Auch in einer Zeit, als die Grünen längst den
Ruf hatten, es sich im Bundestag gemütlich
eingerichtet zu haben.

Hubert Samland
Hann. Münden

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

Unsere Leserin Gabriele Emrich äußerte
ihr Befremden darüber, dass die EU-Au-
ßenbeauftragte Federica Mogherini bei
ihrem Treffen mit dem iranischen Au-
ßenminister Mohammad Javad Zarif ein
Kopftuch trug. In diesem Zusammen-
hang weist die Redaktion auf einen Feh-
ler hin, der in der Ausgabe 14-15 vom
4. April 2016 unterlaufen ist. Das Bild
auf Seite 13 zeigt Federica Mogherini
und Mohammad Javad Zarif nicht in
Wien, sondern in der iranischen Haupt-
stadt Teheran.

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 9. – 13.5.2016

Bekämpfung von Fluchtursachen (Do)
Anträge zum CETA-Abkommen (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 17. Mai.

ORTSTERMIN: ÜBERGABE VON TACITA DEANS »DIE REGIMENTSTOCHTER«

Leerstellen gegen das Vergessen
Am Anfang stand das, was Tacita Dean einen „objektiven
Zufall“ nennt. Im Jahr 2000 entdeckte die britische
Künstlerin auf einem Berliner Flohmarkt 36 Opernpro-
grammhefte aus den Jahren 1934 bis 1942. Was auf den
ersten Blick als einfache Sammlung eines Opernliebha-
bers erscheint, erkannte sie als Zeugnis für die Ambiva-
lenz deutscher Erinnerungskultur und verarbeitete es zu
einem modernen Kunstobjekt. „Die Regimentstochter“ ist
derzeit als Leihgabe aus dem Bonner Haus der Geschichte
im Deutschen Bundestag zu sehen. Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) nahm die Installation im Na-
men des Kunstbeirates des Deutschen Bundestags vergan-
gene Woche in Empfang.
In einem Flur des Jakob-Kaiser-Hauses ist das 36-teilige
Werk nun angebracht. Wer sich – mit Muße oder auch
nur im Vorbeieilen – die aneinandergereihten und ge-
rahmten Opernprogrammhefte ansieht, dem fällt sofort
etwas auf: Auf den Titelseiten hat ein früherer Besitzer je-
weils ein rechteckiges Stück entfernt. Warum? „Innerhalb
von Sekunden ist mir bewusst geworden, dass jemand das

Hakenkreuz herausgeschnitten hatte“, erzählte Dean dazu
einmal in einem Interview. Das Werk benannte sie nach
der komischen Oper von Gaetano Donizetti, die in der
Sammlung enthalten ist.
„,Die Regimentstochter‘ ist ein Kunstwerk, das die verbor-
genen Spuren deutscher Vergangenheit im Alltäglichen
sichtbar machen möchte und gleichzeitig vom Wunsch
spricht, diese Spuren zu tilgen“, sagte die Beauftragte der
Bundesregierung für Kultur und Medien, Monika Grütters
(CDU), bei der Übergabe. Die „beklemmende Collage
des Verschweigens, Verdrängens und auch des Vergessens“
dränge dem Betrachter viele Fragen auf, die aber unbeant-
wortet blieben. So ist unbekannt, wer die Hefte sammel-
te, wann er oder sie die Hakenkreuze entfernte und wel-
ches Motiv dazu bewegte. Geschah es aus Opportunismus
oder vorauseilendem Gehorsam in einem neuen politi-
schen Machtgefüge? Zeugt das Herauslösen nationalso-
zialistischer Symbolik von Scham, Trauer oder einem Akt
des Widerstands? „;Die Regimentstochter‘ schweigt dazu.
Doch es ist, glaube ich, ein beredtes Schweigen, in dem

Grundtöne falsch verstandener Vergangenheitsbewälti-
gung anklingen sollen“, führte die Kulturstaatsministerin
aus. Denn durch Verdrängen würden dunkle Teile der
Identität nicht verschwinden.
Tatsächlich sind es die Leerstellen, die dem Betrachter so-
fort ins Auge springen und dazu anregen, sich mit den
Objekten und ihrem zeithistorischen Kontext zu befassen.
Das Erinnern an die Vergangenheit sei eine fortwährende
Aufgabe, sagte Hans Walter Hütter, Präsident der Stiftung
Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland.
„Es ist wirklich ein Tagesgeschäft. Wir müssen jeden Tag
aufs Neue an die nationalsozialistischen Verbrechen erin-
nern“, bekräftigte er. „Die Regimentstochter“, die ab
1. September 2015 im Bonner Haus der Geschichte ausge-
stellt war, bringe den Betrachter auf eine ungewöhnliche
Weise dazu, sich mit dem Nationalsozialismus auseinan-
derzusetzen. Die Stärke des Werks sieht er darin, dass es
viele Beschäftigungsmöglichkeiten aus dem Alltag und
den Lebenssituationen des einzelnen Betrachters heraus
ermögliche. Eva Bräth T

„Die Regimentstochter“ der britischen Künstlerin Tacita Dean ist derzeit als Leihgabe im Bundestag ausgestellt. Vergangene Woche übergab der Präsident der Stiftung Haus der
Geschichte Hans Walter Hütter (r.) das Werk an Bundestagspräsident Norbert Lammert (l.) und Kulturstaatsministerin Monika Grütters (beide CDU). © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Hubertus Heil, SPD:

Wir wollen eine starke
Stahlindustrie in Deutschland

Hubertus Heil (*1972)
Wahlkreis Gifhorn – Peine

Auf der Tribüne sitzen Be-
triebsräte, Arbeitnehmer-
vertreter aus Ilsenburg in

Sachsen-Anhalt, aus Salzgitter und
auch aus meiner Heimatstadt Pei-
ne, von Peiner Träger, von Salzgit-
ter Flachstahl und einem Unter-
nehmen der Salzgitter AG in Ilsen-
burg.
Ich will eines vorweg sagen: Ich

habe mir die Anträge angeschaut
und festgestellt, dass sie sich in
Nuancen unterscheiden; aber ich
glaube, wir können den Arbeit-
nehmervertreterinnen und Arbeit-
nehmervertretern, den Beschäftig-
ten in der Stahlindustrie am heuti-
gen Tag ein Signal geben: Euer
Schicksal ist uns nicht egal. Wir
interessieren uns dafür, dass die
Arbeitsplätze in diesem Bereich,
dass die Wertschöpfung erhalten

bleibt, und wir geben die Stahlin-
dustrie in Deutschland nicht
kampflos preis. – Ich glaube, das
ist ein gemeinsames Signal.
Ich nenne Ihnen einige Zahlen.

90 000 Beschäftigte – in Europa
sind es insgesamt 330 000 Be-
schäftigte – arbeiten direkt in der
deutschen Stahlindustrie. Aber die
Stahlindustrie ist nicht nur Be-
schäftigungsgarant in Deutsch-
land, sie ist Grundlage in vielerlei
Hinsicht für das, was wir die in-
dustrielle Basis dieses Landes nen-
nen. Viele loben die industriellen
Wertschöpfungsketten, die wir in
Deutschland haben: von den
Grundstoffindustrien über den
produzierenden Mittelstand bis
hin zu den kleinsten Unterneh-
men. Diese Wertschöpfungsketten,
meine Damen und Herren, sind
ein Grund, warum die Bundesre-
publik Deutschland anders als alle
anderen Volkswirtschaften besser
durch die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise gekommen ist. Das ent-
spricht inzwischen dem Urteil al-
ler Ökonomen.
Gerade weil das so ist, müssen

wir begreifen, dass das Vorurteil
mancher, Stahl sei „old econo-
my“, ein blödes Vorurteil ist. Im
Gegenteil: Stahlprodukte sind in
vielerlei Hinsicht als ein wesentli-
cher Grundstoff Voraussetzung für
Innovation. Ich will das an drei
Beispielen deutlich machen.

Bei den erneuerbaren Energien
kann man sagen: Windräder brau-
chen Stahl. Wir wissen, dass vieles,
was wir beim Anlagen- und Ma-
schinenbau haben, von innovati-
ven Werkstoffen aus Stahl ab-
hängt. Ich habe ein Beispiel mit
Blick auf die Wasserkraft in Nie-
dersachsen, wo inzwischen die
Salzgitter AG – um dieses Unter-
nehmen anzusprechen – in ein
großes Wasserrad investiert, das
auch bei Niedrigwasser die Mög-
lichkeit eröffnet, verlässlich Strom
zu produzieren. Ich will gar nicht
davon reden, dass wir seit gestern
eine Entscheidung der Bundesre-
gierung in Sachen Elektromobili-
tät haben. Wir wissen, dass es ein
Problem mit den Reichweiten von
Elektromobilität gibt. Deshalb
sind Leichtbau und leichte Werk-
stoffe ganz wichtig.
Meine Damen und Herren, es

gibt in Zukunft keinen industriel-
len Fortschritt ohne Stahl. Auch
deshalb schauen wir nicht tatenlos
zu, wie Kapazitäten vernichtet
werden.
Deshalb wissen wir, dass das

Jahr 2016 so etwas wie ein Schick-
salsjahr für die deutsche und für
die europäische Stahlindustrie ist.
Drei Dinge stehen in diesem Jahr
zur Entscheidung an. Da ist zum
einen die Frage, wie wir mit Dum-
ping und mit Überkapazitäten vor
allen Dingen aus China am Markt

umgehen. Die Europäische Kom-
mission muss entscheiden, wie
mit dem Thema „Marktwirt-
schaftsstatus Chinas“ umgegangen
wird.
Wir sagen sehr deutlich: Bevor

klar ist, dass Dumping in diesem
Maße nicht stattfindet, sind wir
nicht bereit, dass Europa Instru-
mente aus der Hand gibt, um sich
wirksam gegen Dumping zu weh-
ren. Wir wollen fairen Wettbe-
werb, aber wir wollen keinen un-
fairen Dumpingwettbewerb, der
zulasten unserer Kapazitäten geht.
Zweitens ist in

diesem Jahr die
Entscheidung zum
europäischen Emis-
sionshandel not-
wendig. Wir beken-
nen uns zu den Kli-
maschutzzielen.
Wir bekennen uns
dazu, dass wir den
Emissionshandel,
also den Handel
mit Verschmutzungszertifikaten,
für ein marktwirtschaftliches In-
strument halten. Er muss belebt
werden. Aber wir sagen in glei-
chem Umfang: Es macht über-
haupt keinen Sinn, die Grund-
stoffindustrien vollständig so ein-
zubeziehen bzw. sie so mit Zertifi-
katen unterauszustatten, dass am
Ende des Tages die Industrien nur
verlagert werden, während in an-
deren Teilen der Welt Produktio-
nen mit höherem CO2-Ausstoß
stattfinden.
Wir haben ein Weltklima, mei-

ne Damen und Herren. Deshalb
ist es richtig, dass die Industrien,
deren Effektivitätsmaßnahmen
physikalisch an Grenzen kom-
men, nicht aus Deutschland und
Europa vertrieben werden. Des-
halb brauchen wir vernünftige
Ausnahmen auch in Zukunft für
die Stahlindustrie beim Thema
Emissionshandel.
Drittens haben wir im Erneuer-

bare-Energien-Gesetz gemeinsam
als Koalition beim Thema Eigen-
strom zu Recht dafür gesorgt, dass
Bestandsanlagen in der Industrie,
gerade in der Stahlindustrie, nicht
einbezogen werden; denn es
macht überhaupt keinen Sinn, die
Stahlindustrie, in der Kuppelgase,
also Abfallprodukte aus der Stahl-
industrie, verstromt werden, ein-
zubeziehen. Diese Regelung ist
vernünftig. Sie ist geltende Rechts-
lage, aber sie wird von der Euro-
päischen Kommission angegriffen.
Wir wollen der Bundesregierung
den Rücken stärken, um in Brüssel
deutlich zu machen: Wir bleiben

bei unserer Position, dass indus-
trieller Eigenstrom im Bestand bei
der EEG-Umlage ausgenommen
bleiben muss. Dies ist auch im In-
teresse der Arbeitsplätze in der
Stahlindustrie.
Deshalb will ich zum Schluss

sagen: Viele 10 000 Stahlarbeiter
haben in den letzten Tagen an ver-
schiedenen Orten in Deutschland
und Europa demonstriert. Das
Jahr 2016 ist ein Schicksalsjahr der
deutschen Stahlindustrie. Wir wis-
sen, dass wir in diesen drei Berei-
chen zu Entscheidungen kommen

müssen. Sie werden
nicht allein auf na-
tionaler Ebene ge-
fällt, sondern in der
Regel in Brüssel.
Der Deutsche Bun-
destag beschäftigt
sich trotzdem heute
mit diesem Thema,
damit das nationale
Parlament seine
Stimme erhebt und

in den drei Bereichen klare Kante
zeigt, um der Bundesregierung,
Bundeswirtschaftsminister Gabriel
und auch Bundeskanzlerin Mer-
kel, den Rücken zu stärken, damit
sie in Brüssel zu vernünftigen Ent-
scheidungen kommen.
Ich sage das für diese drei Berei-

che: Wir wollen, dass es in Zu-
kunft eine starke Stahlindustrie in
Deutschland gibt. Strukturwandel
hat immer stattgefunden, aber
klar ist auch – unsere Lebenserfah-
rung ist aus Regionen, in denen
Strukturwandel stattgefunden hat;
meine Heimatstadt ist Peine –:
Wir dürfen niemals darauf ver-
zichten, diese industriellen Kerne
zu erhalten; denn wir brauchen
sie als Grundlage für die Zukunft
unseres Industriestandortes. Des-
halb hat die Koalition einen An-
trag vorgelegt – ich danke dem
Kollegen Fuchs für die guten Bera-
tungen –, in dem wir diese Positi-
on deutlich machen. Wir machen
damit deutlich: Wir lassen die Be-
schäftigten nicht im Stich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html

Der Zustand der Stahlindustrie stand im Fokus der Debatte im Bundestag. © picture-alliance/R. Goldmann

DEBATTENDOKUMENTATION
Debatte zur Stärkung der Stahlindustrie / 167. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 28. April 2016



2 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 18-19 - 02. Mai 2016

Klaus Ernst, DIE LINKE:

Arbeitsplätze und Einkommen
in der Stahlindustrie erhalten

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

Hubertus Heil hat recht:
Die Bedeutung der Stahl-
industrie für Deutsch-

land und Europa ist nicht zu un-
terschätzen. Etwa 25 Prozent der
europäischen Stahlproduktion
findet in Deutschland statt. Das ist
für uns ein sehr wichtiger Faktor.
90 000 Personen arbeiten in die-
sem Bereich. Alles wurde gesagt;
man braucht dem nichts mehr
hinzuzufügen.
Vielleicht ist aber noch hinzu-

zufügen, dass die Menschen, die
diesen Job machen, ihn unter
schwersten Arbeitsbedingungen
machen: Hitze, Staub und Lärm.

Ich glaube nicht, dass viele von
uns hier Lust hätten, das zu ma-
chen. Ich sage: Auch deshalb ha-
ben die Menschen unseren Schutz,
den Schutz der Politik verdient,
wenn es um ihre Arbeitsplätze
geht.
Ziel der Politik muss sein, Ar-

beitsplätze und Einkommen der
Beschäftigten in der Stahlindustrie
zu erhalten. Die Europäische
Kommission spricht in ihrer Mit-
teilung vom 16. März über die
Stahlindustrie von „einer Reihe
ernster Herausforderungen, die
auf weltweite Überkapazitäten, ei-
nen dramatischen Anstieg der
weltweiten Exporte und eine bei-
spiellose Welle unlauterer Han-
delspraktiken zurückzuführen
sind.“
Ein weiterer entscheidender

Faktor für die Lage der Stahlindus-
trie ist allerdings die schwache
Konjunktur – auch das schreibt
übrigens die Europäische Union –
in Deutschland, in Europa und
weltweit. Mit dieser schwachen
Konjunktur geht eine schwache
Nachfrage nach Stahl einher. Die
EU-Kommission schreibt: „Die
Europäische Union und ihre Mit-
gliedstaaten können der Stahlin-

dustrie und anderen energieinten-
siven Branchen helfen, indem sie
Investitionen fördern …“. Diesen
Punkt der Nachfrage, der Investiti-
onsförderung klammern Sie in Ih-
ren Anträgen leider völlig aus. Ich
sage Ihnen: Das ist ein Problem,
weil Sie für diese Nachfrageschwä-
che in der Bundesrepublik
Deutschland, aber auch in Europa
Mitverantwortung tragen.
Wer ganz Europa eine Austeri-

tätspolitik aufzwingt, dämpft die
Nachfrage in Europa. Wer trotz
Nullzinsen die schwarze Null wie
eine Monstranz in einer Fron-
leichnamsprozession vor sich her-
trägt, dämpft die Nachfrage und
ist damit für die Situation in der
Stahlindustrie mitverantwortlich.
Auch die EU-Kommission legt

Ihnen ans Herz, man möge doch
bitte beherzt investieren. Wenn Sie
sich die Investitionen in Deutsch-
land anschauen, die staatlichen
und die privaten, sehen Sie, dass
wir hier einen Nachholbedarf ha-
ben, den Sie mit Ihrer Politik mit
auslösen.
Nun zu China. Ja, die Konjunk-

tur geht auch dort zurück. Die
Überkapazität beim Stahl wird auf
das Doppelte des jährlichen Pro-

duktionsvolumens geschätzt, das
in ganz Europa vorhanden ist. Die
Stahlproduktion in China findet
unter Lohn- und Umweltdumping
statt. Schon jetzt laufen mehrere
Verfahren wegen unlauterer Prak-
tiken gegen China. Die Überpro-
duktion hat den weltweiten Verfall
der Stahlpreise befördert. Das
bringt die europäische und auch
die deutsche Stahlindustrie natür-
lich in einen verzweifelten Kampf
um Marktanteile. Ein solcher
Wettbewerb ist nicht fair. Dies
zeigt aber auch deutlich, wo die
Probleme im freien Handel sind.
Es erstaunt mich schon ein biss-
chen, dass ausgerechnet diejeni-
gen, die, wenn sie morgens aufste-
hen, statt zu beten, lieber dreimal
„Freier Handel!“ schreien, jetzt zu
Maßnahmen zur Eingrenzung des
Handels aufrufen. Das ist zumin-
dest ein kleiner Widerspruch.
Meine Damen und Herren, die

europäische Stahlindustrie, insbe-
sondere die deutsche, produziert
im Vergleich zur chinesischen bei
weitem umweltfreundlicher und
zu vernünftigeren Löhnen. Des-
halb stimme ich Ihnen an dieser
Stelle zu: Es ist unsere Aufgabe, zu
verhindern, dass umweltfreundli-
chere und besser bezahlte Arbeits-
plätze zugunsten einer Stahlpro-
duktion zu Dumpingbedingun-
gen, die mit Belastungen der Um-
welt einhergeht, verschwinden. Ja,
da haben Sie recht.
Allerdings muss man auch sa-

gen, dass die heutige Situation der
Stahlindustrie bisher kaum etwas

mit Klimapolitik zu tun hat. Im
Gegenteil: Bisher war die deutsche
Stahlindustrie vom Zertifikatehan-
del eher begünstigt. Übrigens ha-
ben die Stahlkonzerne unter-
schiedlich reagiert: Während das
Geld im Saarland unter dem Dach
einer Stiftung eher in die Rückla-
gen gesteckt wurde, haben es an-
dere an die Aktionäre gegeben.
Die haben jetzt natürlich ein be-
sonderes Problem; auch darüber
sollten Sie einmal nachdenken,
meine Damen und Herren.
Es geht darum, bei der Vergabe

weiterer Zertifikate natürlich auch
darauf zu achten, dass die Stahlin-
dustrie, die die Probleme schon
bei weitem besser als andere ge-
löst hat, nicht in einer Weise be-
lastet wird, dass es zur Verschie-
bung der Produktion von vernünf-
tigen hin zu unvernünftigen Be-
dingungen kommt; damit bin ich
einverstanden. Aber es ist auch
richtig, dass die Aussage: „Wir
müssen bei der Klimapolitik auch
darauf achten, wie die Bedingun-
gen der Stahlindustrie sind“ durch
eine solche Position nicht wegge-
wischt wird. Auch die Stahlindus-
trie bei uns hat sicher noch Mög-
lichkeiten, klimapolitisch nachzu-
rüsten, ohne ihre Wettbewerbspo-
sition zu gefährden. Das müssen
wir fördern, allerdings ohne dass
es für die Stahlindustrie zu einem
Wettbewerbsnachteil kommt.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. Michael Fuchs, CDU/CSU:

Stahlindustrie darf Kosten des
Klimawandels nicht allein tragen

Michael Fuchs (*1949)
Wahlkreis Koblenz

Die Stahlindustrie gehört
seit dem industriellen Be-
ginn in Deutschland zu

Deutschland wie kaum eine ande-
re Industrie. Jeder kann sich das
vorstellen, und der eine oder an-
dere von Ihnen wird auch schon
in Stahlwerken gewesen sein. Ich
besuche sie regelmäßig und bin
immer wieder davon fasziniert.

Deutschland ist der größte
Stahlhersteller in Europa. Wir stel-
len rund 43 Millionen Tonnen
Stahl in Deutschland her; in ganz
Europa werden 112 Millionen
Tonnen hergestellt. Das zeigt, dass
wir nach wie vor sehr wettbe-
werbsfähig sind. Wir haben bei
unserem Stahl einen Exportanteil
von immerhin 39 Prozent; auch
das zeigt, dass wir wettbewerbsfä-
hig sind.
Wir sind wettbewerbsfähig, weil

die Stahlindustrie eben nicht eine
uralte Industrie ist, wie uns der ei-
ne oder andere, der sie lieber los
wäre, glauben machen möchte –
nein –, sondern weil die Stahlin-
dustrie Spezialstähle und Legie-
rungen herstellt, die andere Län-
der nicht herstellen können, und
weil wir im Bereich des Stahls in-
tensive Forschung betrieben und
Wettbewerbsvorsprünge erreicht
haben. Gott sei Dank ist das so.
Wir importieren in die EU rund

7,2 Millionen Tonnen Stahl aus
China, in aller Regel Billigstähle,
Flachstähle bzw. Baustähle, die in
Deutschland nur noch schwer her-
stellbar sind. Die Stahlproduktion
hat einen elementaren Anteil an
den Wertschöpfungsketten in
Deutschland. Wenn wir nicht von
vornherein alle Stähle produzie-
ren, dann kommt es in manchen
Bereichen zu Verlagerungen.
Es gibt in Sachsen Stahlwerke,

die Kurbelwellen für Schiffe her-
stellen. Eine Kurbelwelle ist 28
Meter lang und 45 Tonnen schwer.
Diese Produktion kann man nicht
ganz einfach aus Deutschland
„wegtun“. Wenn wir das täten,
dann würde unter Umständen
auch die Schiffsproduktion woan-
ders stattfinden.
Es gibt noch sehr viele andere

Beispiele dieser Art dafür, dass ge-
rade mit den Spezialstählen, die
wir für die Industrie herstellen,
die Wertschöpfungsketten begin-

nen. Wenn diese Stähle also nicht
mehr in Deutschland hergestellt
werden, dann verlagert sich auch
alles andere.
Die Stahlindustrie beschäftigt

90 000 Menschen in Deutschland
und 330 000 Menschen in
Europa; Hubertus Heil hat das
schon gesagt. Es hängen aber noch
viel mehr Arbeitsplätze daran,
weil aufgrund der
Wertschöpfungsket-
ten gleichzeitig
auch die Arbeits-
plätze in den ande-
ren Industrien zu
berücksichtigen
sind.
Rund 3,5 Millio-

nen Beschäftigte
sind in den stahlin-
tensiven Branchen
tätig. Dazu gehört nicht nur die
Automobilindustrie, sondern auch
der Fahrzeugbau, der komplette
Maschinenbau etc. hängen daran.
Sie bestellen den Stahl, den sie für
ihre spezifischen Anlagen brau-
chen, in Deutschland.
Meine Damen und Herren, dass

wir für eine einzelne Industrie-
branche einen Antrag einbringen,
geschieht eigentlich nur selten.
Soweit ich mich erinnern kann,
haben wir das in dieser Legislatur-

periode bisher noch nicht ge-
macht, aber es ist berechtigt; denn
wir haben in dieser Branche
durchaus Probleme.
Damit komme ich zum Thema

China. China produziert rund 800
Millionen Tonnen Stahl im Jahr
und exportiert davon rund 112
Millionen Tonnen. Die EU
braucht im Jahr rund 152 Millio-

nen Tonnen Stahl.
Das zeigt, dass in
China gewaltige Ka-
pazitäten vorhan-
den sind und Über-
kapazitäten auf den
Markt kommen.
Ich wäre der Ers-

te, der sagen würde,
dass das die Konse-
quenzen von Markt
und Globalisierung

sind. Die chinesische Stahlpolitik
hat in meinen Augen aber nicht
allzu viel mit dem Markt zu tun.
Dort gibt es keinen Markt in dem
Sinne, wie wir ihn uns vorstellen.
Deswegen ist es durchaus berech-
tigt, dass die EU Antidumpingver-
fahren gegen China eingeleitet
hat.
Ich finde es auch richtig, dass es

in Deutschland zum ersten Mal ei-
nen gemeinsam Stahlaktionstag
gab, an dem sich die Betriebsräte
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Wenn die Stahl-
produktion ins
Ausland ver-
lagert wird, ist
dem Klima nicht

geholfen.
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und die Mitarbeiter in den Betrie-
ben zusammen mit ihren Gesell-
schaftern auf die Straße begeben
haben, um zu zeigen, dass es not-
wendig ist, dass wir dort Verände-
rungen herbeiführen, und das tun
wir auch.
Die Entscheidung, China den

Marktwirtschaftsstatus einzuräu-
men, wird wohl getroffen werden
müssen; denn wir werden weiter
intensiv mit China zusammenar-
beiten. Ich darf daran erinnern,
dass China auch für Deutschland
ein gewaltiger Exportmarkt ist.
Das Ganze muss aber zu fairen Be-
dingungen geschehen.
Wir müssen China gegenüber

Anforderungen stellen können,
die zeigen, dass wir gemeinsam ei-
ne Marktwirtschaft haben wollen,
in der wir vernünftig zusammen-
arbeiten. Das chinesische Politbü-
ro wird lernen müssen, dass zur
Marktwirtschaft auch gehört, dass
unwirtschaftliche Einheiten aus
dem Markt verschwinden. Daran
wird man sich in China gewöh-
nen müssen. Bis jetzt fällt den
Herrschaften das schwer.
Hubertus Heil hat die Klimapo-

litik schon angesprochen, aber ich
will es noch ein bisschen deutli-
cher machen: Wir helfen dem Kli-
ma in der Welt überhaupt nicht,
wenn wir Carbon Leakage organi-
sieren, sodass es zu Produktions-
verlagerungen von Deutschland in
andere Länder kommt.
Ich will hier als Beispiel wieder

nur China erwähnen. In Deutsch-
land wird eine Tonne Stahl mit ei-
nem CO2-Ausstoß von rund 1
500 Kilogramm produziert. Das
ist ein Durchschnittswert. Es gibt
Stahlwerke, die ein Stück weit bes-
ser sind, aber nicht viel. Viel mehr
geht auch physikalisch nicht. In
China wird die gleiche Tonne
Stahl mit einem CO2-Ausstoß von
rund 2 200 Kilogramm produ-
ziert, also mit rund einem Drittel
CO2 mehr. Dem CO2 ist es dabei
völlig egal, ob es in China oder in
Deutschland in die Luft geschickt
wird. Es befindet sich in der glei-
chen Klimawelt. Mit anderen Wor-
ten: Je weniger bei uns produziert
wird, desto mehr CO2 wird ausge-
stoßen. Das ist eine simple Tatsa-
che, und die sollten wir berück-
sichtigen.
Man darf es aber nicht übertrei-

ben. Wenn wir unsere Stahlindus-
trie immer weiter vor uns hertrei-
ben und den besten Stahlprodu-
zenten auch noch die 10-Prozent-
Regel wegnehmen wollen, wie es
der eine oder andere hier im Ho-
hen Hause immer wieder von sich
gibt, dann dürfen wir uns nicht
wundern, wenn die Stahlprodukti-
on ins Ausland verlagert wird.
Wenn die Stahlproduktion von
Deutschland ins Ausland verlagert
wird – von mir aus von Sachsen
nach Polen oder von Nordrhein-
Westfalen nach Belgien –, dann ist
dem Klima überhaupt nicht ge-

holfen. Aber wir verlieren Arbeits-
plätze in der Stahlindustrie. Das
muss verhindert werden; das wol-
len wir nicht.
Das Ganze gilt natürlich genau-

so, liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen, für den Bereich der Strom-
kosten. Wir müssen die Stromkos-
ten in den Griff bekommen. Des-
wegen ist es wichtig, dass wir die
Kuppelgase weiter ohne Belastun-
gen verstromen können; denn es
ist sinnvoll, dass Gase, die im Pro-
duktionsprozess entstehen, direkt
für die Stromproduktion verwen-
det werden. Es ist Unsinn, diese
Art der Stromerzeugung mit der
EEG-Umlage belasten zu wollen.
Das sollten wir schön bleiben las-
sen.
So wie es ist, muss es bleiben.

Das müssen wir aber im Rahmen
des Beihilfeverfahrens bei der EU
durchsetzen. Es ist nämlich keine
Selbstverständlichkeit, dass das so
bleibt.
Ein anderer Punkt ist: Wir müs-

sen die Gesamtstromkosten im
Blick behalten. Die Stromkosten
in Deutschland sind mit weitem
Abstand die höchsten. Die Strom-
kosten in der Stahlindustrie sind
um 30 Prozent höher – ich bezie-
he mich jetzt nicht auf China – als
in Frankreich. Alleine Frankreichs
Stromkosten in der Strahlproduk-
tion liegen 30 Prozent unter unse-
ren. Wir sollten uns Gedanken da-
rüber machen, wie wir das ändern
können.
Blicken wir in die USA, wird es

besonders kritisch. Die Kosten für
den Strom zur Produktion von
Stahl und ähnlichen Produkten
betragen ein Fünftel von unseren.
Das wird am Ende des Tages be-
deuten, dass es in Amerika in die-
sen Wirtschaftsbereichen zu einer
Reindustrialisierung kommt. Das
macht mir schon Sorge. Wenn in
Amerika dadurch mehr Stahlwer-
ke entstehen, wird das dazu füh-
ren, dass wir hier Arbeitsplätze
und damit die Wertschöpfungs-
kette verlieren.
Wenn das passiert, wenn also

Wertschöpfungsketten weg sind,
ziehen ganze Branchen aus
Deutschland weg. Das will ich
verhindern, und das müssen wir
gemeinsam verhindern.
Ich finde es gut, dass wir diesen

gemeinsamen Stahlantrag heute
diskutieren, um der Industrie und
der Wirtschaft zu zeigen: Wir ste-
hen zu ihr. Wir wollen den Stand-
ort sichern. Aber dazu gehört
auch, sicherzustellen, dass die
Stromkosten in Deutschland in
Schach und Proportion bleiben
und dass die Kosten für den Kli-
mawandel nicht allein von der
Stahlindustrie getragen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Kerstin Andreae, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Faire Bedingungen für den
globalen Wettbewerb schaffen

Kerstin Andreae (*1968)
Landesliste Baden - Württemberg

Fast 90 000 Menschen arbeiten
in der Stahlbranche, Zulieferer
und indirekt abhängige Bran-
chen nicht mitgezählt. Viele
Menschen haben große Sorgen
um ihren Arbeitsplatz. Es ist gut
und richtig, dass wir hier im
Bundestag einen breiten Konsens
darüber haben: Wir lassen euch
nicht im Regen stehen. Ihr seid
uns nicht egal! – Es ist gut, dass
von hier dieses Signal ausgeht.
Aber es ist auch klug, hier sehr

genau und seriös zu argumentie-
ren und nichts zu vermischen,
was nicht vermischt werden darf.
Laut OECD waren 2015 mehr als
700 Millionen Tonnen Stahl zu
viel auf dem Markt. Die Überka-
pazität allein der chinesischen
Stahlproduzenten ist doppelt so
hoch wie das gesamte Produkti-
onsvolumen der europäischen
und damit auch der deutschen
Stahlhersteller. China und Russ-
land drängen auf den europäi-
schen Markt. Preise brechen ein,
teilweise dramatisch.
Es ist so: Wenn das Angebot zu
hoch ist, sinken die Preise. Das
heißt, wir haben ein Problem
mit Überkapazitäten. Aber Über-
kapazitäten und Emissionshan-
del haben nichts, aber auch gar
nichts miteinander zu tun.
Die Branche tut sich über-

haupt keinen Gefallen, jetzt das
ETS ins Spiel zu bringen. Wenn
wir keine Lösung für Überkapa-
zitäten finden, wenn wir keine
Lösung für unsere Probleme mit
der chinesischen Stahlindustrie
als Wettbewerber finden, dann
wird die europäische Stahlindus-
trie in dieser Sache bald gar kein
Akteur mehr sein. Der Emissi-
onshandel ist nicht das Problem.
Deswegen ist er auch nicht die
Lösung.
Das eigentliche akute Problem

sind unfaire Handelspraktiken.
Die EU verhängt nicht mal 20
Prozent Zoll auf den Import von
chinesischem Stahl. In den USA

liegen diese Zölle bei rund 250
Prozent. Solange das so ist, wis-
sen wir, wo der Stahl am Ende
landet. Deshalb sollte die deut-
sche Regierung nicht alleine auf
Brüssel zeigen.
Erstens. Die deutsche Regie-

rung soll die EU-Kommission
dabei unterstützen, die Schutz-
maßnahmen zu verstärken, zum
Beispiel die Regel des niedrigsten
Zolls für den Stahlsektor auszu-
setzen.
Zweitens. Die deutsche Regie-

rung sollte dieses Thema auf die
Agenda der G 20 setzen. Da
übernimmt Deutschland 2017
den Vorsitz. Denn darum geht es:
Wie schaffen wir
faire Wettbewerbs-
bedingungen –
global?
Das betrifft die

gesamte Grund-
stoffindustrie,
nicht nur den
Stahl. Da bestehen
doch die gleichen
Sorgen.
Drittens. Die EU

muss handlungsfähig werden.
Die Bundesregierung muss sich
dafür einsetzen, dass die Blocka-
de der nötigen Schutzmaßnah-
men, also das Schwarze-Peter-
Spiel, das derzeit vorherrscht, en-
det. Die EU-Kommission hat vor
drei Jahren – vor drei Jahren! –
effektivere handelspolitische
Schutzmaßnahmen vorgeschla-
gen. Das Europäische Parlament
hat sich positiv dazu verhalten.
Und jetzt läuft das Schwarze-Pe-
ter-Spiel im Rat. Hier ist die Bun-
desregierung gefragt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.
Von Appellen alleine wird kein

Arbeitsplatz gesichert. Hier geht
es um konkretes Handeln und
Einsatz der Bundesregierung auf
europäischer Ebene.
Jetzt haben wir eine Debatte

über den Marktwirtschaftsstatus
für China. Ich würde ja gerne
verstehen, wie sich die Bundesre-
gierung positioniert. Ich habe die
Aussagen von Herrn Heil und
die Aussagen von Herrn Fuchs,
vorsichtig gesagt, nicht als de-
ckungsgleich empfunden.
Hochsubventionierter Stahl

verdrängt via Dumping Stahler-
zeugnisse aus effizienten deut-
schen und europäischen Anla-
gen. Das ist nicht im Sinne ei-
ner Marktwirtschaft. Und für
die Aussage, dass in China
Marktwirtschaft herrscht, muss
man sich schon ziemlich bie-
gen.

Deswegen ist für uns klar: Eine
bedingungslose Anerkennung
des Marktwirtschaftsstatus kann
es nicht geben.
Aber Protektionismus ist auch

der falsche Weg. Mich interes-
siert, wie Sie sich positionieren,
Herr Gabriel.
Ein weiterer Punkt ist schließ-

lich Innovation. Einer unserer
großen Standortvorteile in
Deutschland ist, dass wir hier
ganze Wertschöpfungsketten ha-
ben. Es ist ganz klar: Stahl muss
in Deutschland bleiben. Wir
wollen keine Abwanderung,
auch aus einem ganz grünen
Grund: Für Schienenausbau, Ge-

bäudesanierung
und Energiewende
– überall wird
Stahl gebraucht. In
ener Windkraftan-
lage steckt mehr
Stahl als in 500
Autos. Bei einem
Zubau von 2 000
Windrädern pro
Jahr entspricht das
1 Million Pkws.

Die ökologische Modernisie-
rung, die grüne Industriepolitik
ist ein gigantisches Konjunktur-
programm für die Stahlindustrie.
Das hilft den Arbeitsplätzen.
Die Branche hat viel investiert

in Effizienz und CO2-Minde-
rung. Diese Leistung erkennen
wir ausdrücklich an; aber dieser
Weg ist nicht zu Ende. Die Kli-
mafrage ist die Zukunftsfrage.
Und sie entscheidet sich nicht an
Bestandsanlagen, sondern an
Neuinvestitionen. Deswegen gilt
der Grundsatz: Weniger subven-
tionieren und mehr investieren.
Die Bundesregierung muss da-

rüber nachdenken, wie sie die
Stahlindustrie bei Investitionen
unterstützt, aber keine Abstriche
beim Klimaschutz macht. Das ist
die Aufgabe der Bundesregie-
rung.
Wenn wir die Klimaziele von

Paris ernst nehmen, dann bedeu-
tet das konkret, dass auch die
Produktion von Stahl klima-
freundlich werden muss. Hier
müssen Politik und Branche eine
Vision aufzeigen.
Die Industrie hat uns Grüne an

ihrer Seite: für faire Welthandels-
beziehungen, für eine ökologi-
sche Modernisierung und für die
Zukunftsaufgabe Klimaschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Der Emissions-
handel ist nicht
das Problem.

Deswegen ist er
auch nicht die

Lösung.
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Sigmar Gabriel, SPD, Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Stahlindustrie weiterhin von
besonderen Abgaben befreien

Sigmar Gabriel (*1959)
Bundesminister

Umgleich einmal die Frage
der Kollegin Andreae zu
beantworten: Die Bun-

desregierung tut all das, was Sie
gesagt haben, zum Beispiel da-
durch, dass wir nicht nur alleine,
sondern mit sieben weiteren In-
dustrieministern der Kommission
schon längst gesagt haben, dass sie
die Maßnahmen zum Antidum-
ping in Kraft setzen muss, dass es
skandalös ist, dass wir in Europa
für etwas, wofür die Vereinigten
Staaten von Amerika 9 Monate
brauchen, 20 Monate benötigen,
und dass wir eine Reform dieser
Schutzmaßnahmen, sozusagen
völlig neue, brauchen. All das ha-
ben wir getan.
Es ist natürlich richtig, das beim

G-20-Gipfel auf die Tagesordnung
zu setzen, aber, Frau Andreae, der
ist erst nächstes Jahr. Bis dahin
kann es passieren, dass es bei uns
schon zu einem erheblichen Ab-
bau von Arbeitsplätzen in der
Stahlindustrie kommt.
In Wahrheit geht es um Folgen-

des, Frau Andreae. Worum es in
Wahrheit in der Europäischen
Union geht, ist die Frage, ob wir
den Mut haben, uns auch gegen-
über China offensiv aufzustellen.
Denn in Wahrheit haben doch al-
le Angst, dass Maßnahmen für die
Stahlindustrie dazu führen, dass
die Chinesen ihrerseits mit ent-
sprechenden Maßnahmen antwor-
ten und wir dann in einem Han-
delskrieg landen.
Diese Angst haben doch alle,

und deswegen zucken alle bei der
Frage.
Ich bin dafür, dass wir uns of-

fensiv verhalten, weil wir für de-
fensives Verhalten auch von den
Chinesen nicht respektiert wer-
den. Niemand will einen Handels-
krieg. Niemand wünscht sich
dann Antidumpingmaßnahmen.
Aber wenn wir sie nicht in Kraft
setzen und sozusagen schon sig-
nalisieren, dass wir nicht bereit
sind, unsere Stahlindustrie zu stär-

ken – da hat Frau Andreae völlig
recht; als Nächstes geht es um alle
Bestandteile der energieintensiven
Industrien und der Rohstoffindus-
trien –, dann werden wir uns nie
durchsetzen. Deswegen bin ich
sehr dafür, dass wir klar sagen: Es
kann keinen Marktwirtschaftssta-
tus für China geben, wenn sich
China nicht an die Regeln der
Marktwirtschaft hält. Das ist doch
ganz klar.
Übrigens Klaus bzw. Herr Ernst:

Freihandel hat Regeln, und wer
gegen Regeln verstößt, dem darf
man keinen freien Handel ermög-
lichen. Man darf diese Debatte
nicht dafür nutzen, den Freihan-
del zu diskreditieren; denn auch
wir exportieren Stahl, übrigens so-
gar nach China. Es geht vielmehr
um die Durchsetzung von Regeln
dabei. Übrigens: Würden wir mit
den Vereinigten Staaten in solchen
Fragen gemeinsam handeln, dann
wären wir besser aufgestellt. Die
Vereinigten Staaten schützen ja ih-
ren Markt gegenüber Dumpingim-
porten aus China, was es derzeit
für uns noch schwerer macht, weil
die Chinesen das, was sie dort
nicht auf den Markt bringen kön-
nen, bei uns auf den Markt drü-
cken. Wir müssen also Regeln für
den Handel und den fairen Wett-
bewerb durchsetzen, und wir dür-
fen nicht Ländern einen Markt-
wirtschaftsstatus verleihen, die
ganz offensichtlich keine Markt-
wirtschaft sind.
Die Überkapazitäten, die dort

bestehen, sind übrigens doppelt
so groß wie der gesamte europäi-
sche Bedarf. So viele Konjunktur-
programme können wir gar nicht
machen, um das auszugleichen.
Das wollen wir auch gar nicht. Es

geht doch darum, dass sich in ei-
nem fairen Wettbewerb die Besten
durchsetzen sollen, statt diejeni-
gen mit den miesesten Löhnen
und schlechtesten Umweltstan-
dards auch noch staatlich dabei
zu unterstützen, dass sie den
Markt mit ihren Produkten über-
schwemmen.
Worum es im internationalen

Wettbewerb geht, ist Folgendes:
Die Strompreise in den Vereinig-
ten Staaten sind in der Tat durch
Fracking und dadurch, dass dort
viele der Abgaben und Steuern,
die wir auf Energie erheben, nicht
existieren, deutlich geringer.
Das ist nun einmal so, und zwar

nicht nur bezogen auf Deutsch-
land, sondern auf ganz Europa.
Worum es jetzt geht, ist, darauf zu
achten, dass wir das, was zumin-
dest die Mehrheit des Deutschen
Bundestages beschlossen hat,
nämlich dass die energieintensive
Industrie – im Kern die Stahlin-
dustrie – von besonderen Abga-
ben wie der EEG-Umlage und der
Umlage für Kraft-Wärme-Kopp-
lung befreit wird, weiter durchset-
zen.
Es war sehr bedauerlich, dass

die Fraktion Die Linke und die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
hier im Deutschen Bundestag da-
gegengestimmt und polemisiert
haben, dass wir die Stahlindustrie
und die energieeffiziente Industrie
von Abgaben befreien. Das hat
hier doch stattgefunden.
Als ich die Befreiung von der

EEG-Umlage durchgesetzt habe,
musste ich mir doch von Ihrer
Fraktion, Herr Ernst, und der Frak-
tion der Grünen anhören, nun
würden die Verbraucher durch hö-
here Strompreise belastet, weil wir

die energieintensive Industrie aus-
nehmen. Meine Antwort lautete:
Was hilft es eigentlich einem Drei-
personenhaushalt, wenn er im
Jahr rund 40 Euro – das wäre das
Maximum gewesen, wenn wir alle
Befreiungen gestrichen hätten –
geringere Stromkosten hat, aber
gleichzeitig ein paar Millionen in-
dustrielle Arbeitsplätze vernichtet
werden? Dieses Argument haben
Sie damals nicht akzeptiert. Es wä-
re gut, wenn Sie es heute akzeptie-
ren würden.
Meine Damen und

Herren, es gibt ganz
gute Beispiele dafür,
wie der Strukturwan-
del bewältigt werden
sollte. Es ist ja nicht
das erste Mal; denn
Europa ist ja übrigens
die einzige Region auf
der Welt, die bereits
Stahlkapazitäten in
Höhe von 13 Millio-
nen Tonnen Rohstahl abgebaut
hat. Keine andere Region hat dies
getan, nur Europa. Wir haben in
der Vergangenheit bei solchen
Prozessen zum Beispiel Stahlmo-
deratoren eingesetzt. So haben et-
wa Berthold Beitz und Alfred
Herrhausen im Auftrag des dama-
ligen Wirtschaftsministers Anfang
der 80er-Jahre die Branche neu ge-
ordnet. Wir sehen, dass auch das
dazugehört. Wir werden auch da-
rüber zu reden haben. Die Unter-
nehmen tun das auch.
Ich finde, man muss überlegen,

ob wir nicht solche Entwicklun-
gen auch wieder politisch beglei-
ten. Ich habe jedenfalls mit mei-
nem französischen Kollegen Em-
manuel Macron, aber auch mit
der IG Metall verabredet, dass wir
Stahlmoderatoren in Deutschland
und Frankreich beauftragen, mit
uns gemeinsam an der Frage zu
arbeiten, wie wir europaweit un-
ternehmensübergreifende Koope-
rationen schaffen, wie wir stabili-
sierende Maßnahmen auf dem
Stahlmarkt zustande bringen, wie
wir der Politik Handlungsempfeh-
lungen geben können. Ich glaube,
dass das eine ganz gute Anknüp-
fung an das ist, womit Europa ein-
mal begonnen hat, nämlich mit
der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl, der Montan-
union. Ich finde, es ist ein ganz
guter historischer Anknüpfungs-
punkt, dass Frankreich und
Deutschland gemeinsam sagen:
Wir wollen bei diesem Thema die
Grundlagen unserer wirtschaftli-
chen Erfolge in der Stahlindustrie
und übrigens auch in allen ande-
ren Industriebereichen weiter si-
chern.
Ich sage es ganz offen: Ich bin

dafür, dass Europa seine Treib-
hausgasemissionen bis 2020 ge-
genüber 1990 um mindestens 20
Prozent verringert.
– Das ist das Klimaschutzziel,

das sich Europa gemeinschaftlich

gesetzt hat. Deutschland muss da-
bei übrigens eine Verringerung um
40 Prozent schaffen, damit das
überhaupt klappt.
Aber ich bin auch dafür, dass

das Ziel, das sich Europa gesetzt
hat, dass der Anteil der Industrie
bis 2020 20 Prozent am europäi-
schen Bruttoinlandsprodukt be-
trägt, die gleiche Verbindlichkeit
hat. Denn die Menschen werden
uns beim Klimaschutz nicht fol-
gen, wenn in der Kombination
aus unfairem Wettbewerb, fal-

schen energiepo-
litischen Ent-
scheidungen und
Auflagen für die
Besten in der In-
dustrie am Ende
die Jobs bei uns
verloren gehen,
während woan-
ders neue entste-
hen. Keiner wird
uns dann folgen.

Damit dabei kein Scheinwider-
spruch entsteht: Das soll und darf
nicht dazu führen, Frau Andreae,
dass wir die Klimaschutzziele ver-
fehlen. Es geht auch nicht darum,
jedes Stahlunternehmen von den
Minderungsauflagen zu befreien.
Aber ausgerechnet die 10 Prozent
Besten, diejenigen, die nahe an
der physikalischen Grenze zur Ver-
meidung von Kuppelgasen sind
und die Kuppelgase verstromen,
mit weiteren Auflagen zu verse-
hen, während vergleichbare Un-
ternehmen in anderen Ländern
gar keinen Auflagen unterliegen,
das ist doch keine vernünftige Kli-
maschutzpolitik.
Wir sollten nicht so tun, als sei

das ein wirkliches Problem.
Wir kämpfen jedenfalls dafür,

dass wir vernünftige Regeln be-
kommen, durch die die Besten ge-
fördert werden und die übrigens
auch dazu beitragen, dass wir die
Unternehmen erhalten, die gute
Löhne zahlen und der Montan-
mitbestimmung unterliegen.
Es geht auch – da hat der Kolle-

ge Ernst recht – darum, dass bei
harten Arbeitsbedingungen faire
Löhne gezahlt werden, in
Deutschland und in Europa, aber
insbesondere in Deutschland, weil
es da in diesem Unternehmensbe-
reich exzellente Mitbestimmungs-
strukturen gibt. Es geht auch um
den Erhalt der Montanmitbestim-
mung. Es geht bei all den Konsoli-
dierungsmaßnahmen, die jetzt auf
uns zukommen, auch darum, dass
sie immer nur im Rahmen der
Montanmitbestimmung, also mit
den Beschäftigten, durchgeführt
werden; sie dürfen nicht vor dem
Hintergrund unfairen Wettbe-
werbs gegen die Beschäftigten
durchgeführt werden. Auch dafür
bin ich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Stahlarbeiter fürchten um die Zukunft ihrer Arbeitsplätze. © picture-alliance/dpa

Es geht auch
darum, dass bei
harten Arbeits-
bedingungen
faire Löhne

gezahlt werden.
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Thomas Lutze, DIE LINKE:

Eigentümerstruktur der
Stahlunternehmen verändern

Thomas Lutze (*1969)
Landesliste Saarland

Herr Gabriel, zu Ihrer Be-
merkung vorhin, was die
Fraktionen Die Linke

und Bündnis 90/Die Grünen an-
geht: Dass Sie in Ihrer Politik
energieintensive Unternehmen
und Großverbraucher gleichge-
setzt und gleichbehandelt haben,
ist der entscheidende Grund da-
für, dass diese beiden Fraktionen
damals sehr kritisch gewesen
sind.
Das macht keinen Sinn. Schauen
Sie sich Ihre Tabelle an, aus der
hervorgeht, welche Branchen
quasi staatlich gefördert werden.
Da sind höchstens 20 Prozent
energieintensive Unternehmen
wie die Stahlindustrie dabei, die
heute unser Thema ist.

Ich kann mich sehr gut, liebe
Kolleginnen und Kollegen, in die-
jenigen Beschäftigten hineinver-
setzen, die heute berechtigte Sor-
gen um ihre Arbeitsplätze haben.
Ich selbst habe vor rund 30 Jah-
ren in einer Eisengießerei meine
erste Ausbildung gemacht. Dass
am 11. April 2016 beim bundes-
weiten Aktionstag der IG Metall
bei uns an der Saar rund 20 000
Menschen auf die Straße gingen,
ist mehr als ein deutliches Zei-
chen; das ist wirklich ein Alarm-
signal. In Dillingen, in Völklin-
gen, in Neunkirchen und auch in
Saarbrücken, also dort, wo ich zu
Hause bin, machen sich die Be-
schäftigten vollkommen zu Recht
sehr viele Sorgen.
Im saarländischen Landtag

kam es zu einer gemeinsamen Er-
klärung von CDU, SPD und Lin-
ken
für eine Zukunft der einheimi-

schen Stahlindustrie. Auch in die-
sem Landesparlament ist man
sich mit einer großen Mehrheit
der Verantwortung bewusst, die
wir gegenüber den Beschäftigten
haben. Diese Verantwortung ge-
genüber den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Stahlindus-
trie tragen auch wir, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, hier im
Deutschen Bundestag.

Woher kommen aber die große
Skepsis und die Zukunftsangst
der Stahlarbeiter? Als 2012 das
letzte Steinkohlebergwerk an der
Saar geschlossen wurde, gab es
zahlreiche Versprechen aus der
Politik. Vor allem wurden ausrei-
chend Ersatzarbeitsplätze verspro-
chen. Mir konnte bisher noch
keiner einen vergleichbaren Er-
satzarbeitsplatz im Saarland zei-
gen. Da ist sehr viel liegen geblie-
ben, und da gibt es unter den
Bergleuten eine hohe Frustration;
denn die Menschen sind in den
Ruhestand abgeschoben worden,
darunter viele, die gern noch wei-
ter berufstätig geblieben wären.
Dieses unwürdige Schicksal der

Bergleute ist die Motivation der
Menschen, die sich heute Sorgen
um ihre Jobs in der Stahlindustrie
machen. Sie glauben der Politik
nicht einfach so, dass alles gut
wird. Uns aber darf das Schicksal
dieser Menschen nicht egal sein.
Dennoch muss man die Debat-

te auch sachlich führen. So be-
schert der Emissionsrechtehandel
den Stahlunternehmen derzeit
zusätzliche Erträge. Die Stahl-
branche sieht in der Verschärfung
bei den Handelsrechten einen
Nachteil für die Standorte in
Deutschland. Wir müssen sehr
genau klären, wie wir zukünftig

damit umgehen. Die entschei-
denden Veränderungen gerade
bei diesem Thema stehen erst in
der nächsten Handelsperiode ab
2020 an.
Bis dahin muss für die in Be-

drängnis geratene Stahlbranche
eine kurzfristige Lösung gefunden
werden.
Für uns ist klar: Wir sind für ei-

ne Unterstützung der Stahlunter-
nehmen zum Schutz der Arbeits-
plätze. Wenn es aber um eine öf-
fentliche Unterstützung geht,
dann muss man auch etwas an
der Eigentümerstruktur der be-
troffenen Unternehmen verän-
dern.
An der Saar haben wir einen

Saarland-Pakt und damit eine öf-
fentliche Stahlstiftung. Privaten
Unternehmen wird nur eine Min-
derheitenbeteiligung eingeräumt.
Mit diesem Modell war es unter
der damaligen Lafontaine-Lan-
desregierung möglich, die sehr
stark angeschlagenen Unterneh-
men an der Saar zu retten und sie
zu sanieren. Heute sind sie ver-
gleichsweise gut aufgestellt.
Was jedoch nicht geht, ist, dass

international tätige Stahlkonzer-
ne in der Bundesrepublik in gu-
ten Zeiten fette Profite machen,
dass hohe Dividenden ausgezahlt
werden und dass am Ende das
Geld sonst wohin abwandert,
während in schlechten Zeiten die
Hände aufgehalten werden, so
wie wir das schon bei den Ban-
ken erlebt haben. Die Stahlstif-
tung an der Saar hat genau diesen
Missbrauch verhindert. Hier wur-
den aus den Gewinnen Rückla-
gen gebildet, die heute, zumin-

dest für eine Übergangszeit, das
Überleben der Standorte sichern.
Saarstahl und Dillinger Hütte ha-
ben eine Eigenkapitalquote von
sage und schreibe 85 Prozent.
Deshalb wäre es wichtig, dass wir
uns daran ein Beispiel nehmen.
Dieser Saarland-Pakt könnte ein
bundesweites Modell werden.
Einen vergleichbaren Vorschlag

hat im Übrigen der SPD-Politiker
Beck vor einigen Jahren schon
einmal gemacht, als er einen
Deutschland-Pakt vorschlug. Bis
auf einige kritische Details wäre
das für meine Begriffe eine her-
vorragende Diskussionsgrundla-
ge. Hier muss allerdings der Wirt-
schaftsminister tätig werden. Al-
lein markige Sprüche, wie wir sie
gerade gehört haben, lieber Ge-
nosse Gabriel, werden den Be-
schäftigten in der Stahlindustrie
nicht unbedingt weiterhelfen.
Hier sind ganz konkrete Taten ge-
fragt.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, zum Abschluss: Eine Antwort
auf die Herausforderung des Kli-
mawandels gebe ich nicht da-
durch, dass ich effiziente Werke
hierzulande schließe und den
Stahl von dorther importiere, wo
er eine schlechtere Ökobilanz hat.
Es ist vorhin schon gesagt wor-
den: Im vergangenen Jahr wurden
allein 7 Millionen Tonnen Stahl
aus China exportiert. Wäre der
gleiche Stahl hierzulande produ-
ziert worden, wären rund 30 Pro-
zent CO2 eingespart worden.
Auch da geht es um Klimaschutz,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. Joachim Pfeiffer, CDU/CDSU:

Weiterhin in Forschung und
Entwicklung investieren

Joachim Pfeiffer (*1967)
Wahlkreis Waiblingen

In der Tat: Die heutige Debatte
ist, glaube ich, erfreulich. Es
gab einmal Zeiten, da wurde

auch hier im Haus, insbesondere
von grüner Seite, aber zum Teil
auch von anderen, zwischen der
sogenannten Old Economy und

der New Economy unterschieden.
Die einen waren vermeintlich von
gestern, die anderen waren ver-
meintlich von morgen. Ich freue
mich, dass ich heute keinerlei Aus-
führungen in diese Richtung ge-
hört habe. Ganz im Gegenteil: Es
wurde sehr differenziert über alle
Fraktionen hinweg dargelegt, dass
beides zusammengehört und dass
man es nicht auseinanderdividie-
ren kann. Auch die Rolle des
Stahls, die uns ja heute beschäf-
tigt, wurde und wird hier entspre-
chend thematisiert.
Stahl ist nach wie vor ein Inno-

vationsträger, also zukunftsträch-
tig und zukunftsfähig. Es gibt heu-
te in Europa 2 500 verschiedene
Stähle und Legierungen. Davon
waren 25 Prozent vor fünf Jahren
sozusagen noch nicht auf der
Welt; die sind erst jetzt entwickelt

worden. Das macht, glaube ich,
deutlich, dass der Stahl auch heu-
te noch ein Innovationsträger ist
und in vielen Bereichen des Le-
bens und der Wirtschaft, die ja
schon angesprochen wurden –
vom Kochtopf im Haushalt über
das OP-Besteck bis hin zu Wind-
kraftanlagen und Kraftfahrzeugen
–, eine wichtige Rolle spielt.
Daher muss es unser gemeinsa-

mes Bestreben sein, diese Wert-
schöpfungsketten zu erhalten;
denn sie können nicht einfach im-
portiert werden. Wenn diese Wert-
schöpfungsketten einmal abrei-
ßen, dann finden die Innovatio-
nen nicht mehr bei uns, sondern
irgendwo anders statt; das haben
wir in anderen Bereichen erlebt.
Deshalb ist es wichtig, dass die
energieintensiven Branchen mit
den entsprechenden Wertschöp-

fungsketten in Deutschland gehal-
ten werden und hier eine Zukunft
haben. Dazu zählt nicht nur der
Stahl, sondern dazu zählen auch
Kupfer, Aluminium und andere
Materialien.
Sie werden auch weiterhin als

langlebige, recycelbare und nach-
haltige Baustoffe in der Infrastruk-
tur unentbehrlich sein. Wenn wir
über Materialeffizienz reden,
wenn wir über Recycling reden,
dann spielen diese Materialien
auch zukünftig eine wichtige und
herausragende Rolle. Deshalb gilt
es, deren Zukunft zu sichern.
Was ist zu tun? Es ist ja teilweise

bereits angesprochen worden oder
angeklungen: Wir sollten nicht
nur irgendwo anders auf der Welt
die Schuldigen suchen. Vielmehr
müssen wir zunächst einmal unse-
re Hausaufgaben vor Ort machen.
Das bedeutet, weiterhin in For-
schung und Entwicklung zu inves-
tieren. Wir investieren in Deutsch-
land pro Jahr 200 Millionen Euro
in Forschung und Entwicklung im
Stahlbereich. So viel wird nirgend-
wo auf der Welt investiert – ich
glaube, das ist gut angelegtes Geld
–; das sollten wir auch weiterhin

tun.
Auch das Thema Klimaschutz ist

angesprochen worden. Kollege
Fuchs hat dargestellt, dass eine
Tonne Stahl, die in China produ-
ziert wird, ein Drittel mehr an
CO2-Emissionen verursacht. Des-
halb ist natürlich auch die Pro-
duktions- und Klimaeffizienz ein
Maßstab. Durch den Verkauf unse-
rer Technologie und unserer Inno-
vationen sorgen wir dafür, dass
nicht nur hier in Deutschland und
in Europa, sondern auch anders-
wo auf der Welt der Stahl klimaef-
fizienter produziert wird.
Da auch das angeklungen ist,

vielleicht noch etwas zur Frage der
Kosten. Da gibt es ja doch schon
den einen oder anderen Unter-
schied; das sollten wir, glaube ich,
durchaus ab und zu einmal darle-
gen. Kollege Krischer hat, wenn
ich es richtig verstanden habe, die
Ausführungen des Ministers be-
stritten, dass in den USA die Kos-
ten so viel geringer sind. Es gibt
ein Beispiel, das Sie alle kennen.
Es stammt nicht aus dem Stahlbe-
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Fortsetzung auf nächster Seite
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reich. Aber weil diese Problema-
tik angesprochen wurde und ich
es zufällig parat habe, will ich es
anführen: Die Firma Aurubis in
Hamburg, die größte deutsche
Kupferhütte, die wahrscheinlich
die meisten kennen, hat quasi
das gleiche Werk in den USA. In
den USA hat Aurubis fast dop-
pelt so hohe Stromkosten wie in
Deutschland.
Das hängt natürlich damit zu-

sammen, dass dieses Unterneh-
men im Wettbewerb steht. Wenn
wir solche Unternehmen nicht
entlasten, dann werden sie na-
türlich hier am Standort
Deutschland, am Standort
Europa keine Zukunft haben.
Genau deshalb brauchen wir ei-
ne Differenzierung und Entlas-
tungsregeln auch in Deutschland
und in Europa.
Sie haben in Deutschland

Stromkosten in Höhe von knapp
50 Millionen Euro, für die glei-
che Anlage in den USA nur die
Hälfte, nämlich 25 Millionen
Euro.
Aber Sie haben alle gut aufge-

passt und mitgedacht. Insofern
hat es wahrscheinlich jeder ver-
standen. – Frau Roth lacht, also
hat sie es auf jeden Fall verstan-
den und nachvollzogen.
An dem Beispiel wird also klar,

dass wir diese Sache auch in
Deutschland und in Europa an-
gehen müssen.
Jetzt komme ich zum Thema

China. Hier will ich die Drama-
tik mit einigen Zahlen unterstrei-
chen und darlegen, worum es
geht und wie sich die Stahlpro-
duktion entwickelt hat. Wir ha-
ben heute in China über die
Hälfte der Weltstahlproduktion.
Während beispielsweise 1990 in
China noch weniger als 9 Pro-
zent der Weltstahlproduktion la-
gen und in Europa 25 Prozent,
sind es heute in Europa nur noch
10 Prozent. In absoluten Zahlen
ausgedrückt: Heute haben wir ei-
ne Weltstahlproduktion von
über 1 600 Millionen Tonnen,
von denen über 800 Millionen
Tonnen in China produziert wer-
den. In Deutschland sind es zur-
zeit gerade einmal 42 Millionen
Tonnen. China hatte 1980 weni-
ger als 40 Millionen Tonnen pro-
duziert. Daran wird deutlich, was
sich dort getan hat und was sich
entwickelt hat.
China hat allein in den letzten

beiden Jahren mehr Stahl produ-
ziert und verbraucht als das Ur-
sprungsland der Industrialisie-
rung Großbritannien seit der in-
dustriellen Revolution Mitte des

18. Jahrhunderts; das sage ich,
nur um einmal die Dimension
anzusprechen. Das bedeutet na-
türlich auch, dass die Chinesen
ihre Kapazitäten anpassen müs-
sen, wenn es mit dem Wachstum
nicht mehr so weitergeht, und
dass die Unternehmen, die nicht
mehr den modernen Anforde-
rungen entsprechen, vom Markt
genommen werden. Dafür müs-
sen wir auch werben und deut-
lich machen, dass dies von chi-
nesischer Seite freiwillig erfolgen
muss und entsprechende Berei-
nigungen vorgenommen werden.
Es ist auch klar, dass wir ein

Level Playing Field brauchen.
Aber wir brauchen – das können
wir uns nicht leisten – keinen
Handelskrieg. Hier müssen wir
sehr aufpassen. Kollege Gabriel
hat es ja angesprochen. Bei der
PV haben wir sehr gemischte Er-
fahrungen gemacht. Wir haben
gesagt: Bei den Modulen müssen
wir entsprechende Zölle erhe-
ben, um so das Dumping zu ver-
hindern. – Im Ergebnis haben
wir heute die Situation, dass die
Module aufgrund unserer Zollak-
tivitäten in Europa teurer sind
als im Rest der Welt und dass un-
sere Stromverbraucher heute hö-
here Kosten zahlen, als es not-
wendig ist.
Da sind die Europäische Uni-

on und wir gefordert, unsere Me-
chanismen anzupassen. Frau An-
dreae, Sie haben es angespro-
chen: In den USA geht das we-
sentlich schneller; dort gibt es
Möglichkeiten für eine schnelle-
re Reaktion und höhere Zölle.
Wir sind in Europa gefordert, ge-
meinsam dafür zu sorgen, dass
unsere Aktivitäten beschleunigt
werden.
Ich möchte nur noch auf einen

letzten Punkt, weil meine Rede-
zeit schon fast vorüber ist, einge-
hen, und zwar auf das Thema
Emissionshandel und Klima-
schutz. Wenn die einen keine In-
strumente für den Klimaschutz
haben und andere sie haben,
dann müssen wir versuchen, glei-
che Voraussetzungen zu schaffen.
Deshalb müssen wir die Chine-
sen unterstützen, dass auch sie
Instrumente zum Emissionshan-
del einführen und wir dann die
verschiedenen Systeme mitei-
nander verknüpfen und diese
entsprechend innovativ gestal-
ten.
Wir müssen die Dinge mitei-

nander verknüpfen. Wenn wir
dies heute beginnen und in die-
sem Sinne weiter arbeiten, sind
wir auf dem richtigen Weg und
dann haben der Produktions-
standort und Stahlstandort
Deutschland und Europa eine
Zukunft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Bärbel Höhn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die Stahlindustrie muss
klimafreundlich werden

Bärbel Höhn (*1952)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Ich habe Ende der 80er-Jahre
als Personalratsmitglied der
Uni Duisburg mit den Kolle-

gen aus der Stahlindustrie in
Rheinhausen für den Erhalt der
Stahlarbeitsplätze dort gekämpft.
Ich lebe in einer Stadt, die in den
70er- und 80er-Jahren 30 000 Ar-
beitsplätze vor allen Dingen im
Kohle- und Stahlbereich verloren
hat, und ich weiß, was das für
Auswirkungen hat. Aber was Sie
hier versuchen, ist, kurzfristig und
zulasten des Klimaschutzes und
des Emissionshandels Arbeitsplät-
ze zu retten, und das wird nicht
gelingen. Durch diese Art der Poli-
tik gefährden Sie die Arbeitsplätze
und retten sie nicht, meine Da-
men und Herren.
Ich zeige Ihnen das einmal an

einem Beispiel: Als ich 1995 Mi-
nisterin in Nordrhein-Westfalen
wurde, da wusste ich, dass in
Duisburg die höchsten Dioxin-
und Furanwerte gemessen wur-
den, die wahrscheinlich weltweit
überhaupt jemals gemessen wor-
den sind. Ich wusste, dass die Ben-
zol- und Benzoapyrenwerte im Be-
reich der alten Kokerei so hoch
waren, dass zu erwarten war: Men-
schen werden an Krebs erkranken,
der ganz bestimmte Organe be-
fällt. Der Zusammenhang war da.
Dann habe ich mit den Unter-

nehmen – das waren die Zuliefe-
rer der Stahlindustrie und das
Stahlunternehmen selber – ge-
sprochen. Sie mussten Filter ein-
bauen. Die alte Kokerei wurde ge-
schlossen und durch eine neue er-
setzt. Meinen Sie, die Unterneh-
men wollten das? Sie waren davon
nicht begeistert. Aber durch diese
Investitionen in den Umwelt-
schutz haben wir erreicht, dass der
Stahlstandort Duisburg und die
Arbeitsplätze dort erhalten wur-
den.
Denn ohne Maßnahmen zum

Schutz der Umwelt und der Ge-
sundheit wäre die Akzeptanz des
Stahlstandortes nicht mehr gege-

ben gewesen. Insofern wird sehr
deutlich: Wenn man immer nur
sehr kurzfristig den Wünschen der
Stahlunternehmen nachkommt,
dann wächst das Problem mittel-
fristig immer mehr an. Damit
schafft man letztendlich keine
Perspektive.
Wir haben in Paris auf der Kli-

makonferenz gemeinsam ehrgeizi-
ge Ziele beschlossen. Sie bedeuten
für ein Industrieland wie Deutsch-
land, dass es bis 2050 die
CO2-Emissionen um 95 Prozent
reduzieren muss. Es wird dann in
der Stahlindustrie aufgrund des
Produktionsprozesses immer noch
CO2-Emissionen geben. Aber
auch die Stahlindustrie, die ja in
Deutschland bleiben soll, muss
klimafreundlich werden, meine
Damen und Herren, sonst hat sie
keine Zukunft.
Das schaffen wir nicht, indem

wir die Stahlindustrie vom Emissi-
onshandel ausnehmen, sondern
indem wir Investitionen fördern,
zum Beispiel in einen neuen
Hochofen in Duisburg. Das wäre
der richtige Weg, um Arbeitsplätze
zu erhalten und den Klimawandel
mit voranzutreiben.
Ich sage sehr deutlich: Der

Emissionshandel hat dazu ge-
führt, dass der Stahlindustrie ein
enormes Subventionspaket im
Umfang von 2,7 Milliarden Euro
auf den Tisch gelegt wurde. Sie hat
Zertifikate in einem Wert von 5,3
Milliarden Euro umsonst erhalten.
Sie konnte einen Teil davon in die
Produkte einpreisen. Sie konnte
auch noch mit CDM-Zertifikaten
aus dem Ausland Geld verdienen.
Die Eisen- und Stahlindustrie hat
bis 2012 2,7 Milliarden Euro am
Emissionshandel verdient.
Wenn wir jetzt darüber reden,

dass es für die Stahlindustrie in
Zukunft schwieriger wird, dann
muss man auch Folgendes sehen:
Die Stahlindustrie hat am Anfang
so viele Zertifikate erhalten, dass

sie über Jahre hinweg immer noch
davon profitieren kann und sie
auch in den nächsten Jahren keine
kaufen muss. Meine Damen und
Herren, wir haben keinerlei Re-
duktion der CO2-Emissionen pro
Einheit Stahl erreicht, seit es den
Emissionshandel gibt. Das geht
nicht. Der Emissionshandel muss
die Wirkung haben, dass auch in
der Stahlindustrie CO2 eingespart
wird und man nicht einfach wei-
termacht wie bisher.
Sie haben über die USA geredet.

Wo hat denn Thyssen seine Pro-
bleme? An Standorten in den USA
und in Brasilien, weil Thyssen dort
teurer produziert als hier in Duis-
burg.
Warum hat Thyssen in Brasilien

ein Problem? Weil man im dorti-
gen Stahlwerk auf billigen und
schlechten Stahl aus China gesetzt
hat. Also schauen Sie, bitte schön,
auf die eigenen Fehler, die ge-
macht worden sind, und versu-
chen Sie nicht, jetzt die eigenen
Probleme auf den Emissionshan-
del zu schieben! Das funktioniert
nicht.
Herr Gabriel, Sie haben gesagt,

momentan geht es um ein Ertrin-
ken für die Stahlindustrie. Ich fin-
de, kurzfristig können Sie da eine
sehr gute Sache machen. Neben
dem Emissionshandel in der
Stahlindustrie diskutieren wir das
EEG. Was Sie dort, beim EEG, ma-
chen, ist, dass Sie den Anteil der
Windkraftanlagen an Land dras-
tisch reduzieren – und damit auch
die Nachfrage nach Stahl. Machen
Sie es einfach so: Ändern Sie das
EEG, sorgen Sie für eine weitere
Zunahme der Windkraftanlagen!
Das nützt dem Klima, das nützt

der Stahlindustrie. Das wäre die
Lösung, die wir brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Dies ist einer gekürzte Version der
Debatte. Es sprachen außerdem noch
die Abgeordneten Bernd Westphal
(SPD), Barbara Lanzinger (CDU/CSU)
und Andreas G. Lämmel (CDU/CSU). Große Konkurrenz für die deutsche Stahlindustrie kommt vor allem aus

China. © picture-alliance/dpa
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Brigitte Pothmer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir brauchen völlig neue und
innovative Arbeitszeitmodelle

Brigitte Pothmer (*1955)
Landesliste Niedersachsen

Fast die Hälfte aller erwerbstä-
tigen Frauen und Männer
sind mit ihrem Arbeitszeit-

umfang nicht zufrieden. Das IAB
hat in der letzten Woche beein-
druckende Zahlen auf den Tisch
gelegt. Danach sind 2014 1 350
000 000 Stunden ungenutzt ge-
blieben, weil die Arbeitszeitwün-
sche der Beschäftigten nicht be-
rücksichtigt wurden. Das ent-
spricht 815 000 Vollzeitstellen.
Was für eine Verschwendung vor
dem Hintergrund des Fachkräfte-
mangels!
Liebe Kolleginnen und Kollegen

von der CSU/CSU-Fraktion, ich
rate Ihnen wirklich sehr: Heben
Sie zunächst einmal dieses freiwil-

lige Potenzial, bevor Sie hier eine
Debatte um die Rente mit 70 vom
Zaun brechen.
Das wäre sowohl für die Betrie-

be als auch für die Beschäftigten,
aber auch für die deutschen Sozi-
alversicherungssysteme eine echte
Win-win-Situation.
Was passiert stattdessen? Frauen

bleiben in der Teilzeitfalle stecken.
Männer, die weniger arbeiten
möchten, weil sie sich vielleicht
um ihre Kinder kümmern wollen,
scheuen die Teilzeit wie der Teufel
das Weihwasser.
– Schauen Sie sich einmal an,

wie viele Männer Teilzeit arbeiten
und wie viele Frauen Teilzeit ar-
beiten. Für die Männer ist Teilzeit-
arbeit immer noch gleichbedeu-
tend mit Karriereknick, mit Ab-
stellgleis und sogar mit Mobbing.
Männer arbeiten nicht Teilzeit,
weil sie sehen, was aus ihrer Teil-
zeit arbeitenden Kollegin alles
nicht wird.
Deswegen, meine Damen und

Herren: Wir brauchen völlig neue
und innovative Arbeitszeitmodel-
le, die ebendiese Grenze zwischen
Teilzeit und Vollzeit fließender
machen.
Wir schlagen Ihnen heute vor:

Lassen Sie uns Vollzeitarbeit als ei-
nen Korridor im Rahmen von 30

bis 40 Stunden pro Woche defi-
nieren. Das alles soll zukünftig
Vollzeit sein.
In diesem Korridor können die

Beschäftigten ihre Arbeitszeit, na-
türlich nach einer angemessenen
Ankündigungsfrist, unkompliziert
und bedarfsgerecht bestimmen.
Damit ist endlich auch jene Ar-
beitszeit, die unterhalb von 40
Stunden liegt, nicht mehr zwin-
gend Teilzeit und gleichbedeutend
mit dem Abschied von einer Kar-
riere.
Diese flexible Vollzeit ist ein An-

gebot an die Männer, die sich
dann endlich einmal Teilzeit trau-
en können. Sie ist ein Angebot an
die Frauen, die mehr arbeiten wol-
len. Sie ist ein Angebot an Paare,
die ihre Arbeitszeiten angleichen
wollen, weil sie sich partnerschaft-
lich um die Familie kümmern
möchten. Und sie ist ein Angebot
an die Betriebe, Fachkräfte zu ge-
winnen und Fachkräfte zu halten.
Meine Damen und Herren, es

ist doch wirklich kein Geheimnis:
Zufriedene Beschäftigte sind weni-
ger gestresst und sind gesünder.
Sie bleiben ihrem Unternehmen
länger erhalten: Sie sind treuer.
Das ist ein Zugewinn, und zwar
an Kreativität und an Produktivi-
tät.

Alle Untersuchungen zeigen:
Wenn wir die Arbeitszeitwünsche
der Beschäftigten berücksichtigen,
dann bedeutet das die Ausweitung
des Arbeitskräftepotenzials. Das
können wir uns doch vor dem
Hintergrund des Fachkräfteman-
gels nur wünschen. Also bewegen
Sie sich an dieser Stelle!
Wenn aber Arbeit besser ins Le-

ben passen soll, dann geht es na-
türlich auch um die
Frage: Wo wird ge-
arbeitet? Ich rede
hier von Homeof-
fice. Ich will nicht
so tun, als würde
das Homeoffice alle
Probleme lösen.
Aber das Homeof-
fice spart Wege,
spart Zeit und ist
deswegen ein Bei-
trag dazu, unterschiedliche Ver-
pflichtungen unter einen Hut zu
bringen.
Ich verstehe wirklich nicht, wa-

rum wir in Deutschland immer
noch diesen Anwesenheitswahn
haben. Das Angebot von Homeof-
fices war in Deutschland immer
gering und ist in den letzten Jah-
ren noch einmal zurückgegangen.
Das liegt daran, dass die Arbeitge-
ber offensichtlich voller Misstrau-
en gegenüber ihren eigenen Be-
schäftigten sind. Dabei zeigen die
Untersuchungen: Wer im Home-
office arbeitet, arbeitet eher zu viel
als zu wenig.
Meine Damen und Herren, in

der Vergangenheit haben die Be-
triebe ihre Flexibilitätsanforderun-
gen durchgesetzt. Jetzt sind die Be-

schäftigten an der Reihe, ihre
Wünsche zur Arbeitszeitsouveräni-
tät durchzusetzen.
Wir haben Ihnen heute einen

Vorschlag vorgelegt, der eine Ba-
lance zwischen den Anforderun-
gen der Betriebe und den Bedürf-
nissen der Beschäftigten schafft.
Dafür ist es wirklich höchste Ei-
senbahn.
Die Lebensentwürfe der Men-

schen haben sich
geändert. Der Fach-
kräftemangel for-
dert neue Lösun-
gen. Aber in der
Bundesregierung
gibt es einen Tot-
stellreflex. Bis heute
hat Frau Nahles
noch nicht einmal
einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der

das Rückkehrrecht in Vollzeit er-
möglicht, obwohl das in der Ko-
alitionsvereinbarung festgeschrie-
ben worden ist. Das kritisieren
nicht nur wir, das kritisieren auch
der DGB und viele andere Verbän-
de. Diesen Stillstand können wir
uns nicht weiter leisten. Wir brau-
chen eine andere, eine Politik für
flexible Arbeitszeiten, die so be-
weglich ist, wie die Menschen
längst leben.
Wir haben Ihnen einen Vor-

schlag vorgelegt, den Sie nicht ab-
lehnen können, meine Damen
und Herren. Ich sage es noch ein-
mal: Liebe Bundesregierung, über-
nehmen Sie!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Die flexible Voll-
zeit ist ein An-
gebot an die Be-
triebe, Fach-
kräfte zu ge-
winnen.

Uwe Lagosky, CDU/CSU:

Auch den Wunsch nach Regel-
arbeitszeit respektieren

Uwe Lagosky (*1962)
Landesliste Niedersachsen

Arbeitgeber und Beschäftig-
te haben zwei wesentliche
gemeinsame Ziele: ihre

Unternehmen wettbewerbsfähig

zu halten und Erfolge zu erzielen.
Denn davon hängen Wachstum
und Beschäftigung in unserem
Land ab.
Unserer Wirtschaft geht es auch

deshalb so gut, weil wir für unter-
schiedliche Anforderungen unter-
schiedliche Arbeitszeitmodelle ge-
funden haben und auch in der
Zukunft finden werden. Zum Bei-
spiel kann ein Stahlwerk – wie wir
es eben gerade diskutiert haben –
aus technischen und wirtschaftli-
chen Gründen nur vernünftig be-
trieben werden, wenn rund um
die Uhr gearbeitet wird. Dabei ar-
beiten Tausende von Beschäftigten
entsprechend den unterschiedli-
chen Anforderungen in den Abtei-
lungen der Produktion, der Tech-

nik und der Verwaltung.
Aufgrund von Strukturen und

der Auftragslage haben Hand-
werksbetriebe mit ein oder zwei
Gesellen ganz andere Anforderun-
gen in Bezug auf die Arbeitszeit.
Dementsprechend kommt es
zwangsläufig zu verschiedenen Ar-
beitszeitmodellen in unserer Wirt-
schaft. Es kommt dementspre-
chend aber auch zu ganz eigenen
Lösungen, was flexibel gestaltete
Arbeitszeiten angeht. Das funktio-
niert auch ohne staatliche Rege-
lungen, liebe Grüne.
Es funktioniert sowohl in klei-

nen Betrieben ohne Betriebsrat als
auch in Betrieben, wo die Mitbe-
stimmung verankert ist.
Wenn Sie in Ihrem Antrag

größtmögliche Zeitsouveränität
für Beschäftigte fordern, klingt das
natürlich zunächst einmal gut.
Nur wecken Sie damit völlig fal-

sche Erwartungen. Denn für ein
gutes Miteinander unter den Kol-
legen und funktionierende Be-
triebsabläufe gilt es, neben der
Herstellung der Einzelfallgerech-
tigkeit insbesondere auch der Ver-
antwortung allen Beschäftigten ge-
genüber gerecht zu werden. Die
Kunst besteht darin, Teams so auf-
zustellen, dass Arbeit als Gemein-
schaftsaufgabe gesehen wird, um
gemeinsame Ziele zu erreichen
und dabei die individuellen Be-
dürfnisse des Einzelnen zu be-
rücksichtigen.
Daher greifen viele Manteltarif-

verträge unterschiedlichste Rege-
lungen zur Arbeitszeit auf. Sie be-
inhalten gleichzeitig Öffnungs-
klauseln für Betriebsvereinbarun-
gen. Insgesamt werden bei diesen
Tarifverträgen je nach Branche
auch die jeweils wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen und die
Leistungsfähigkeit berücksichtigt.

Ich habe einige Jahre lang in der
Verdi-Bundeskommission für den
Tarifvertrag Versorgungsbetriebe
mitgewirkt. Aus diesem Tarifver-
trag möchte ich drei Beispiele
nennen: Der § 7 regelt unter ande-
rem Teilzeitbeschäftigung. Durch
Betriebs- und Dienstvereinbarun-
gen können nach § 8 Arbeitszeit-
korridore und nach § 11 Arbeits-
zeitkonten eingerichtet werden.
Letzteres wiederum gibt dem Ar-
beitgeber und den Betriebsräten
die Möglichkeit, Gleitzeitmodelle
mit Arbeitszeitkonten zu verbin-
den, damit die Beschäftigten unter
fest definierten Rahmenbedingun-
gen mal mehr oder weniger arbei-
ten können, womit sie mehr Ar-
beitszeitflexibilität erhalten. Kurz-
um, die Sozialpartner schaffen al-
so längst mehr Zeitsouveränität
für die Beschäftigten.
Im Bereich der Schichtarbeit

werden ebenfalls längst Betriebs-
vereinbarungen abgeschlossen
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Fortsetzung auf nächster Seite
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und die Bedürfnisse der Mitarbei-
ter berücksichtigt. Das ergab eine
Kurzauswertung der Hans-Böckler-
Stiftung aus dem Jahre 2010. Da-
nach ist das unproblematisch. Bei
allen Forderungen nach mehr
Zeitsouveränität für den Schicht-
betrieb muss natürlich auch der
Biorhythmus der Beschäftigten be-
rücksichtigt werden, wenn sie hin-
tereinander Früh-, Spät-, Nacht-
und Freischichten haben. Dies
muss entsprechend eingehalten
werden. Man kann an dieser Stelle
auch die Arbeitgeber nicht aus der
Verantwortung entlassen.
Wie Arbeit und Privatleben in

Einklang gebracht werden kön-
nen, beschäftigt die Sozialpartner
und die Politik schon seit Jahren.
Durchaus interessant sind dabei
die Beiträge der Hans-Böckler-Stif-
tung, aber auch beispielsweise un-
sere Gesetze zur verbesserten Ver-
einbarkeit von Familie, Pflege und
Beruf mit Wirkung ab dem 1. Ja-
nuar 2015.
Die Hans-Böckler-Stiftung hat

2015 eine Untersuchung von Vani-
ta Irene Matta von der Universität
Zürich veröffentlicht. Sie hat Da-
ten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels in der Version 29 ausgewertet,
bei denen über 10 000 Personen

in abhängiger Beschäftigung be-
fragt wurden, ob selbstgesteuerte
Arbeitszeiten zu einer Ausweitung
der wöchentlichen Arbeitszeit füh-
ren. Ja, das ist sowohl bei Frauen
als auch bei Männern der Fall, wo-
bei letztere besonders extreme
Steigerungsraten aufwiesen.
Dass, wie es in Ihrem Antrag

heißt, mehr Freiheiten bei der Ge-
staltung der eigenen Arbeitszeit
Stress und Überlastung vermin-
dern, ist so jedenfalls nicht halt-
bar. Homeoffice – Frau Pothmer,
Sie haben es angesprochen – stellt
davon abgesehen den Arbeits-
schutz mit Blick auf die Maximal-
arbeitszeiten und Ruhephasen vor
ganz neue Herausforderungen.
Sinnvoll erscheint mir daher,

bei den Beschäftigten und Arbeit-
gebern eine neue Kultur der Prä-
vention zu etablieren, die für ge-
sunde Arbeit sensibilisiert.
Da Sie als Grüne sich Werkzeu-

ge wünschen, die Arbeitgebern,
Betriebsräten und Personalräten
geeignete und passgenaue Lösun-
gen gegen Stress bieten, verweise
ich Sie gerne auf die sehr guten
Ausarbeitungen der Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin, der Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie sowie

der Initiative Neue Qualität der
Arbeit. Wir brauchen nicht die
von Ihnen geforderte Verordnung
dazu, sondern ver-
antwortungsbewuss-
te Akteure, und die-
se stellen die Werk-
zeuge bereits zur
Verfügung.
Aus persönlicher

Erfahrung kann ich
Ihnen sagen, dass
Mitarbeitergesprä-
che neben Gefähr-
dungsbeurteilungen
zum Beispiel die beste Möglich-
keit sind, die Bedürfnisse von Ar-
beitgebern und Beschäftigten ab-
zustimmen. Berufsbedingte Belas-
tungen können so frühzeitig er-
kannt und abgebaut werden. Als
Politiker sollten wir mit Blick auf
die digitale Arbeitswelt aber
durchaus Leitplanken setzen. Sei-
tens der Union arbeiten wir daran.
Schließlich sorgt eine Zunahme

ortsflexibler Arbeitsplätze außer-
halb eines Betriebes, wie sie durch
die Digitalisierung zu erwarten ist,
dafür, dass sich die direkte Zusam-
menarbeit zwischen den Beschäf-
tigten, den Führungskräften, den
Betriebsräten, aber auch mit dem
Arbeits- und Gesundheitsschutz

im Betrieb und den Datenschüt-
zern maximal verändern wird. Das
stellt die Sozialpartner ebenso wie

den Gesetzgeber
vor neue Heraus-
forderungen, die
unter anderem die
bisherigen Arbeits-
zeitregelungen be-
treffen werden.
Bezogen auf die

Aussagen der Grü-
nen zu flexiblen
Arbeitszeiten fehlt
meines Erachtens

das Verständnis für die unter-
schiedlichen Vorstellungen gerade
älterer und jüngerer Generatio-
nen. Bei allen Forderungen nach
flexibler Arbeitszeitgestaltung
müssen auch die Wünsche nach
Regelarbeitszeiten respektiert wer-
den.
In jungen Jahren – das weiß ich

aus eigener Anschauung als Tech-
niker – können flexible Arbeitszei-
ten einen durchaus an die Leis-
tungsgrenze bringen, vor allem
dann, wenn man für eine Sache
brennt und mit Projekten mehr
und mehr verwächst. Seine Kräfte
einzuschätzen, das will durchaus
erst einmal gelernt sein.
Stichwort „Bedürfnisse“: Die

Grünen schreiben in ihrem An-
trag: Ein Arbeitsumfang von 30
Stunden plus wird interessanter,
dagegen verlieren Halbtagsjobs an
Attraktivität.
In Ihrer Fraktion wird das an-

scheinend unterschiedlich gese-
hen. Am 25. April haben Sie eine
Referentenstelle mit 29 Wochen-
stunden ausgeschrieben. So viel
dazu.
Mein Fazit: Unserer Wirtschaft

geht es auch deshalb gut, weil wir
für unterschiedliche Anforderun-
gen flexible Arbeitszeitmodelle ge-
funden haben und sie auch wei-
terhin finden werden. Diese sind
auf die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen zugeschnitten und
beziehen schon heute individuelle
Interessen der Beschäftigten mit
ein. Daran haben die Sozialpart-
ner einen Riesenanteil.
So gut gemeint Ihr Antrag ist,

möglichst jedem Beschäftigten ein
Maximum an Zeitsouveränität zu
gewähren, stellt er doch die Ar-
beitsabläufe in unseren Betrieben
gänzlich auf den Kopf. Damit ist
den Beschäftigten am wenigsten
gedient.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Jutta Krellmann, DIE LINKE:

Reduzierung der gesetzlichen
Höchstarbeitszeit

Jutta Krellmann (*1956)
Landesliste Niedersachsen

Dass wir über Arbeitszeit
reden können, liegt unter
anderem daran, dass es

einen kontinuierlichen Anstieg bei
der Produktivität gegeben hat und
weiterhin geben wird, zum Bei-
spiel durch die Industrie 4.0. Bei
der Verteilung der Arbeitszeit ha-
ben Betriebsräte ein ziemlich star-
kes Mitbestimmungsrecht. Proble-
matisch wird es aber schon bei
den ganzen Ausnahmeregelungen
im Arbeitszeitgesetz: verlängerte
Öffnungszeiten und verkaufsoffe-
ne Sonntage hier, Wochenend-
und Nachtarbeit da. Wenn wir
über mehr Zeitsouveränität reden,
können wir direkt damit begin-

nen, genau diese Ausnahmerege-
lungen zu streichen.
Millionen Menschen insbeson-

dere im Einzelhandel hätte man
dann sofort geholfen.
Die Grünen haben recht: Wir

brauchen eine neue Arbeitszeit-
kultur. Aber dazu müssen wir an
den realen Problemen ansetzen.
Sie können doch nicht einfach
über flexible Arbeitszeiten reden,
ohne auch auf Höchstarbeitszei-
ten und Überstunden einzugehen.
Nirgends sonst in Europa werden
so viele Überstunden geleistet wie
in Deutschland. Wer in der Ar-
beitszeitdebatte tatsächlich Ver-
besserungen für alle Menschen er-
reichen will, muss das Kind beim
Namen nennen. Deswegen fordert
die Linke die Reduzierung der ge-
setzlichen Höchstarbeitszeit als
Signal an alle Beschäftigten.
Wir reden doch im Bundestag

nicht über Arbeitszeit, weil wir
den Arbeitgebern noch längere Ar-
beitszeiten ermöglichen wollen.
Nein, wir reden über Arbeitszeit,
damit sich die Beschäftigten die
Zeitsouveränität endlich zurück-
holen können.
Wir wollen ein Rückkehrrecht

auf Vollzeit, also auf mehr Arbeit.
Gleichzeitig müssen wir über kol-

lektive Arbeitszeitverkürzungen zu
vollem Lohn- und Personalaus-
gleich nachdenken.
Arbeitsverdichtung herrscht al-

lerorts: immer mehr Arbeit mit
weniger Personal und in höherem
Tempo. Selbst in Krankenhäusern
geht Profit vor Patienten. Diese
Unlogik ist einer neoliberalen
Entwicklung geschuldet, an der
sich der Gesetzgeber aktiv beteiligt
hat. Das einzugestehen und diese
Schieflage zu beheben, wäre ein
erster Schritt hin zu einer ehrli-
chen Arbeitszeitdiskussion. Wenn

es um die Zeitbedürfnisse der
Menschen geht, ist Ehrlichkeit su-
per wichtig.
Das ist mein grundsätzliches

Problem mit dem Antrag der Grü-
nen. Sie fordern darin einen Voll-
zeitkorridor und Wahlarbeitszei-
ten, selbstbestimmt über Einsatz-
ort und Wochentage. Diese Wahl-
freiheit kommt bei einigen be-
stimmt sehr gut an. Bei denjeni-
gen, bei denen es keinen Unter-
schied macht, ob sie vom Büro
aus, von zu Hause aus oder im
Café bei einem Cappuccino am
Laptop arbeiten, geht das. Aber
was ist mit dem Krankenpfleger,
der Industriemechanikerin oder
dem Busfahrer im Dreischichtsys-
tem? Was ist mit der Verkäuferin,
der Kellnerin oder dem Gebäude-
reiniger? Diese werden aus meiner
Sicht nicht erfasst. Wo sind die
Vorschläge zur selbstbestimmten

Arbeitszeit für diese Beschäftigten?
Eine Debatte über Zeitsouverä-

nität macht gesellschaftlich doch
nur Sinn, wenn sie nicht aus-
schließlich Menschen in privile-
gierten Jobs zum Maßstab nimmt.
Genau das tun Sie aber und stel-
len sich damit aus unserer Sicht
auf eine Stufe mit Arbeitgeberprä-
sident Kramer mit seinem Flexibi-
lisierungswahn. Ich habe noch
nicht über die Leute in Miniteil-
zeit, Dauerbefristungen oder die
vielen Erwerbslosen geredet, die
alle händeringend mehr arbeiten
wollen.
Wir müssen das Bedürfnis nach

Zeitsouveränität aller Menschen
darauf abklopfen, wie es erstens
mit einer gerechten, echten Um-
verteilung von Arbeit machbar ist
und wer zweitens am Ende über
Flexibilität entscheidet: der Be-
schäftigte oder der Chef. Wir kön-
nen uns die Diskussion sparen,
wenn am Ende immer wieder das
Interesse der Arbeitgeber im Vor-
dergrund steht.
Wir brauchen endlich einen

Perspektivwechsel in dieser Frage.
Diejenigen, die die Werte schaffen
und damit den Reichtum in dieser
Gesellschaft, müssen im Zentrum
der Diskussion stehen, sonst ver-
kommt die Arbeitszeitdiskussion
nur wieder zu einem profitablen
Deal für die Arbeitgeber. Das wer-
den die Beschäftigten nicht mit-
machen – und die Linke auch
nicht.

(Beifall bei der LINKEN)
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In der Debatte ging es auch darum, ob das Homeoffice stärker in die Ar-
beitswelt eingebunden werden soll. © picture-alliance

In jungen Jahren
können flexible
Arbeitszeiten
einen durchaus
an die Leistungs-
grenze bringen.
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Bernd Rützel, SPD:

Flexible Arbeitsplanung birgt
auch Risiken

Bernd Rützel (*1968)
Landesliste Bayern

Rettet den Feierabend!“ oder
„Wie entkomme ich dem
Hamsterrad?“ sind beliebte

Veranstaltungen. Die Menschen
kommen zu diesen Veranstaltun-
gen; denn dieses Thema treibt die
Menschen um. Es geht um Zeit,
um Lebenszeit, und diese ist end-
lich. Deshalb freue ich mich, dass
wir heute über den Antrag der
Grünen sprechen; denn er enthält
sehr viele vernünftige Überlegun-
gen.
Viele Menschen haben sehr wei-

te Wege zu ihrem Arbeitsplatz. 17
Millionen Berufs-
pendler gibt es in
Deutschland. Studi-
en haben ergeben,
dass Pendler häufi-
ger unter Kopf-, Rü-
cken- und Magen-
schmerzen leiden,
dass sie öfter Blut-
hochdruck, Herz-
Kreislauf-Erkran-
kungen und Schlafstörungen ha-
ben, und die Studien haben auch
gezeigt: Sie leben kürzer.
Pendeln schlaucht. Ich weiß,

wovon ich rede; denn ich bin
selbst jahrelang vier bis fünf Stun-
den am Tag gependelt. Nun kann
man sagen: Selbst schuld. Aber
man ist auch nicht einfach selbst
schuld, wenn es nicht anders geht.
Vielen wäre geholfen, wenn es
mehr Gelegenheiten zur Arbeit im
Homeoffice gäbe. Homeoffice ist
nicht gleich Homeoffice. Oft hel-
fen bereits ein oder zwei Tage in
der Woche, und der Angestellte
kann seine Zeit wesentlich besser
und flexibler planen.
Im Gegensatz zum Homeoffice

steht die Präsenzkultur, auch in-
nerhalb der Belegschaft. Wir alle
müssen verinnerlichen: Es ist
nicht zwangsläufig die Person am
nützlichsten, die die meiste Zeit
im Betrieb verbringt. Es soll sogar
Kolleginnen und Kollegen geben,
die nachmittags durch die Flure
streifen, um zu sehen, wer noch

arbeitet bzw. noch da ist und wer
schon in den Feierabend gegangen
ist.
Wir dürfen aber auch nicht ins

Gegenteil verfallen. Bei allen posi-
tiven Aspekten flexibler Arbeits-
zeitplanung gibt es auch Risiken.
Es darf bei normal Beschäftigten
keine reine Orientierung nur am
Arbeitsergebnis geben. Die Be-
schäftigten haben einen Arbeits-
vertrag, keinen Werkvertrag, und
in einem solchen ist jede Minute
zu vergüten. Punkt! Diese Arbeits-
zeit muss erfasst werden.
Die Beschäftigten werden für

Zeit entlohnt. „Die Zeit bringt das
Geld“ ist ein geflügeltes Wort, und
Sie haben absolut recht, wenn Sie,
liebe Grünen, sagen: Wenn je-
mand im Urlaub dienstlich ange-
rufen wird, dann ist das ein Ar-
beitstag. Punkt! Die Ruhe ist ge-
stört, die Erholung dahin, und das
muss auch anerkannt werden. So
ganz nebenbei ist das nicht zu
leisten.
Ich mache bereits seit einigen

Jahren das Experiment, eine Ur-
laubswoche lang nicht nur auf das
Handy zu verzichten, sondern auf

alle Kommunikati-
on nach außen
und von außen.
Ich habe kein In-
ternet, nicht nur,
weil es Funklöcher
gibt, sondern weil
ich es gar nicht
will. Ich empfange
keine Nachrichten
mehr, ich habe

nicht einmal eine Armbanduhr
um.
Ich habe das überlebt. Die Welt

ist nicht stehen geblieben. Alles
hat weiter funktioniert. Das müs-
sen auch die Arbeitgeber lernen,
wenn es um ständige Erreichbar-
keit geht.
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist

die Einführung eines Anspruchs
auf befristete Teilzeit. Das Recht
zur Rückkehr auf den früheren
Stundenumfang muss dringend
umgesetzt werden. In meinem
Wahlkreis habe ich es aktuell mit
dem Fall einer Betriebsrätin zu
tun, die seit 31 Jahren in einem
Betrieb arbeitet. Nach mittlerweile
22 Jahren in Teilzeit will sie auf-
stocken und wieder Vollzeit arbei-
ten. Doch obwohl sie gebraucht
wird, de facto voll arbeitet, Über-
stunden ansammelt und dieser
Betrieb Leiharbeiter ohne Ende
einkauft, gibt man ihr keinen Voll-
zeitvertrag.
– Genau. – Wenn sie in Rente

geht, dann fällt sie in die Altersar-

mut, weil sie vorher nicht auf die
nötigen Stunden gekommen ist.
Die Teilzeitfalle müssen wir been-
den.
Frau Pothmer, Sie haben vorhin

die Frage angesprochen, warum
Frau Andrea Nahles nicht schon
einen Entwurf vorgelegt hat. Das
liegt nicht an uns. Das liegt nicht
am Ministerium für Arbeit und
Soziales. Das liegt nicht an unserer
Bundesministerin. Sie wissen es.
Ich glaube, wir bringen das mit
unserem Koalitionspartner noch
zustande.
Wenn die Arbeitszeiten für Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer selbstbestimmter werden sol-

len, dann müssen wir uns auch
fragen: Müssen da bestimmte Vo-
raussetzungen erfüllt sein? Oder
ist mehr Flexibilität nur bei Kin-
dererziehung oder bei Pflegeleis-
tungen möglich? Oder wollen wir
darüber hinaus allen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern
mehr Zeitsouveränität überall dort
einräumen, wo immer es geht?
Ich meine schon, die Beschäftig-

ten sollten unabhängig von fami-
liären Pflichten das Recht auf pri-
vate Weiterentwicklung und Ent-
faltung haben, und zwar mit
größtmöglicher Selbstbestimmt-
heit. Wir sollten an alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer den-
ken. Dazu reicht es eben nicht
aus, auf individuelle Absprachen
zu setzen und die Voraussetzun-
gen für Betriebsvereinbarungen zu
schaffen. Wir brauchen gesetzliche
Vorgaben, die allen Beschäftigten
offenstehen, auch denen, die in
kleinen Betrieben arbeiten.
Viele Chancen, die Arbeitszeiten

flexibler zu gestalten, stecken in
der fortschreitenden Digitalisie-
rung. Damit sind aber auch viele
Risiken verbunden, gerade aus Ar-
beitnehmersicht. Deshalb darf es
hier keine Schnellschüsse geben.
Insofern ist es richtig und gut, dass
das BMAS, das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales, diesen
Grünbuch-Prozess in Gang gesetzt
hat, um einfach einmal Fragen zu
definieren. Dieser Prozess endet in
einem Weißbuch. Auf dem Funda-
ment der Erkenntnisse und Ergeb-
nisse aus diesem Prozess, die in
vielen Veranstaltungen diskutiert
wurden, lässt sich aufbauen. Aber
ich gebe Ihnen recht: Es muss sich
etwas bewegen. Die Arbeitnehmer
werden immer flexibler; sie sind
schon immer flexibel gewesen.
Flexibilität erwarten wir jetzt auch
von den Arbeitgebern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)
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Gabriele Schmidt, CDU/CSU:

Politik muss Beschäftigte und
Betriebe in den Blick nehmen

Gabriele Schmidt (*1956)
Landesliste Baden-Württemberg

Wir haben uns sicher alle
schon einmal gefragt:
Leben wir, um zu ar-

beiten, oder arbeiten wir, um zu
leben? Die Wahrheit liegt – wie so
oft im Leben – wohl in der Mitte.
Arbeit ist für viele Erfüllung, ge-
hört selbstverständlich dazu und
ist sinnstiftend. Idealerweise
macht Arbeit Spaß. Arbeit kann
auch anstrengend sein, und Arbeit
kann Menschen auch krankma-
chen. Auch keine Arbeit kann
krankmachen.
Die Bedürfnisse bzw. die Ar-

beitswelt insgesamt haben sich in
den letzten Jahren stark verändert.
Die Digitalisierung beeinflusst die
Entwicklungen in allen Lebensbe-
reichen. Der Austausch von Infor-
mationen, Gütern und Dienstleis-
tungen sowie die Vernetzung der
Märkte nehmen immer mehr
Fahrt auf.
Die Digitalisierung ist gut und

wichtig und richtig und dringen-
der denn je notwendig in einer
ländlichen Region wie der, aus der
ich komme. Mit dem von Bundes-
minister Alexander Dobrindt mit
aller Kraft und viel Geld vorange-
triebenen Ausbau des Breitbandes
schließen wir letzte Lücken, för-
dern Wirtschaftswachstum und
auch die Entstehung neuer und
flexiblerer Arbeitsplätze.
Erst vorgestern durfte ich, wie

einige Kollegen hier auch, einen
Förderbescheid für Beraterleistun-
gen für die Breitbandentwicklung
entgegennehmen, und zwar für
die Gemeinde Pfaffenhausen im
Hochschwarzwald. Der Hoch-
schwarzwald hat bekanntlich eine
nicht ganz einfache Topografie,
was den Breitbandausbau er-
schwert. Auch Löffingen im Hoch-
schwarzwald kommt in den Ge-
nuss der Bundesförderung. Mit
dem schnellen Zugang zum Inter-
net machen wir die Betriebe wett-
bewerbsfähig und investieren in
die Zukunft und damit auch in
die Flexibilität der Arbeit für Ar-
beitnehmer.
Die Digitalisierung hat selbst-

verständlich unmittelbare Auswir-
kungen auf die Arbeitszeit und
Folgen für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer. Das geht von der Gesamt-
arbeitszeit bis zur Präsenzzeit und
zum Homeoffice.
Die tägliche Höchstarbeitszeit

ist im Arbeitszeitgesetz geregelt. Es
schreibt den Achtstundentag vor,
lässt aber auch viele Ausnahmen

zu. Ich erinnere nur an die Gastro-
nomen, die eine viel längere Ar-
beitszeit gefordert haben, was wir
im Grunde ablehnen.
Das zeigt, dass Flexibilität in

beide Richtungen und von beiden
Seiten, der Seite der Arbeitnehmer
und der Seite der Arbeitgeber, er-
wünscht ist, dass die Wünsche
und Vorstellungen unterschiedlich
und sehr individuell sind. Das
zeigt auch, dass die Politik Rah-
menbedingungen schaffen muss,
um den Bedürfnissen der Beschäf-
tigten und der Betriebe zu entspre-
chen. Wir müssen beide in den
Blick nehmen; die beiden gehören
zusammen.
Der Mensch steht für uns

Christdemokraten im Mittel-
punkt, aber nicht nur der Arbeit-
nehmer, sondern auch der Arbeit-
geber; Arbeitgeber sind auch Men-
schen.
Ich spreche nicht von Großfir-

men. Ich spreche nicht von DAX-
Konzernen, sondern von vielen
Millionen Familienbetrieben,
Kleinunternehmern, Mittelständ-
lern, die das Rückgrat unserer
Wirtschaft sind und den größten
Teil der Arbeitsplätze bereitstellen.
Ganz besonders kleine Unter-

nehmen kennen die persönliche
Situation ihrer Arbeitnehmer. Sie
nehmen Rücksicht darauf, zum
größten Teil, freiwillig.
Wenn wir diese mit Gesetzen
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Fortsetzung auf nächster Seite

Arbeitnehmer
waren immer
flexiblel. Jetzt
sollen Arbeit-

geber Flexibilität
zeigen.
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knebeln, wird der Betriebsfrieden
leiden, und die freiwillige Bereit-
schaft zur Rücksichtnahme wird
mit Sicherheit abnehmen.
Außerdem haben wir in dieser

Legislaturperiode bereits einige
wichtige Maßnahmen ergriffen,
um die Arbeitsbedingungen und
damit die Lebenssituation von
Beschäftigten, insbesondere auch
von Familien, zu verbessern. Al-
len voran ist natürlich der Min-
destlohn zu nennen, der rund 3,7
Millionen Beschäftigten im Nied-
riglohnbereich, davon zwei Drit-
tel Frauen, eine neue Perspektive
eröffnet. Wir haben die Betreu-
ung von Kindern ausgebaut und
tun es weiter, was vielen Hun-
derttausend Familien zu mehr
Flexibilität bei der Arbeitszeit ver-
hilft. Das Elterngeld Plus wurde
eingeführt. Die Familienpflege-
zeit wurde verbessert.
Auch der im Koalitionsvertrag

vereinbarte Rechtsanspruch auf
Rückkehr aus der Teilzeit in die
frühere Arbeitszeit, der hier
schon mehrfach angemahnt wur-
de, wird folgen.
Das haben Sie in Ihrem Antrag

richtig erkannt, liebe Kollegen:
Das haben wir noch nicht ange-
packt. Aber erstens haben wir
schon eine Menge sozialpoliti-
scher Vorhaben abgearbeitet, und

zweitens dauert die Legislaturpe-
riode bekanntlich vier Jahre. Al-
so: Hoffnung, Kollege Rützel!
Längst ist das Thema „Zukunft

der Arbeit“ ganz oben auf der
Agenda der Union. Da brauchen
wir keine Nachhilfe. Am 15. De-
zember letzten Jahres haben wir
auf dem Parteitag der CDU
Deutschlands in Karlsruhe inten-
siv über das Positionspapier „Ar-
beit der Zukunft – Zukunft der
Arbeit“ diskutiert und es einstim-
mig angenommen. Wir reagieren
damit auf die Veränderungen in
der Arbeitswelt, auch auf den
Wunsch nach mehr Souveränität
in der Arbeitszeit. Ich kann das
hier nicht alles ausführen. Sie
können es aber gern unter
www.cdu.de nachlesen.
Die Bundesregierung, die hier

schon gescholten wurde, hat
längst ein Maßnahmenpaket auf
den Weg gebracht. Die Oppositi-
on ist mit ihrer Forderung da ein
bisschen hinterher. Das For-
schungsprogramm des Bundes-
ministeriums für Bildung und
Forschung mit dem Titel „Inno-
vationen für die Produktion,
Dienstleistung und Arbeit von
morgen“ setzt genau hier an. Es
geht darum, Arbeit wirtschaftlich
und sozial verträglich zu gestal-
ten. Bis 2020 sind für das gesam-

te Programm etwa 1 Milliarde
Euro vorgesehen. Die Bundesar-
beitsministerin hat außerdem
verkündet, einen Arbeitszeitdia-
log zu führen – mit der Wirt-
schaft, den Gewerkschaften, den
Kirchen –, was ich ausdrücklich
begrüße. Darüber hinaus plant
das Ministerium ein Wahlarbeits-
zeitmodell.
Auch bei anderen Themen malt

die Opposition ein düsteres Bild
von Deutschland. Warum eigent-
lich? Die Sklaverei ist abgeschafft.
Über die Veränderungen in der
Arbeitswelt hat mein Kollege La-
gosky schon alles richtig ausge-
führt. Sie scheinen da doch ein
paar positive Entwicklungen ver-
passt zu haben. Es ist nicht alles
so schlecht, wie Sie es manchmal
darstellen. Ganz im Gegenteil:
Die Mehrheit der Beschäftigten
ist mit ihrer persönlichen Arbeits-
situation zufrieden.
Ich selbst war lange Jahre be-

rufstätig und alleinerziehend, in
einer Zeit, als es noch keine
Ganztagskitas, keine verlässlichen
Grundschulen und anderes gab.
Am flexibelsten in all den Jahren
war mein Arbeitgeber – und das
ist schon über 25 Jahre her. Diese
Erfahrung haben viele Arbeitneh-
mer in meiner Umgebung auch
gemacht. Während einer längeren

Krankheitszeit habe ich sehr viel
Homeoffice gemacht, auch ohne
Gesetz. Und wenn Sie meiner
persönlichen Erfahrung nicht
glauben, dann fragen wir einmal
die Statistik. Laut einer Befragung
von Erwerbstätigen aus 2012 des
Bundesinstituts für Berufsbildung
und der Bundesan-
stalt für Arbeits-
schutz und Arbeits-
medizin mit den
Schwerpunkten Ar-
beitsbedingungen,
Arbeitsbelastungen
und gesundheitli-
che Beschwerden
sind fast 80 Pro-
zent der Befragten
mit den Arbeitszei-
ten zufrieden oder sogar sehr zu-
frieden. Eine Studie des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung, DIW Berlin, kommt zu
dem Ergebnis, dass nur jeder Ach-
te mit seiner beruflichen Tätigkeit
unzufrieden ist. Es gibt laut DIW
auch kaum Unterschiede beim
Ausmaß der Zufriedenheit hin-
sichtlich der Arbeitsbedingungen.
Soll bedeuten, dass Arbeitnehmer
nicht weniger zufrieden sind,
wenn sie zum Beispiel Sonntags-
oder Nachtarbeit leisten müssen
oder eine Vollzeit- oder eine Teil-
zeitstelle haben.

Es gibt auch europäische Erhe-
bungen wie die sechste Europäi-
sche Erhebung über die Arbeits-
bedingungen, bei der unter ande-
rem die Frage nach Dauer und
Organisation der Arbeitszeit ge-
stellt wurde. Auch hier geben die
meisten Erwerbstätigen an, dass

sie mit den Arbeits-
zeiten in ihrem
Hauptberuf zufrie-
den sind. Zusam-
mengefasst heißt
das nach dem, was
ich vorgelegt habe,
dass laut politisch
und wirtschaftlich
unabhängigen In-
stitutionen
Deutschland inter-

national zu den Spitzenreitern
bei der Arbeitszufriedenheit ge-
hört. Ich habe noch eine Statistik
des IAB mitgebracht, auf die ich
aber verzichten will. Lassen Sie
mich mit einem Satz von Konrad
Adenauer schließen:
Man kann keine Sozialpolitik

treiben, wenn nicht eine starke,
gute und ertragreiche Wirtschaft
sowie die finanzielle Unterlage
für die Sozialpolitik vorhanden
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Schlecht, DIE LINKE:

Erst muss eine grundsätzliche
Reform der Arbeitswelt erfolgen

Michael Schlecht (*1951)
Landesliste Baden-Württemberg

DerAntrag der Grünen ent-
hält ein realistisches und
unterstützenswertes Ele-

ment. Das ist die Forderung nach
einem Rückkehrrecht auf Vollzeit,
wenn jemand zeitweise Teilzeit ge-
arbeitet hat. Ich finde, das muss
dringend eingeführt werden.
Aber ansonsten ist dieser Antrag

schon sehr merkwürdig. Er ist eine
Mischung aus Ahnungslosigkeit
und Weltfremdheit.
Es gibt sicher Beschäftigte, die

schon heute ein ausgeprägtes Be-
dürfnis nach einer persönlichen
Flexibilisierung und die Möglich-

keit haben, dieses gegenüber ih-
rem Arbeitgeber im unmittelbaren
Diskurs durchzusetzen. Das sind
Personenkreise, die zum Beispiel
aufgrund ihrer fachlichen Kennt-
nisse eine starke Stellung gegen-
über ihrem Arbeitgeber haben.
Die Ahnungslosigkeit fängt

schon damit an, dass Sie in Ihrem
Antrag vorschlagen, dass die Rech-
te der Betriebsräte gestärkt werden
sollen, Betriebsvereinbarungen
über die Regelung der Arbeitszeit
abzuschließen. Ich will nur darauf
hinweisen: Das gibt es alles. In
§ 87 Absatz 1 Ziffer 2 des Betriebs-
verfassungsgesetzes gibt es längst
entsprechende Regelungen; die
Betriebsräte können dies machen.
Viel wichtiger wäre, die Instru-

mente, die wir seit Jahrzehnten
haben, zu schärfen und Möglich-
keiten zu schaffen, dass Betriebsrä-
te mehr Möglichkeiten haben,
dies in Betriebsvereinbarungen
durchzusetzen. Das findet sich
aber in Ihrem Vorschlag nicht.
Wenn man sich mit den kollek-

tivvertraglichen Rechten beschäf-
tigt, dann wird deutlich, dass es
dringend notwendig wäre, die
Rahmenbedingungen – sie sind

heute davon gekennzeichnet, dass
ein ungeheurer Arbeitsstress be-
steht, dass viel zu wenig Stellen
besetzt werden, dass von denjeni-
gen, die arbeiten, verlangt wird,
dass sie alles schaffen, egal wie,
häufig auch mit unbezahlten
Überstunden – im Betrieb mitzu-
gestalten und ein erzwingbares
Mitbestimmungsrecht des Be-
triebsrates über Personal- und
Stellenpläne zu bekommen, um
dem ungeheuren Stress und der
Überlastung von Beschäftigten zu
begegnen. Das wäre ganz wichtig,
fehlt hier aber komplett.
Das ist übrigens eine Forderung,

mit der ich mich schon seit den
80er-Jahren herumschlage, als ich
noch Tarifpolitik für die Druckin-
dustrie gemacht habe, die wir aber
aufgrund der Kräfteverhältnisse
nicht durchsetzen konnten. Es wä-
re ein Verdienst, dies hier im Bun-
destag voranzubringen.
Ein weiterer Punkt, den ich un-

ter Weltfremdheit einordne, ist,
dass Sie die Individualrechte, also
die Rechte der einzelnen Beschäf-
tigten, stärken wollen. Das ist
nicht verkehrt. Dann muss man
aber erst darüber reden, wie für

die übergroße Masse der Beschäf-
tigten die Arbeitsrealität heute
aussieht. Glauben Sie, dass je-
mand, der als Leiharbeiter tätig
ist, der befristet beschäftigt ist, der
einen Werkvertrag hat, individuell
eine so starke Stellung hat, dass er
sich traut, seine
Wünsche dem Ar-
beitgeber gegen-
über zu artikulie-
ren? Glauben Sie,
dass er die Macht
hätte, auch nur an-
satzweise seine
Wünsche gegen-
über einem Arbeit-
geber zu verwirkli-
chen? Das ist eine
vollkommene Illusion. Deswegen
sage ich Ihnen: Bevor wir anfan-
gen, über die Stärkung individuel-
ler Rechte nachzudenken, sollten
Sie endlich mit uns gemeinsam
den Murks und den menschenver-
achtenden Mist, den die Grünen
gemeinsam mit der SPD im letz-
ten Jahrzehnt durchgesetzt haben,
nämlich die gesamte Deregulie-
rung am Arbeitsmarkt, zurückneh-
men und die Disziplinierung, die
in der Arbeitswelt herrscht, zu-
rückdrängen. Dann könnten Ihre
Forderungen eine realistische Per-
spektive werden.
Es geht noch weiter. Durch Ihre

Politik, die Sie vor zehn Jahren be-
trieben haben, haben wir heute ei-
ne ungeheure Atmosphäre der
Disziplinierung. Das drückt sich
zum Beispiel in der Angst der Be-

schäftigten aus, arbeitslos zu wer-
den, weil sie ganz genau wissen,
dass Arbeitslosigkeit in der Folge
auch sehr schnell Hartz IV bedeu-
ten kann. Das ist der Absturz in
die Armut. Hartz IV ist schlimm
für die Betroffenen; aber Hartz IV

ist noch viel
schlimmer für die
20 Millionen, die
noch beschäftigt
sind und Angst da-
vor haben, eines Ta-
ges in Hartz IV ab-
zurutschen. Deswe-
gen müsste das erst
verändert werden.
„Weg mit Hartz
IV!“, die alte Forde-

rung der Linken, ist auch für die
Fragen der Arbeitsgestaltung von
zentraler Bedeutung.
Insofern ist aus meiner Sicht die

Voraussetzung dafür, überhaupt
Freiheit in der Arbeitswelt zu
schaffen, dass man die Vorausset-
zungen dafür schafft, dass Be-
schäftigte ihre Wünsche und Be-
dürfnisse besser durchsetzen kön-
nen. Bevor man solche wunder-
schönen Dinge hier aufschreibt,
die sich gut lesen, aber mit der
Realität wenig zu tun haben, ist es
notwendig, die Arbeitswelt über-
haupt zu reformieren und die gan-
ze Prekarisierung, die Sie herbei-
geführt haben, zurückzudrängen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN –

Dagmar Ziegler [SPD]: Die Rede heben

wir uns auf!)

©
DB

T/
Ac

hi
m
M
el
de

Die Mehrheit der
Beschäftigten ist
mit ihrer per-
sönlichen Ar-

beitssituation zu-
frieden.

Glauben Sie, dass
ein Leiharbeiter
sich traut, dem
Arbeitgeber
seine Wünsche
zu artikulieren?
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Markus Paschke, SPD:

Arbeitnehmermitbestimmung
soll einbezogen werden

Markus Paschke (*1963)
Landesliste Niedersachsen

Ich finde, in dem Antrag wird
ein wichtiges Thema aufgegrif-
fen; denn es geht um die Ent-

wicklung der Arbeit. Unter den
Stichworten „Digitalisierung“ und
„Arbeit 4.0“ wird derzeit darüber
diskutiert, wie dieser Prozess ge-
staltet werden kann. Es geht also
um nicht weniger als die Frage:
Wie entwickelt sich Arbeit und da-
mit auch das Verhältnis vom Ar-

beitgeber zum Arbeitnehmer?
Die Ansprüche der Menschen

an Arbeit und Leben wandeln
sich. In den letzten Jahrzehnten
haben sich die Anforderungen
und die Bedürfnisse im Hinblick
auf die Gestaltung von Arbeitszei-
ten verändert. Die Vorstellungen
von heute unterscheiden sich im
Hinblick auf Ort, Zeit und Gestal-
tung der Arbeit erheblich von den
Vorstellungen von vor 10 oder 20
Jahren. Die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf hat heute einen
ganz anderen Stellenwert. Es ist
ein zunehmendes Bedürfnis, den
individuellen Lebensrhythmus
mit der Erwerbsarbeit in Einklang
zu bringen: Das kann der Wunsch
des jungen Familienvaters sein,
mehr Zeit mit seinen Kindern ver-
bringen zu wollen, das kann die
Notwendigkeit sein, die Pflege ei-
nes Familienmitglieds zu über-
nehmen, oder auch der schlichte
Wunsch, mehr oder weniger zu ar-
beiten. Hier besteht also ein Be-

dürfnis nach Flexibilität, auch aus
Arbeitnehmersicht.
Ehrlicherweise müssen wir aber

feststeilen, dass flexible Arbeitszei-
ten heute immer noch eher aus
Arbeitgebersicht definiert werden.
Flexibilität wird häufig gleichge-
setzt mit Verfügbarkeit rund um
die Uhr: abends noch mal schnell
die Mails checken, per Handy
auch nach Dienstschluss für die
Kollegen oder den Chef erreichbar
sein, am Wochenende mal eben
schnell noch zwei, drei Kleinigkei-
ten erledigen, die man im Büro
nicht mehr geschafft hat. Häufig
gilt als guter Arbeitnehmer, wer
möglichst lange im Büro oder
rund um die Uhr erreichbar ist.
Für viele Beschäftigte bedeutet,

flexibler zu arbeiten, daher nicht,
dass sie mehr Gestaltungsspiel-
raum haben. Im Gegenteil: Es be-
deutet häufig, dass ihre Arbeits-
und Freizeit weniger planbar ist
und sie auch außerhalb der gere-
gelten Arbeitszeiten erreichbar

sein müssen. Hier sage ich ganz
klar: Diese Form der Entgrenzung
von Arbeit und Freizeit gilt es zu
verhindern.
Jeder Mensch hat ein Recht auf

Feierabend und auf Wochenende.
Mittelfristig – das wissen wir aus
vielen Untersuchungen und Studi-
en – ist es sogar schädlich für die
Gesundheit und auch
die Produktivität,
wenn man nicht
mehr abschalten und
sich regenerieren
kann.
Im Antrag wird

von Zeitsouveränität
gesprochen. Die Fra-
ge, die sich hier stellt,
lautet einfach: Wer
verfügt wann über wessen Zeit?
Nichts anderes steckt dahinter.
Aus diesem Grund halte ich es für
wichtig, dass die Erwerbstätigen
mitbestimmen können, wenn es
um ihre Zeit geht. Wenn wir also
über flexiblere Arbeit nachdenken,
dann bedeutet das eben auch,
über die Weiterentwicklung der
Arbeitnehmermitbestimmung
nachzudenken.
Vor fast genau einem Jahr hat

Andrea Nahles das „Grünbuch Ar-
beiten 4.0“ vorgestellt. In ihm
werden Trends, gewandelte Werte
und wichtige Handlungsfelder der

zukünftigen Arbeitsgesellschaft
skizziert.
Im öffentlichen Dialog mit Ex-

perten aus Betrieben, mit Beschäf-
tigten, mit Betriebsräten, mit Per-
sonalräten, mit Geschäftsführern
etc., mit der Wissenschaft, mit den
Sozialpartnern, mit den Verbän-
den und in den sozialen Medien –

sodass sich jeder
daran beteiligen
kann – wollen wir
einen neuen so-
zialen Kompro-
miss zur Gestal-
tung der Arbeits-
zeit entwickeln,
damit die Interes-
sen der Arbeit-
nehmer ebenso

wie die Interessen der Unterneh-
men Berücksichtigung darin fin-
den. Alle sind herzlich eingeladen,
sich an diesem Dialogprozess zu
beteiligen. Es soll nichts über-
stürzt werden. Aber es ist wichtig,
dass wir das Thema aufgreifen.
Wir müssen uns überlegen: Wie
soll sich die Arbeit der Zukunft
entwickeln? Welche Rahmenbe-
dingungen können wir setzen, da-
mit jeder zufrieden arbeiten kann?

(Beifall der SPD)
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Beate Müller-Gemmeke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die Beschäftigten brauchen
mehr Zeitsouveränität

Beate Müller-Gemmeke (*1960)
Landesliste Baden-Württemberg

Die Arbeitswelt verändert
sich, die Wünsche der Be-
schäftigten aber auch.

Die Arbeitswelt wird flexibler, sie
wird arbeitsintensiver, oft steht
weniger Personal zur Verfügung.
Über 50 Prozent der Beschäftigten
fühlen sich gehetzt. Viele erleben
sich Tag für Tag als Organisations-
talente, insbesondere Frauen;
denn sie müssen ihre Erwerbsar-
beit und auch noch ihr privates
Leben unter einen Hut bringen.
Aber hier verändert sich etwas. Die
Beschäftigten wollen mehr Zeit für
die Familie, sie wollen nicht stän-

dig hetzen, sie wollen sich bei-
spielsweise ehrenamtlich engagie-
ren. Sie brauchen auch Zeit für
sich, um sich zu erholen. Darauf
brauchen wir passende Antworten.
Die Beschäftigten brauchen mehr
Zeitsouveränität; denn Arbeitszeit
ist Lebenszeit.
Manche wollen weniger arbeiten,
andere wollen mehr arbeiten, wie-
der andere sind mit ihrem Arbeits-
umfang zufrieden. Viele müssen
Vollzeit arbeiten, weil sie sich kür-
zere Arbeitszeiten finanziell gar
nicht leisten kön-
nen. Gerade sie
brauchen mehr
Zeitsouveränität im
Arbeitsalltag. Sie
wollen vielleicht
gerne etwas später
anfangen wegen der
Kinder, sie wün-
schen sich einen
freien Nachmittag
für die alten Eltern,
und sie träumen von einem Tag
Homeoffice, um sich die Fahrzeit
ins Büro zu sparen. Deshalb for-
dern wir, dass die Beschäftigten
mehr Einfluss darauf nehmen
können, wann sie arbeiten und

wo sie arbeiten. Herr Lagosky, wir
wollen das auch in Betrieben oh-
ne Betriebsrat. Sie kennen die
Zahlen, Sie wissen, wie es da aus-
sieht. Natürlich wollen wir auch
Betriebsvereinbarungen zu Verein-
barkeitsfragen und für mehr Zeit-
souveränität stärken.
Flexibilität ist keine Einbahnstra-
ße. Deshalb wollen wir die Ar-
beitszeit beweglicher gestalten, da-
mit Arbeit besser ins Leben passt.
Eine neue Arbeitskultur ist auch
notwendig, weil das Arbeitsleben

insgesamt Tempo
macht. Die Stich-
worte sind be-
kannt: Arbeitsver-
dichtung, zuneh-
mende Arbeitsin-
tensität, gleichzeitig
verlängern sich die
Arbeitszeiten wie-
der, Schichtarbeit,
Nachtarbeit, immer
mehr Menschen ar-

beiten auch am Wochenende. Die
Folge: Den Beschäftigten geht zu-
nehmend die Puste aus. Immer-
hin ergibt sich jede zweite Früh-
verrentung aufgrund psychischer
Erkrankungen.

Wir müssen hier Druck heraus-
nehmen, und zwar für alle. Mehr
Freiheit bei der Arbeitsgestaltung
hilft gegen ständige Arbeitshetze,
aber das reicht natürlich nicht aus.
Politik, Sozialpartner und Wissen-
schaft müssen den Betrieben und
Betriebsräten endlich eine Verord-
nung als Werkzeug an die Hand
geben, damit sie im Betrieb pas-
sende Lösungen gegen Stress am
Arbeitsplatz entwickeln können;
denn in der Arbeitswelt brauchen
die Menschen beides: Zeitsouverä-
nität und besseren Schutz.
In manchen Bereichen geht der
Trend, auch durch die Digitalisie-
rung, hin zu mehr Zeitsouveräni-
tät. Die Menschen können arbei-
ten, wann und wo sie wollen. Ar-
beit ist nicht mehr an einen Ar-
beitsplatz gebunden. Ein Beispiel
ist die Vertrauensarbeitszeit: Da
geht es nicht mehr um Stunden
und Anwesenheit. Das bringt Frei-
heiten – das ist gut so –, aber so
entsteht oft auch Mehrarbeit, häu-
fig unbezahlt, und so verschwim-
men auch die Grenzen zwischen
Arbeit und Freizeit.
Hier brauchen wir dringend poli-
tische Lösungen. Wenn beispiels-
weise die Beschäftigten im Urlaub
arbeiten müssen, dann kann das
nicht als Urlaub zählen. Vor allem
wollen wir auch die Mitbestim-
mung an die Gegebenheiten der
digitalen Arbeitswelt anpassen.
Wenn durch Vertrauensarbeitszeit
Arbeit entgrenzt wird und Mehrar-
beit entsteht, dann soll der Be-

triebsrat künftig auch über den
Umfang der Arbeit mitbestimmen
können. Wir wollen Flexibilität er-
möglichen, aber nicht grenzenlose
Arbeit; denn Zeitsouveränität soll
tatsächlich zu mehr Lebensquali-
tät führen.
Geht es um die Gestaltung der Ar-
beitszeit, dann nehmen wir auch
die Arbeitsformen in den Blick,
bei denen die Beschäftigten be-
sonders wenige Freiheiten haben.
Dabei ist mir die Arbeit auf Abruf
ein besonderes Anliegen. Die so
Beschäftigten erhalten häufig ei-
nen niedrigen Lohn, sie wissen
aber nicht, wann und vor allem
wie viel sie arbeiten können. Sie
haben keine Zeitsouveränität und
können deshalb nicht einmal ei-
nen zweiten Job annehmen, da-
mit sie von ihrer Arbeit auch le-
ben können. Das geht gar nicht.
Das wollen wir verändern. Bei der
Arbeit auf Abruf muss die Arbeits-
zeit berechenbarer werden.
Sehr geehrte Regierungsfraktio-
nen, wir legen Ihnen heute Vor-
schläge auf den Tisch und wollen
damit eine Debatte, eine Diskussi-
on über mehr Zeitsouveränität er-
öffnen. Arbeit muss besser ins Le-
ben passen. Deshalb fordern wir
eine bessere Balance zwischen al-
len Bereichen des Lebens; denn
die Menschen leben ja nicht, um
zu arbeiten, sondern sie arbeiten,
um gut zu leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Wir wollen Ar-
beitszeit beweg-
licher gestalten,
damit Arbeit

besser ins Leben
passt.

Flexibilität wird
häufig

gleichgesetzt
mit Verfügbar-
keit rund um die

Uhr.
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Albert Stegemann, CDU/CSU:

Sozialpartnerschaftliche
Lösungen sind gefragt

Albert Stegemann(*1976)
Wahlkreis Mittelems

Jeder kennt die Schwierigkeit,
das Erwerbsleben und private
Wünsche unter einen Hut zu

bekommen. Eine Umfrage des IAB
aus dem Jahr 2014, die hier schon
mehrfach zitiert wurde, bestätigt
das. In dieser Umfrage erklärten
die befragten Beschäftigten fast
durchweg, dass sie sich andere Ar-
beitszeiten wünschen. Diejenigen,
die in Vollzeit beschäftigt sind,
möchten gerne weniger arbeiten,
und diejenigen, die in Teilzeit ar-
beiten, würden gerne mehr verdie-
nen. Unter Landwirten haben wir
für jenes Phänomen eine Rede-
wendung: Das Gras auf der ande-
ren Seite des Zauns ist immer et-
was grüner.
Ich möchte damit nicht den oft-

mals berechtigten Anliegen der
Beschäftigten abschätzig entgegen-
treten, ganz im Gegenteil.
Die Arbeitswelt befindet sich im

Wandel. Durch die zunehmende
Digitalisierung – Stichwort Indus-
trie 4.0 – verändern sich Arbeits-
prozesse. Sie werden immer effi-
zienter. Dadurch steigt der Bedarf
an flexiblen Arbeitszeitmodellen.
Für die Beschäftigten ergeben sich
dadurch aber nicht ausschließlich
Risiken, sondern auch große
Chancen.
Genau an dieser Stelle gehen

die Analysen der Grünen und der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur
Entwicklung der Arbeit von mor-
gen weit auseinander. Sie wollen
gesetzlich festlegen, wie Arbeit
und Leben geregelt werden sollen.
Wir wollen sozialpartnerschaftli-
che Lösungen, die die Bedürfnisse
des Arbeitsmarktes und der Arbeit-
nehmer intelligent zusammen-
bringen.
Von politischer Seite können

wir nun einmal nicht alles so ge-
stalten, wie wir es privat gerne hät-
ten. Es muss am Ende auch funk-
tionieren. Ansonsten erweisen wir
denen, die wir schützen wollen,
einen Bärendienst, vor allem we-
cken wir sonst Hoffnungen, die
wir nicht erfüllen können.
Sehr geehrte Kolleginnen und

Kollegen von den Grünen, Ihre
Forderungen hören sich erst ein-
mal gut an. Ich stimme Ihnen so-
gar in der Analyse der beschriebe-
nen Situation zu, allerdings zie-
hen Sie daraus die falschen
Schlüsse.
Lassen Sie mich dies an drei in

Ihrem Antrag formulierten Ein-
schätzungen festmachen, die mei-
nes Erachtens gewaltig fehllaufen:
Erstens. Sie betrachten den Ar-

beitsmarkt ausschließlich aus der
Sicht des Arbeitnehmers. Der Ar-
beitsmarkt ist nun einmal, wie es
der Name schon sagt, ein Markt.
Wenn Unternehmen erfolgreich
sind, können sie Beschäftigung
schaffen, und nur dann. Dies gilt
unter den Bedingungen einer glo-
balen und immer stärker vernetz-
ten Wirtschaft erst recht. Dies
muss nicht zwangsläufig eine Ein-
bahnstraße zulasten der Arbeit-
nehmer sein. In den allermeisten
Branchen geben sich die Betriebe
sehr große Mühe, passgenaue An-
gebote für ihre Arbeitnehmer zu
finden.
Warum tun sie dies? Unterneh-

men bringen die Wünsche der Ar-
beitnehmer und die Marktbedürf-
nisse so in Einklang, dass auf bei-
den Seiten Synergien entstehen.
Sie wollen alles gesetzlich re-

geln. Das wäre allerdings nur Sand
im Getriebe einer sozialpartner-
schaftlichen Zusammenarbeit.
Außerdem bin ich felsenfest da-

von überzeugt, dass jeder kluge
Unternehmer allein schon aus
Gründen des Fachkräftemangels
das Wohl seiner Beschäftigten im
Auge hat.
Sie vermitteln zweitens mit Ih-

rem Antrag ein falsches Bild von
der aktuellen Situation auf dem
Arbeitsmarkt.
Ja, es gibt Befürchtungen im

Hinblick auf Entgrenzung der Ar-
beit. Damit geht die Gefahr ein-
her, dass man im Beruf jederzeit
und überall erreichbar sein muss.
Auf der anderen Seite zeichnen Sie
das Bild starrer Bürozeiten, die
den Mitarbeitern kaum Mitspra-
che erlauben. Beide Extreme gibt
es.
Allerdings erwähnen Sie nicht,

dass wir bereits heute hohe Stan-
dards im Arbeitsschutz sowie Mit-
sprachemöglichkeiten haben. Vie-
le Dinge sind bereits geregelt. Sie
fordern beispielsweise, dass beruf-
liche Tätigkeit im Urlaub als Ar-
beitszeit gelten soll. Laut Bundes-
arbeitsgericht haben Arbeitneh-
mer einen fest verbürgten An-
spruch auf Erholungszeit. Arbeit-
geber dürfen nur bei sehr zwin-
genden Notwendigkeiten ihre Be-
schäftigten kontaktieren. Somit ist
diese Sachlage eigentlich klar.
Mehr noch: 70 Prozent aller Un-

ternehmen bieten familienfreund-
liche Maßnahmen an. In 80 Pro-
zent der Betriebe gibt es Beschäf-
tigte, die in Teilzeit arbeiten –
nicht, weil sie es müssen, sondern
weil sie es wollen. Es gibt indivi-
duelle Festlegungen von Wochen-
arbeitstagen, flexible Pausen und
Möglichkeiten zur Teilzeitarbeit.
Kurz gesagt: Auch hier wird sehr
vieles von den Sozialpartnern ge-
meinsam gelöst.
Sehr geehrte Kolleginnen und

Kollegen von den Grünen, am gra-
vierendsten ist aber vielleicht drit-
tens, welches Bild vom Arbeitneh-
mer Sie hier generell vertreten. Sie
fordern – ich zitiere –:
Die Beschäftigten bekommen

mehr Mitsprache über den Um-
fang, die Lage und den Ort ihrer
Erwerbstätigkeit, damit Arbeit gut
ins Leben passt.
Das hört sich nicht nur reichlich

weltfremd an.
Nein, die Rechtsprechung be-

zieht hierzu auch ganz klar Stel-
lung – allerdings nicht so, wie Sie
es hier fordern. Per Definition
stellen Arbeitnehmer gemäß ei-
nem Vertrag ihre Arbeitskraft ge-
gen Entgelt zur Verfügung. Mich
würde daher schon interessieren,
was genau Sie sich unter „abhän-
giger Beschäftigung“ vorstellen.
Vielleicht kann ich Ihnen wei-

terhelfen. Es ist ein Tausch von
Zeit gegen Geld. Derjenige, der be-
zahlt, kann sagen, was, wie und
wo gemacht wird. Das ist nun ein-
mal der Arbeitgeber. Das ist die
Realität.
Diese Realität bringt gewisse

Vorteile für den Arbeitnehmer mit
sich – logischerweise den Lohn.
Ohne Geld des Arbeitgebers hat

der Arbeitnehmer keine Leistung
zu erbringen. Arbeitnehmer haben
dadurch auch ein Recht auf Erho-
lungsurlaub. Sie haben Anspruch
auf Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall. Aber vor allem muss der
Arbeitgeber auch zahlen, wenn er
nicht in der Lage ist, seinen Ar-
beitnehmer voll und ganz auszu-
lasten. Das Unternehmerrisiko
liegt bei ihm.
Wenn aber Arbeitnehmer mit-

bestimmen, wie, wann und ob sie
überhaupt ihre Arbeit verrichten,
frage ich: Inwiefern sind sie dann
noch abhängig?
Mir stellt sich die Frage, ob Ar-

beitgeber in Zukunft auch wählen
können, wie, wann und ob sie ih-
re Beschäftigten überhaupt bezah-
len.
Wie stellen Sie sich das vor?

Kann bald jeder kommen und ge-
hen, wann er möchte?
So kann das nicht funktionie-

ren.
Ob Automobilindustrie, Touris-

mus, IT-Bereich oder Landwirt-
schaft – die Branchen sind immer
volatiler werdenden Märkten aus-
gesetzt. Darauf müssen Unterneh-
men auch reagieren können.
Wenn zum Beispiel in einem

Gastronomiebetrieb nichts los ist
und die Chefin ihren Mitarbeitern
den Nachmittag freigibt, kann
doch daraus kein dauerhafter An-
spruch auf Wahlarbeitszeit er-
wachsen, nur weil die Mitarbeiter
dies als angenehm empfinden.
Genauso wenig ist es sinnvoll,

dass zum Beispiel meine Mitarbei-
ter im landwirtschaftlichen Be-
trieb beliebig entscheiden, wann
sie die Kühe melken. Das kann al-
lein schon aus tierschutzrechtli-
chen Gründen so gar nicht statt-
finden; das müssten Sie als Grüne
eigentlich wissen.
Das alles hat also nichts mit

Weisungsgebundenheit zu tun.
Das ist eine falsch verstandene
Flexibilität. Das kann nicht funk-
tionieren.
In der Tat – hier haben Sie recht

– brauchen wir ohne Frage Flexi-
bilität. Aber wir brauchen eine
Flexibilität, die beiden Vertrags-
parteien gerecht wird. Sie muss

die Lebensrealität von Arbeitneh-
mern und von Arbeitgebern zu-
sammenführen.
Fazit: Auch uns ist an Lösungen

gelegen, die den jeweiligen Le-
bensumständen Rechnung tragen.
Die letzte Bundesregierung hat be-
reits 2012 das Thema Zeitsouverä-
nität in den Vordergrund gestellt.
Es braucht Lösungen, die zur je-
weiligen Lebenssituation der Be-
troffenen passen. Dafür wurden in
den vergangenen Jahren bereits ei-
ne ganze Reihe von Maßnahmen
auf den Weg gebracht, zum Bei-
spiel die Pflegezeit. Damit können
Angehörige für eine bestimmte
Zeit aus dem Beruf aussteigen und
danach wieder zurückkehren. Seit
2014 ist auch eine Beschäftigung
über das Renteneintrittsalter hi-
naus unkomplizierter möglich.
Dies gibt beiden Seiten mehr Fle-
xibilität, da sie sich nicht mehr
auf lange Zeit festlegen müssen.
Generell muss es noch leichter

werden, zwischen Teilzeit- und
Vollzeitarbeit wechseln zu kön-
nen. Da haben Sie ein Stück weit
recht. Dafür brauchen wir bessere
arbeitsrechtliche Instrumente. Wir
werden hierfür das Teilzeitrecht
weiterentwickeln und einen An-
spruch auf befristete Teilzeitarbeit
schaffen.
Gemeinsam mit der Wirtschaft

haben wir Leitsätze für eine fami-
lienbewusste Arbeitszeitkultur er-
arbeitet. Vereinbarkeit von Familie
und Beruf darf keine hohle Phrase
sein. Das Unternehmenspro-
gramm „Erfolgsfaktor Familie“ hat
sich bewährt. Das zeigt auch die
Studie von Allensbach aus dem
Jahr 2015.
Ja, Zeit zu haben, ist ein grund-

legendes Bedürfnis von Menschen.
Ein Ruf nach gesetzlichen Ände-
rungen, wie Sie sie hier fordern,
ist jedoch nicht hilfreich. Wir erle-
ben aktuell epochale Veränderun-
gen im Arbeitsleben.
Die Digitalisierung bringt un-

weigerlich Flexibilisierung der Ar-
beit mit sich. Dies bietet Risiken,
aber auch Chancen. Ich bin davon
überzeugt, dass sich in der geleb-
ten Praxis so manche Herausfor-
derung besser regelt, als Politik
dies auf dem Reißbrett verordnen
kann. Deshalb lehnen wir diesen
Antrag ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des

Abg. Dr. Matthias Bartke [SPD] –

Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN]-
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
abtte. Es sprachen außerdem noch
die Abgeordneten Martin Rosemann
(SPD), Matthäus Strebl (CDU/CSU)
und Gabriele Hiller-Ohm (SPD).

Flexibilisierung dürfe nicht mit einer unbegrenzten Erreichbarkeit der Ar-
beitnehmer verwechselt werden, merkten viele Redner an. © picture-alliance
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Sexuelle Selbst-Bestimmung
Ein neues Gesetz soll sie schützen

Letzte Woche haben die Politiker vom 
Bundes-Tag darüber gesprochen:

Sie wollen 
die sexuelle Selbst-Bestimmung 
von Menschen in Deutschland 
besser beschützen.

Im folgenden Text steht genauer, 
was damit gemeint ist.

Was ist 
sexuelle Selbst-Bestimmung?

Sexuelle Selbst-Bestimmung bedeutet:

Jeder Mensch darf für sich selbst 
entscheiden, bei welchen sexuellen 
Handlungen er mit-machen will.

Sexuelle Handlungen 
sind zum Beispiel: 
- Zungen-Küsse 
- streicheln zwischen den Beinen 
- Sex haben

Die wichtigste Regel dabei heißt: 
Diese Dinge darf man nicht 
bei einem anderen Menschen machen, 
wenn der das nicht möchte.

Es gibt aber immer wieder Menschen, 
die sich nicht an diese Regel halten.

Sie zwingen andere Menschen 
zu sexuellen Handlungen.

Oder sie machen 
sexuelle Handlungen bei ihnen.

Im schlimmsten Fall ist das dann eine: 
Vergewaltigung.

Damit verletzen sie 
die sexuelle Selbst-Bestimmung  
von diesen Menschen.

In vielen Fällen 
kann man das dann bestrafen.

Gesetz für 
sexuelle Selbst-Bestimmung

Es gibt ein Gesetz, in dem steht:

-  Wann jemand 
die sexuelle Selbst-Bestimmung 
von einer anderen Person verletzt.

- Wie man das dann bestrafen kann.

leicht  

erklärt!



Sexuelle Selbst-Bestimmung • Ein neues Gesetz soll sie schützen

Im Moment steht in dem Gesetz: 
Man kann den Täter nur bestrafen, 
wenn folgende Dinge passiert sind:

1) Der Täter hat das Opfer gezwungen.

Das heißt:

- Er hat Gewalt benutzt.

-  Oder er hat sie angedroht. 
Er hat also gesagt: 
Er wird das Opfer verletzen. 
Oder sogar töten.

-  Oder das Opfer war schutzlos.

2) Das Opfer hat sich gewehrt.

Es hat zum Beispiel 
gegen den Täter gekämpft.

Oder es hat Hilfe geholt.

Es reicht aber nicht, wenn das Opfer 
einfach Nein gesagt hat.

Oder wenn es geweint hat.

Probleme mit dem Gesetz

Viele Menschen finden: 
Das Gesetz ist nicht gut.

Sie sagen: 
Manchmal benutzt ein Täter 
keine Gewalt. 
Oder das Opfer wehrt sich nicht.

Aber: 
Der Täter verletzt trotzdem 
die sexuelle Selbst-Bestimmung 
vom Opfer.

Solche Fälle können zum Beispiel sein:

Überraschung

Der Täter überrascht das Opfer.

Er muss also keine Gewalt benutzen.

Aber trotzdem möchte das Opfer 
die sexuellen Handlungen nicht.

Es macht nur mit, 
weil es so überrascht ist.

Und vielleicht Angst hat.

Frühere Gewalt

Der Täter hat irgendwann schon mal 
Gewalt gegen das Opfer benutzt.

Das kann auch schon länger her sein.

Aber das Opfer hat 
immer noch Angst vor dem Täter.

Darum macht es 
bei den sexuellen Handlungen mit.

Der Täter muss also 
nicht noch mal Gewalt benutzen, 
um das Opfer zu den 
sexuellen Handlungen zu zwingen.

Das sind nur 2 Beispiele.

Aber sie zeigen:

Manchmal verletzt jemand 
die sexuelle Selbst-Bestimmung 
von einer anderen Person.

Aber man kann den Täter 
dafür nicht bestrafen.

Darum fordern viele Menschen in 
Deutschland schon lange:

Man muss das Gesetz ändern. 
Man muss es strenger machen.

Dann kann man mehr Täter bestrafen, 
die die sexuelle Selbst-Bestimmung 
von einer anderen Person verletzen.

Das neue Gesetz

Darum hat die Bundes-Regierung 
Vorschläge für ein neues Gesetz 
gemacht.

Im neuen Gesetz soll es vor allem 
eine Änderung geben.

Sie heißt: 
Ausnutzung besonderer Umstände.



Damit ist Folgendes gemeint:

Manchmal kann eine Person 
nicht zeigen, dass sie 
keine sexuellen Handlungen möchte.

Und sie kann sich auch nicht wehren.

Gründe dafür 
können zum Beispiel sein:

-  Die Person ist so überrascht, 
dass sie sich nicht wehren kann.

-  Oder sie hat Angst. 
Davor, dass der Täter ihr wehtut. 
Und zwar: Wenn sie sich wehrt.

Die Person befindet sich also 
in einer besonderen Situation.

In Zukunft soll man einen Täter 
auch bestrafen können, 
wenn er so eine Situation ausnutzt.

Kritik am neuen Gesetz

Viele Menschen sagen: 
Es ist gut, dass die Bundes-Regierung 
das Gesetz ändern will.

Aber: 
Die Änderungen reichen noch nicht. 
Man muss noch mehr verändern.

Darum haben manche Menschen 
noch andere Vorschläge gemacht.

Nein heißt nein

Den wichtigsten von den Vorschlägen 
nennt man manchmal: 
Nein heißt nein.

Damit ist Folgendes gemeint:

Eine Person drückt ganz klar aus: 
Sie möchte 
keine sexuellen Handlungen machen.

Dann sind sexuelle Handlungen 
mit ihr verboten.

Sie kann das zum Beispiel 
so ausdrücken:

- Sie macht 
eine abwehrende Bewegung. 

- Sie weint. 
- Sie versucht weg-zu-laufen. 
- Sie sagt Nein.

Es ist dabei ganz egal, 
ob der Täter Gewalt benutzt.

Oder ob das Opfer 
sich körperlich wehrt.

„Grabschen verboten“

Auch heute ist es schon verboten, 
andere Menschen an bestimmten 
Körper-Teilen zu berühren.

Und zwar, wenn sie das nicht wollen.

Zum Beispiel: 
- zwischen den Beinen 
- am Po 
- bei Frauen an der Brust

Denn: Diese Berührungen 
zählen als sexuelle Handlungen.

Manche Berührungen zählen im Gesetz 
aber nicht als sexuelle Handlungen.

Zum Beispiel: 
- Küsse ohne Zunge 
- eine Umarmung 
- die Haare streicheln

Wer das macht, wird nicht bestraft.

Manche Menschen schlagen nun vor: 
Auch diese Berührungen sollen als 
sexuelle Handlungen zählen.

Denn: Auch diese Berührungen 
können jemandem unangenehm sein.

Und sie können die sexuelle 
Selbst-Bestimmung verletzen.

Wenn diese Berührungen 
als sexuelle Handlungen zählen, 
dann kann man auch jemanden 
bestrafen, der diese Berührungen 
macht.
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Sexuelle Selbst-Bestimmung • Ein neues Gesetz soll sie schützen

Silvester-Nacht in Köln

Verletzungen der sexuellen
Selbst-Bestimmung
sind immer ein Problem.

Es gibt aber einen Grund,
warum so viele Menschen gerade 
jetzt über das neue Gesetz sprechen.

An Silvester ist nämlich etwas passiert.
Und zwar in Köln.

Dort haben sich mehrere Männer
zu Gruppen zusammen-getan.

Und sie haben Frauen belästigt.

Sie haben sie zum Beispiel angefasst.
Auch zwischen den Beinen.

Sie haben sie bedroht.

Sie haben sie ausgeraubt.

Es gab vielleicht
auch Vergewaltigungen.
Das heißt: Männer haben Frauen
zum Sex gezwungen.

Auch in anderen Städten
von Deutschland
gab es ähnliche Vorfälle.

Danach haben viele Menschen in 
Deutschland darüber gesprochen.

Sie haben überlegt:
- Wieso das passiert ist.
- Was man dagegen machen kann.

Und eine Möglichkeit ist:
Man macht das Gesetz strenger.

Wie geht es jetzt weiter?

Bisher haben die Politiker
nur Vorschläge gemacht.

Und sie haben aufgeschrieben,
was in einem neuen Gesetz stehen 
könnte.

Über die verschiedenen Vorschläge 
haben die Politiker vom Bundes-Tag 
letzte Woche gesprochen.

Und sie werden auch noch
öfter darüber sprechen.

Auch andere Menschen
in Deutschland werden noch
ihre Meinung zu dem Thema sagen.

Zum Beispiel Reporter.
Oder Anwälte.
Oder Vereine, die sich für Rechte
von Frauen einsetzen.

Die Vorschläge
können sich also noch verändern.

Und dann ändern sich
auch die Dinge,
die in dem neuen Gesetz stehen.

Irgendwann gibt es dann nur noch 
einen einzigen Gesetz-Vorschlag.

Über den stimmen die Politiker ab.

Wenn sie zustimmen,
dann wird aus dem Vorschlag
ein Gesetz.

An das muss sich dann jeder halten.


